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Zweck des Planfeststellungsverfahrens

Das Planfeststellungsverfahren dient gemaf Art. 36 des Bayerischen Stral3en-
und Wegegesetzes (BayStrWG) als Rechtsgrundlage fur die vorgesehene Stra-
Renbaumalinahme im Zuge der Staatsstraf3e 2040, innerhalb der in den Planen

angegebenen Bereiche.

Die Planfeststellung erstreckt sich insbesondere auf die MaRBhahmen zum Bau
der StaatsstralRe 2040, auf alle damit im Zusammenhang stehenden Folgemal3-
nahmen, die aufgrund des StralRenbauvorhabens notwendig werden sowie auf
die im Sinne der Naturschutzgesetze erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmalf3-

nahmen.

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschlief3lich der
notwendigen FolgemalRnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle, von der
geplanten Baumal3nahme berihrten 6ffentlichen Belange, festgestellt. Neben der
straRenrechtlichen Planfeststellung sind andere behérdliche Entscheidungen,
insbesondere 6ffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse,

Bewilligungen, Zustimmungen und andere Planfeststellungen nicht erforderlich.

Zweck der Planfeststellung ist es, alle durch das Vorhaben berihrten 6ffentlich-
rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager der Straf3enbaulast und anderen
Behorden sowie Betroffenen — mit Ausnahme der Enteignung — umfassend
rechtsgestaltend zu regeln. Insbesondere wird in der Planfeststellung dartber

entschieden:

a) welche Grundsticke oder Grundstiicksteile fir das Vorhaben bendtigt

werden oder auf Verlangen tilbernommen werden missen,

b) wie die oOffentlich-rechtlichen Beziehungen im Zusammenhang mit dem

Bauvorhaben gestaltet werden,
c) welche Folgemalinahmen an anderen Anlagen notwendig werden,

d) wie die Kosten bei Kreuzungsanlagen von Stralen mit Gewassern oder
mit anderen Straen zu verteilen und die Unterhaltungskosten abzu-
grenzen sind (vgl. FernstralRen/Gewasser-Kreuzungsrichtlinien — Stra-
WakR —; StralRen-Kreuzungsrichtlinien — StrakKR —),

e) ob und welche Larmschutzmalnahmen erforderlich sind,

f) welche Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen i.S.v. 8 15 Abs. 2 BNatSchG



i.V.m. den entsprechenden Regelungen nach den Landesgesetzen zum

Schutz von Natur und Landschaft erforderlich sind,

g) welche MalRnahmen zur Sicherung des Zusammenhangs des Europai-
schen okologischen Netzes "Natura 2000" i.S.v. 8§ 34 Abs. 5 BNatSchG
i.V.m. den entsprechenden Regelungen nach den Landesgesetzen zum

Schutz von Natur und Landschaft erforderlich sind,

h) ob artenschutzrechtliche Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG be-
zuglich der gemeinschaftsrechtlich geschitzten Arten (alle européischen
Vogelarten, Arten des Anhangs IV FFH-RL) erfillt werden kénanen und
ob eine ausnahmsweise Zulassung des Vorhabens nach § 45 Abs. 7
BNatSchG mdglich ist,

i) ob Vorkehrungen oder die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen
zum Wohl der Allgemeinheit oder zur Vermeidung nachteiliger Wirkun-

gen auf Rechte anderer erforderlich sind und welche dies sind,

j) ob, falls solche Vorkehrungen oder Anlagen untunlich oder mit dem
Bauvorhaben unvereinbar sind, stattdessen dem Grunde nach eine Ent-

schadigung in Geld anzuerkennen ist.

Hinsichtlich des Grunderwerbs wird auf Ziff. 8. des Erlauterungsberichtes ver-

wiesen.

Darstellung der BaumalRnahme

Die Staatsstraf3e (St) 2040 ist die kurzeste Verbindung zwischen dem Oberzent-
rum Amberg und dem Mittelzentrum Nabburg. Die St 2040 zweigt Ostlich der
Naab-Querung in Richtung Neunburg vorm Wald ab und bindet Uber Stamsried

verlaufend dstlich von Roding (Lkr. Cham) an die BundesstralRe 85 an.

Innerhalb Nabburgs verlauft die bestehende, aus Richtung Amberg kommende St
2040 im historisch gewachsenen, beidseitig angebauten, innerstadtischen Stra-
Renzug der ,Regensburger Stral3e" und ,Georgenstral3e”, quert die unmittelbar
westlich der Naab gelegene Bahnlinie ,Hof — Regensburg” niveaugleich sowie im
Anschluss die Naab. Ostlich der Naab ist die St 2040 mit der St 2156 verkniipft.
Diese ist uber die Anschlussstelle ,Nabburg“ an die Bundesautobahn (BAB) A 93

angebunden und fuhrt weiter in den Raum Oberviechtach / Schonsee.

Nach der im Jahr 2008 erfolgten Fertigstellung der BAB A 6 im Abschnitt Am-
berg-Ost / Autobahnkreuz Pfreimd (BAB A 6 / A 93), erfullen die St 2040 in Rich-



tung Westen als auch die Kreisstraf3e SAD 28 in Richtung Norden zugleich Zu-
bringerfunktionen zur BAB A 6.

Die in der Ortslage Nabburg stark belastete St 2040 zeigt aufgrund des hdhen-
gleichen Bahnibergangs mit der Bahnlinie ,Regensburg — Hof* erhebliche Sto-
rungen des Verkehrsablaufes, sodass die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs dieser wichtigen Verkehrsverbindung eingeschrankt ist. Weitere Moglich-
keiten zur Querung der Naab und der Bahnlinie ,Hof — Regensburg” bestehen
erst wieder in mehreren Kilometern (10 km bis 15 km) Entfernung. Insoweit ist
der vorliegende StaatsstraRenabschnitt ohne verkehrliche Alternative und stellt

ein verkehrliches ,Nadel6hr* im Raum Nabburg dar.

Zudem weist der Bahniibergang in Nabburg ein erhebliches Gefahrenpotential

fur die Nutzer der sich niveaugleich kreuzenden Verkehrswege auf.

Im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung (,Verkehrsuntersuchung zur Beseiti-
gung des Bahnubergangs in Nabburg®“, Marz 2010, Aktualisierung 10/2016) wur-
de im Jahr 2009/2016 das Verkehrsaufkommen im Zuge der Ortsdurchfahrt der
St 2040 sowie des nachgeordneten Stral3ennetzes eingehend untersucht. Hier-
nach weist die St 2040 auf Hohe des Bahniiberganges mit ca. 36-6060 15.300
Kfz/24h zugleich ihre hochste Verkehrsbelastung auf. Fir das Jahr 2025 2030
2035 wird am Bahnlbergang eine Verkehrsbelastung von knapp 48-600 16.600
Kfz/24h prognostiziert (vgl. Anhang 1bT1 u. 1b1T1 zum Erlauterungsbericht).

Wie die taglichen Stauungen in Nabburg beweisen, ist der bestehende Bahn-
Ubergang im Zuge der St 2040 der bestehenden und weiter steigenden Ver-
kehrsbelastung nicht mehr gewachsen und beeintrachtigt nachhaltig die Leichtig-
keit und Sicherheit des Verkehrs.

Er Gbt dariiber hinaus eine erhebliche trennende Wirkung zwischen den dstlich

und westlich der Naab gelegenen Stadtteilen Nabburgs aus.

Die gegenstandliche Planung beinhaltet daher die Beseitigung des héhenglei-
chen Bahnlberganges in Nabburg durch Verlegung der Staatsstrale 2040 in
Verbindung mit einer hohenfreien Kreuzung der Bahnlinie ,Hof — Regensburg®,
einschliellich aller damit in der Folge notwendigen Malinahmen. Die héhenfreie
Kreuzung der Bahnlinie ,Hof — Regensburg” wird durch ein Trogbauwerk reali-

siert, welches auf Héhe der Nordgauhalle die Bahnlinie unterquert.

Die Verlegung der St 2040 beginnt auf Hohe der bestehenden Kreuzung zwi-
schen der St 2040, der Kreisstral’e SAD 28 (,DiepoldstralRe®) und den Ortsstra-

Ben ,Am Haberstroh* und ,Brinnlweg®, welche in einen Kreisverkehrsplatz



umgebaut wird. Dieser verlauft unter weitgehender Einbeziehung der vorhande-
nen OrtsstralRe ,Rankenweg"” in Richtung Bahnhofs- / BayWa-Gelande, schwenkt
Uber das Betriebsgeldnde der BayWa verlaufend auf den Bahnhofsvorplatz und
die bestehende ,Austral3e” ein, folgt bis auf Hohe des Stellwerks der Bahn unter
vollstdndiger Einbeziehung der bestehenden Australle, schwenkt dort in Rich-
tung Nord-Osten ab, um die Bahnlinie diagonal zu unterqueren und trifft etwa 80
m sudlich des bestehenden Bahniberganges auf den Turnhallenweg und
schwenkt von dort Uber die Naab (neue Naabbriicke) wieder in die bestehende
St 2040 ostlich der Naab ein und endet bei Bau-km 1+100. Ab-Bau-km-1+100

via a¥ll a mM-—B anae OWON ae N hohance a a la aYa' )
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Weg“in-einen-Kreisverkehrsplatz. Die St 2040 wird insoweit auf einer Lange von
ca. 12 1,1 km mit einer bituminds befestigten Mindestfahrbahnbreite zwischen
den Borden von 7,50 m hergestellt. Entlang der gesamten Baustrecke sind ange-
sichts der innerstadtischen Lage der Mafinahme beidseitig bereits vorhandene
Gehwege wiederherzustellen bzw. in den Bereichen, in denen bisher keine Geh-
wege existierten, erstmals Gehwege, bzw- in Teilbereichen kombinierte Geh- und

Radwege bzw. Gehwege mit Radbenutzung (Radfahrer frei) anzulegen.

Im Zuge der MaRnahme wird am Ort des zu beseitigenden Bahnuberganges eine
FuRRgangerunterfihrung mit Anbindung an die maRnahmenbedingt neu herzustel-
lende Naabbriicke errichtet, um die intensiven, fuRlaufigen und radverkehrlichen,
innerortlichen Verkehrsbeziehungen zur Altstadt sowie zur Georgenstrafe und

zur Regensburger Stral3e aufrecht erhalten zu kdnnen.

Mit der BaumalRnahme werden die Verkehrssicherheit und die Leichtigkeit des
Verkehrs im Zuge der beiden sich bisher niveaugleich kreuzenden Verkehrswege

Bahn und StralRe wesentlich verbessert.

Es handelt sich vorliegend um eire die Beseitigung eines schienengleichen, be-
schrankten Bahniuberganges, mithin um eine Kreuzungsmafnahme nach 8§ 3 Ei-

senbahnkreuzungsgesetzes (EkrG) mit einer Kostenfolge nach § 13 EkrG.



3.1

Notwendigkeit der Baumafinahme

Darstellung der unzureichenden Verkehrsverhaltnisse und ihrer negati-

ven Erscheinungsformen

Die in der Ortslage Nabburg derzeit mit bis zu 36-6060 15.300 Kfz/24h und der
damit Uberdurchschnittlich stark belasteten St 2040 zeigt aufgrund des héhen-
gleichen Bahnuberganges erhebliche Beeintrachtigungen und Stérungen des
Verkehrsablaufes. Infolge der niveaugleich kreuzenden Verkehre, weist der
Bahnubergang ein erhebliches Gefahrenpotential (derzeit besteht die Gefahr,
dass Verkehrsteilnehmer durch den Ruckstau auf der hochfrequentierten OD (St
2040 alt) infolge ab- oder einbiegender bzw. blockierender Verkehre (Lieferver-
kehr im Bereich der Georgen- und Austral3e) bei geotffneter Schranke auf dem
Bahniubergang zum Stehen kommen) sowie eine erhebliche Beeintrachtigung der

Leichtigkeit des Verkehrs auf.

Fir das Jahr 2025/2030 2035 wird am Bahnubergang im Zuge der St 2040 eine
Verkehrsbelastung von ca. 48-:000 16.600 Kfz/24h prognostiziert (,Verkehrsun-
tersuchung zur Beseitigung des Bahnubergangs in Nabburg®, Marz 2010, Aktua-
lisierung 10/2016). Der mit der Aktualisierung 2016, im Vergleich zu der ur-
sprunglichen Verkehrsuntersuchung 2010, festgestellte Verkehrsrickgang ist
gemal Abschéatzung des Verkehrsgutachters auf den Neubau der BAB A6 zwi-

schen Amberg-Ost und dem AK Oberpfalzer Wald zurtickzufthren.

Neben der hohen Verkehrsbelastung beider sich kreuzenden Verkehrswege und
der Vielzahl an SchrankenschlieBungen, ergeben sich insbesondere in den
Hauptverkehrszeiten erhebliche Wartezeiten sowie regelmaflig Staulangen auf
der St 2040 von teils uber 400 m. Der Bahniibergang bringt infolge haufiger
SchrankenschlieRungen regelmafig den Verkehr im unmittelbar angrenzenden
Stadtzentrum von Nabburg zum Erliegen. Die Ruckstaul&angen blockieren in Spit-
zenzeiten das gesamte Verkehrssystem Nabburgs zwischen der Neunburger
StralRe (Knotenpunkt St 2040 / St 2156 / Hutgasse / Venediger Weg) und der
Bahnhofstral3e. Bei erneutem Schrankenschluss in der Phase der Stauauflésung
reicht der Stau bisweilen bis zur Anschlussstelle Nabburg der BAB A 93 im Osten
(St 2156) bzw. bis zur Kreuzung mit der KreisstralRe SAD 28 (Diepoldstrafie) im
Westen.

Die derzeitigen Schlie3zeiten des beschrankten Bahniberganges wurden 2018
von der DB AG erhoben. Sie betragen von Montag bis Freitag im Mittel rund 288

Minuten bzw. 4 Stunden und 48 Minuten pro Tag und an Sonn- und Feiertagen
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sowie an Samstagen im Mittel 220 Minuten bzw. 3 Stunden und 40 Minuten pro
Tag. Diese Schlie3zeiten flihren bei jedem SchlieBen der Schranken zu einer
Vollsperrung der Staatsstral3e flur alle Verkehrsarten, inklusive der Sicherheits-
und Rettungskrafte. Eine Umfahrung, die die vorhandenen Verkehrsarten leis-
tungsfahig aufnehmen konnte, existiert in Nabburg nicht. Mit der Folge, dass die
Staatsstral3e in ihrer Leistungsfahigkeit erheblich eingeschrankt ist und die ein-
mindenden OrtsstralRen, wie auch die KreisstralRe SAD 54 tiberstaut werden und

der Verkehr aus diesen StralRen nicht herausfahren bzw. nicht hineinfahren kann.

Eine Uberschlagige Berechnung verdeutlicht die negativen Auswirkungen: Bei ei-
ner mittleren Geschwindigkeit des Fahrzeugkollektivs von 40 km/h bzw. 11,10
m/s, stauen sich bei einer SchlieRzeit von 4 Minuten bzw. 240 Sekunden in etwa
180 Fahrzeuge pro Seite an. Bei der Annahme einer mittleren Fahrzeuglange
von 5 Metern (inklusive des Sicherheitsabstandes zum Vorder- und Hintermann),
ergibt das eine Staulédnge von rund 900 Metern. Sind die Fahrzeuge langer oder
fahren sie im Zulauf schneller, verlangert sich der Stau. Sind sie kirzer oder fah-
ren langsamer, verkirzt sich die Staulange. Abhangig ist das Verkehrsaufkom-
men zudem von der Tageszeit, lokalen Ereignissen, wie zum Beispiel von Ver-
kehrsumleitungen infolge eines Unfalles oder einer anderweitigen Stral3ensper-
rung. Infolge dessen variieren die Staulangen mitunter ganz erheblich sowie die
Verkehrsbehinderungen beidseits des anschlieenden ortlichen, wie auch den
abzweigenden bzw. angeschlossenen StralRennetzes in Nabburg. Im gleichen
Umfang variiert die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die Leistungsfahig-

keit des Verkehrs in der Staatsstral3e und der angeschlossenen Ortsstral3en.

Seitens der Bahn wird Uberdies angestrebt, die Bahnlinie ,Hof — Regensburg"
mittelfristig zu elektrifizieren, um eine durchgehend elektrifizierte Alternativroute
fur die Abwicklung des Schienenguterverkehrs in Nord-Sud-Richtung zu erhalten.
Insoweit ist davon auszugehen, dass die Anzahl der erforderlichen Schranken-
schlieBungen weiter steigen und sich so die verkehrliche Situation in Nabburg

weiter verschlechtern wirde.
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Der Kreisverkehr Ost entféllt ersatzlos. Der urspringlich angedachte Umbau des

Kontenpunktes ist zur Erreichung des Planungszieles nicht erforderlich.

Ausweislich der Ergebnisse, der im Rahmen der Verkehrsuntersuchung (,Ver-
kehrsuntersuchung zur Beseitigung des Bahniibergangs in Nabburg®, Marz 2010,
Aktualisierung 10/2016) durchgefuhrten umfangreichen Verkehrserhebungen,
wurden auf der St 2040 am Bahniibergang ca. £6-000 15.300 Kfz/24h registriert.

Im westlich an den Bahniubergang anschlieBenden Stralenzug der St 2040
(Georgenstral’e, Regensburger Str.), wurden je nach Abschnitt Verkehrsbelas-
tungen zwischen ca. #0060 6.000 Kfz/24h (Regensburger StralRe westlich der
KreisstralRe SAD 28) und ca. £1.666 12.000 Kfz/24h (Georgenstral3e westlich der
Einmiindung der Austral3e) festgestellt.

Ostlich der Naab belduft sich das Verkehrsaufkommen auf ca. 12:200 11.600
Kfz/24h (Ostlich der Einmindung der Kreisstral3e SAD 54). Die nach dem Kno-
tenpunkt St 2040 / St 2156 / Hutgasse / Venediger Weg zur BAB A 93 fihrende
St 2156 weist eine Verkehrsbelastung von rd. 9556 9.500 Kfz/24h auf.

Der Mittelwert der Verkehrsbelastung auf bayerischen StaatsstrafRen betrug 2005
hierzu im Vergleich rd. 3.900 Kfz/24h.

Es wurde im Rahmen der Verkehrsuntersuchung auch festgestellt, dass Uber
80% des Verkehrsaufkommens am Bahnubergang dem Binnen- und dem Quell-

Ziel-Verkehr zuzurechnen sind.

Neben der Bahnibergangsproblematik weist die St 2040, insbesondere im Be-
reich der ,GeorgenstralRe” und ,Regensburger StraRe”, enge und unibersichtli-
che Kurven auf und hat aufgrund der beidseitigen, geschlossenen, engen Be-
bauung die Merkmale einer stadtischen Geschaftsstral3e. Entsprechend grof3 ist
hier der Ful3géngerverkehr.

Ferner verlaufen der Bayerisch-Bohmische Freundschaftsweg sowie der Naab-
tal-Radweg durch Nabburg. Bisher fehlen Radwegeverbindungen in das Stadt-

zentrum oder zum Bahnhof Nabburg.

Die vorliegenden unterschiedlichen Nutzungsanspriche an den o6ffentlichen

StralRenraum, die sich einerseits aus den zu erflillenden Aufenthalts- und ande-
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rerseits aus den Verkehrsfunktionen ergeben, stehen im Widerspruch zu einan-
der bzw. sind miteinander unvertraglich, sodass auch hier erhebliche Gefahren-
momente entstehen. Die St 2040 Ubt im Zuge der stadtischen Hauptgeschafts-
strale ,Regensburger StralRe* und ,Georgenstralle” eine erheblich trennende
Wirkung aus. Zahlreiche einmiindende Ortsstral3en, Zufahrten, Langsparkmdg-
lichkeiten behindern ferner den Verkehrsablauf.

Besonders kritisch stellt sich in diesem Zusammenhang der beengte und uniber-
sichtliche Knotenpunkt ,Regensburger Straf3e” / ,Georgenstral3e” / ,Bachgasse/
.Mittelschulstral3e” (bei der St.—Georg—Kirche) dar, an dem in beachtlichem Um-
fang FuRRgangerquerungen (Zuwegung zum Schulberg mit den schulischen Ein-
richtungen der Stadt Nabburg sowie zur Altstadt) auftreten.

Die dargelegten unglinstigen Verkehrsverhéltnisse wirken sich negativ auf die
Unfallsituation aus. Gemalfd der amtlichen Unfalldatenbank ereigneten sich im
vorliegendem Bereich im Zeitraum zwischen dem 01.01.1998 und dem
30-06-2010 28.12.2016 31.12.2019 insgesamt 165 249 282 polizeilich registrierte
Unfalle mit Personen- und Sachschaden, die mind. der Kategorie ,schwerwie-
gender Sachschaden” zuzuordnen sind. Als Unfallfolgen waren 1 Toter, 28 25 26
Schwer- und 93 108 121 Leichtverletzte sowie eine Vielzahl schwerwiegender
Sachschaden zu beklagen.

Damit liegt, trotz der innerdrtlichen Lage, eine tberdurchschnittlich hohe Unfallra-
te fur den gegenstandlichen StaatsstralRenabschnitt vor, d.h. das Risiko in die-
sem Stral3enabschnitt zu verunfallen, liegt deutlich tber dem durchschnittlichen
Unfallrisiko auf einer bayerischen Staatsstral3e.

Ziel der MaRnahme ist es, den bislang hohengleichen Bahnibergang durch eine
Bahnuberfihrung zu beseitigen, um damit die Beeintrachtigungen des Stralenver-
kehrs im innerstadtischen StralRennetz wesentlich zu reduzieren und die Sicherheit
beider Verkehrswege zu erhéhen. Die Bahntrasse soll dabei lage- und hohenma-
Big unverandert und wie bisher hochwasserfrei bleiben. Ferner wird angestrebt,
das historische Stadtbild infolge der Mal3hahme nicht wesentlich zu beeintrachti-

gen.

Durch die Beseitigung des Bahniiberganges i [

tigkeit-des-\Yerkehrs—zu-erwarten-sein. diese potentielle Gefahrenstelle durch die
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kinftig durch unterschiedliche Hohenlagen getrennte Fuhrung der Stral3en und
der Bahnlinie vermieden. Die Leistungsfahigkeit des Straliennetzes und die Ver-

kehrssicherheit aller Verkehrsteilnehmer werden dadurch erheblich verbessert.

tungsfahigkeit-derKnotenpunkisanlage—zu—erwarten. Da allerdings der Bauab-

schnitt ab 1+100 nicht kreuzungsbedingt zu sehen ist, endet die Planfeststellung

bei Bau-km 1+100. Die bestehende Situation zwischen Bau-km 1+100 bis Bau-

km 1+231 bleibt insoweit erhalten.

Anforderungen an die stralRenbauliche Infrastruktur

Aufgrund ihrer Verkehrsfunktion und Lage im Stral3ennetz ist die St 2040 zwi-
schen Amberg und Nabburg der Kategerie-A-H Verbindungsfunktionsstufe LS |
einzustufen. Innerhalb der Ortslage Nabburg ist sie der Kategoerie-CH Kategorie-
gruppe ¥S HS 1l zuzuordnen.

Nach Fertigstellung des Autobahnabschnitts ,Amberg-Ost - Pfreimd* der BAB
A 6 erfillt die St 2040, als auch die am Bauanfang einmiindende KreisstralRe
SAD 28, uberdies eine Zubringerfunktion zur BAB A 6.

Das gegensténdlich geplante Vorhaben entspricht den neuzeitlichen Verkehrs-
bedurfnissen hinsichtlich einer leistungsfahigen, verkehrsgerechten und ver-
kehrssicheren Infrastruktur. Durch die geplante Mal3nahme wird die Verkehrssi-
cherheit gegentiber der bestehenden Situation nachhaltig verbessert. Die Quali-
tat des Verkehrsablaufes und die Leistungsfahigkeit im Ausbauabschnitt derkne-
tenpunkte werden gegeniber der bestehenden Situation erhoht.

Durch die verkehrliche Entlastung der Georgenstralle und Regensburger StralRe
(St 2040 alt) verbessert sich die verkehrliche Situation als auch die Aufenthalts-
funktion in diesen Hauptgeschéftsstralien nachhaltig.

Zur detaillierten Beurteilung und Verkehrsprognose (2025 2030 2035) der ver-
kehrlichen Situation sowie zur Prognose der verkehrlichen Wirksamkeit verschie-
dener Planfalle, wurden umfangreiche Verkehrserhebungen durchgefihrt und ei-
ne Verkehrsuntersuchung (,Verkehrsuntersuchung zur Beseitigung des Bahn-
Ubergangs in Nabburg®, Marz 2010, Aktualisierung 10/2016) erstellt. Demnach
wird fur das Jahr 2025 2030 2035 am Bahnlbergang fur den Prognosenulifall
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(d.h. ohne bauliche Veréanderung der bestehenden Situation) eine Verkehrsbelas-
tung von ca. 38-000 16.600 Kfz/24h prognostiziert.

Im westlich an den Bahnibergang anschlieBenden Strallenzug der St 2040
(GeorgenstralRe, Regensburger Str.) werden im Prognosenullfall 2625 2030 2035
je nach betrachtetem StraflRenabschnitt Verkehrsbelastungen zwischen ca. #7060
6.900 Kfz/24h (Regensburger Stral3e westlich der Kreisstralle SAD 28) und ca.
12.000 13.400 Kfz/24h (Georgenstral3e westlich der Einmindung der Australie)
prognostiziert. Ostlich der Naab steigt It. Prognose das Verkehrsaufkommen auf
ca. 13-600 12.400 Kfz/24h (6stlich der Einmiindung der Kreisstrale SAD 54). Die
nach dem Knotenpunkt St 2040 / St 2156 / Hutgasse / Venediger Weg zur BAB A
93 fihrende St 2156 weist im Prognosenulifall 2625 2030 2035 eine Verkehrsbe-
lastung von rd. 26-740 9.700 Kfz/24h auf.

Wie bereits dargelegt, zeigt sich, dass uber 80% des Verkehrsaufkommens am
Bahnubergang dem Binnen- und dem Quell-Ziel-Verkehr zuzurechnen sind. Ent-

sprechend gering fallt der Anteil des Durchgangsverkehrs aus.

Erforderlicher stralRenbautechnischer Ausbaustandard

a) Querschnitte:

Aufgrund der Verkehrsbelastung und des malRRgebenden Begegnungsfalles
Lkw/Lkw wird nach den einschlagigen Entwurfsregelwerken (RAS-Q-96-sowie
RASt 06) ein Regelquerschnitt mit einer Mindestbreite zwischen den Borden von
7,5 m gewahlt. Aufgrund der innerstadtischen Lage ist sind die beidseitige An-
ordnung von Gehwegen und in Teilbereichen von kombinierten Geh- und Rad-
wegen bzw. Gehwege mit Radbenutzung (Radfahrer frei) notwendig. Sowohl die
kombinierten Geh- und Radwege als auch die Gehwege mit Radbenutzung, er-

halten identische Mindestbreiten. Hieraus ergeben sich folgende Querschnitte:

Querschnitt der St 2040 aulRerhalb der Bauwerke:
Mindestbreite der Fahrbahn zwischen den Borden: 7,5m

Mindestbreite beidseitige Gehwege / Geh- u. Radwege je 2,86 2,5m/ 3,25 m

Querschnitt der St 2040 im Bereich der Naabbriicke:

Breite der Fahrbahn zwischen den Borden: 8,75 m
(6;5m inkl. Aufweitung zur Aufnahme der Entwasserungseinrichtungen und

weitere Fahrbahnverbreiterung in engen Kurven infelge—derVerwendung
von Radien < 200 m)

Mindestbreite beidseitige Gehwege — und Radwege je263,25m
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Querschnitt St 2040 im Bereich der Eisenbahnuberfihrung / Trogstrecke:

Mindestbreite der Fahrbahn zwischen den Borden: 8,25 m

(3:00-m-Aufweitung-bei-R=2100-m inkl. Fahrbahnverbreiterung in engen

Kurven)

Mindestbreite beidseitige Gehwege —urd-Radwege-{\West/Ost)
mit freigegebener Fahrradbenutzung je 1,75 3,25 m

Notwendige Fahrbahnverbreiterungen:

Die Kurvenverbreiterungen sind FarRadien-unter200-m-ist in Abhangigkeit
vom vorhandenen Kurvenradius R und vom maf3gebenden Begegnungsfall
(Lkw/Lkw) erforderlich. eire-Fahrbahnverbreiterung-um-das-Mal+=100/R
vorzunehmen. Insoweit fallen die o. g. Mindestbreiten der Fahrbahn im Fall
von Trassierungselementen R < 200 m grofRer aus.

Linksabbiegespuren:

Breite von Linksabbiegspuren: 3,25 m

b) Mindest- und Héchstparameter der Trassierungselemente des Lageplans,
des H6henplans und des Querschnittes aufRerhalb von Knotenpunkten, Tun-
nel- und Trogstrecken:

Nach den einschlagigen Trassierungsregelwerken bzw. um die uneingeschrankte
Befahrbarkeit (Leistungsfahigkeit und Sicherheit) zu gewéhrleisten, sind aul3er-
halb von Knotenpunkten folgende Mindest- bzw. Hochstparameter einzuhalten (v
zu. = 50 km/h):

Kurvenmindestradius min R: 809080 m

Hochstlangsneigung max. s: 7,0 %
(Die Hochstlangsneigung von 7 % ergibt sich zusatzlich aus der Forderung
nach Unterschreitung einer resultierenden Maximalschragneigung in Hohe
von 10 %, um ein Abrutschen der Fahrzeuge bei Glatte auszuschliel3en z4.)

Kuppenmindesthalbmesser min Hg: 1.200 m
Wannenmindesthalbmesser min Hy: 500 m
Mindestquerneigung: 25%
Hochstquerneigung: 25 50 60%

{beiR=80-90-m)(auRerhalb des Troges und der Naabbriicke)

Besonderheiten Knotenpunktsbereiche:

Im Bereich plangleicher Knotenpunkte sind Langsneigungen grol3er 4% aus
entwurfstechnischen und verkehrstechnischen Griinden zu vermeiden. Dies

wird mit der vorliegenden Planung gewahrleistet.


Steininger Günter (StBA Amberg-Sulzbach)
Durchstreichen

Steininger Günter (StBA Amberg-Sulzbach)
Textfeld
mit freigegebener Fahrradbenutzung

Steininger Günter (StBA Amberg-Sulzbach)
Textfeld
wege
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Einmindung der Austral3e in die St 2040neu:

Zur sicheren, leistungsfahigen und geordneten Abwicklung der prognostizierten
Knotenstrome wird die Errichtung einer Lichtzeichenanlage an der Einmiindung
der Austraf3e in die St 2040neu notwendig. Andernfalls wirden die Wartezeiten
der aus der Austral3e in die St 2040neu einmiindenden, jedoch gegeniber dem
Verkehr der St 2040neu wartepflichtigen Verkehre unangemessen lang ausfallen.

Bereich Einmindung der SAD 54 in die St 2040neu:

Zur Weiterfuhrung des Radweges bis zum bestehenden Naabtalradweg Richtung
Perschen lber die SAD 54, wird bei Bau-km 1+030 zur sicheren Querung der St

2040neu fur FuBBganger u. Radfahrer eine Bedarfsampel angeordnet.

Busbucht:

Aus Grinden der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ist im Bereich des
Bahnhofes eine Busbucht und zur sicheren Querung der St2040 neu fur Ful3-
ganger und Radfahrer ebenfalls eine Bedarfsampel an der St 2040 neu anzu-

ordnen.

Der Vorhabenstrager stimmt den Vorschlagen (Biro GEO.VERS.UM) aus der
FulRganger- und Radverkehrsuntersuchung (Unterlage Nr. 11b) zu und ersetzt

die Querungshilfe (Mitteltrennung) durch eine Bedarfsampel.

Raumordnerische Entwicklungsziele

Die St 2040 dient zur Anbindung an das Ubergeordnete Stral3ennetz BAB A 6
und A 93. Im Hinblick auf die wirtschaftliche, touristische und kulturelle Entwick-
lung kommt einem leistungsfahigen und verkehrssicheren Ausbau dieser Stra-
Renverbindung eine Bedeutung zu. Die geplante Ma3nahme wird die verkehrli-
che Situation im Stadtbereich von Nabburg deutlich verbessern.

Die Ausbauziele im StaatsstralRenbau in Bayern sind im derzeit geltenden 7. Aus-
bauplan fur die StaatsstralRen geregelt. Bei der Aufstellung des Ausbauplans wur-
de ein gesamtwirtschaftliches Bewertungsverfahren angewandt. Dieses ermdglich-
te eine Dringlichkeitsreihung der erwogenen Projekte nach bayernweit einheitli-

chen und objektiven Kriterien. Die Kernkomponente des Bewertungsverfahrens
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stellt eine Nutzen-Kosten-Analyse (NKA) dar. Die NKA basiert auf bundesweit zum

Einsatz kommenden Verfahren.

Die MaBnahme ist in der 1. Dringlichkeit Uberhang des derzeit geltenden Au-
bauplans mit einem NKV von 6,6 eingestuft und im Internet unter folgender Sei-

te abrufbar:

https://www.baysis.bayern.de/web/content/ausbauprogramme/ausbauplan
/default.aspx

Verringerung bestehender Umweltbeeintrachtigungen

Mit der gegenstandlichen Mal3nahme wird eine Verstetigung des Verkehrsablau-
fes erzielt; insoweit lassen sich die bestehenden Verkehrsstauungen infolge der
Schrankenschliel3ungen als auch an derzeit bereits tUberlasteten Knotenpunkten
sowie der die damit verbundenen, erhOhten Kraftstoffverbrauch Kraftstoffver-

brauche und Immissionen vermeiden.

ZweckmaéRigkeit der Baumallhahme

Kurze Charakterisierung von Natur und Landschaft im Untersuchungsraum

Standdrtliche Gegebenheiten

Nahezu der gesamte Bereich der Baumalnahme ist innerdrtlich-stadtisch ge-
pragt. Der Anteil versiegelter Flachen ist dementsprechend hoch. Die relativ we-
nigen Grunflachen weisen als tGberwiegend gepflegte Privatgarten mit meist ho-
hem Anteil nichtheimischer Gehdlzarten kaum eine naturnahe Vegetationsent-
wicklung auf. In Teilabschnitten, v. a. entlang der Bahnlinie, existieren natur-

sehutzfachlich-weniger-bedeutsame geringwertige, nahezu durchgehende eutro-

phe Gras- und Ruderalfluren. Im Bereich der Naabquerung sind die Ufer mit ei-
nem llckigen, Gberwiegend angepflanzten Gehdlzsaum mittleren Alters und
mittelalten Geholzbestand mit begleitenden Gras- und z. T. Brennnesselfluren
bewachsen. Flie3gewassertypische Rohrichte sind nur in geringem Umfang aus-
gepréagt. Teilweise sind die Uferbereiche durch Tritt anthropogen beeintrachtigt.
Von besonderer Bedeutung fiir das Vorhaben ist der Flusslauf der Naab. Die Le-
bensraume und Lebensgemeinschaften im Fluss sowie entlang der Ufer sind von
besonderer Bedeutung fur die Schutzguter Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt. Weiterhin ist die Naab mit der begleitenden Aue von Bedeutung fir die Nah-

erholung.

vgl. Unterla-
gen Nrn. 9-1a
9.1b und 9-2a
9.2b
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Geschitzte Gebiete und Bestandteile der Natur; Biotop- und Artenschutz

Der unmittelbare Flusslauf der Naab einschliel3lich ihrer Ufer ist gem. § 26
BNatSchG als “Landschaftsschutzgebiet innerhalb des Naturparks Oberpfalzer
Wald (ehemals Schutzzone)“ ausgewiesen. Aul3erdem liegt das gesamte Plan-
gebiet im Naturpark “Oberpfalzer Wald".

Im Gbrigen Umfeld der geplanten Baumafinahme sind keine weiteren Schutzge-
biete nach § 22—-25 und § 27-29 BNatSchG und keine Natura 2000-Gebiete nach
§ 32 BNatSchG vorhanden.

Die Lebensrdume an den Ufern der Naab sind in der aktuellen Biotopkartierung
Bayern erfasst (BK-Nr. 6539-1019, Teilflachen 011 und 012).

entsprechen-wiirden. Gesetzlich geschuitzte Biotope nach § 30 BNatSchG und
Art. £3-d 23 (1) BayNatSchG stellen der Flusslauf sowie die Bestockung entlang
der Naab dar bzw:; geschiitzte Lebensstatten nach § 39 Abs. 5 BNatSchG und
Art. 16 (1) BayNatSchG, deren Zerstérung oder Beeintrachtigung nach dem Na-

turschutzrecht verboten ist bzw. deren Beseitigung gesonderten zeitlichen Rege-
lungen unterliegt, finden sich in Form von Gehdolzen (Einzelbaume, Hecken, Ge-
blUsche, Feld-/Ufergehdlze) an verschiedenen Stellen innerhalb des Plangebiets
wieder sind-ebenfallsnicht-anzutreffen.

Als Lebensraumtypen nach der FFH-Richtlinie anzusprechen sind die Naab (INf.
Lebensraumtyp 3260: Deutlich veranderte FlieRgewasser), die Bestockung ent-
lang der Naabufer (N~ LRT 91EO*: Weichholzauenwalder, junge bis mittlere
Auspragung), das Grunland zwischen Rankenweg und Poststeig (Nr. LRT 6510:
Artenreiches Extensivgrinland) sowie das kleinflachige Grinland 6stlich der
Bahn sudl. der Stadthalle (Nr. LRT 6510: MaRig extensiv genutztes, artenreiches
Grunland).

Als Arten des Anhangs Il der FFH-Richtlinie wurden im Untersuchungsgebiet die
Bachmuschel, die Flussperimuschel (Einzelexemplar) sowie die Fischarten Bitter-

ling und Rapfen festgestellt.

In der Artenschutzkartierung (ASK) wird fur das unmittelbare Planungsgebiet le-
diglich ein Nachweis (Bereich Naabbriicke, Nr. 6539-185: Fledermause unbe-
stimmt, 2006) geflhrt.

Im Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) fur den Landkreis Schwandorf ist
das Naabtal, das auch als Schwerpunktgebiet des Naturschutzes (Nr. D) ausge-
wiesen ist, als landesweit bedeutsamer Lebensraum fir Feuchtgebiete und Fliel3-
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und Stillgewasser eingestuft. Ziel ist die Optimierung als Biotopverbundachse
und Ausbreitungskorridor fir gewassergebundene Organismen.

An europarechtlich geschiitzten Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie
+—S—der8844-und-45 BNatSehG (,spezieller Artenschutz*) sind nachgewiesen
oder kommen im Planungsgebiet potentiell vor:

0 Fledermause (Zwergfledermaus,-Abendsegler)

0 Biber, Fischotter
0 Schlingnatter
o]

Bachmuschel

Européaische Vogelarten nach Art.1 der Vogelschutz-Richtlinie wurden im Zuge
der durchgefuhrten Kartierungen innerhalb des Planungsgebiets in einer Vielzahl
nachgewiesen. Nach Abzug der sog. “Allerweltsarten* (mit Ausnahme von zwet
drei Arten) verbleiben noch 26 37 Vogelarten, die als prufrelevant einzustufen
sind. Von diesen 20 37 prifrelevanten Arten wurde jedoch nur eine-Vogelart zweli
Vogelarten als aktuell sicher britend innerhalb des Wirkraums des Vorhabens er-
fasst.

Die anderen 19 35 Vogelarten wurden nur als ehemals brutend, auf3erhalb des

Wirkraums britend oder als Nahrungsgaste oder Durchzigler im Untersu-

chungsgebiet festgestellt.

An sonstigen naturschutzfachlich bedeutsamen Tierarten (Rote-Liste-Arten), die
im Wirkbereich des Vorhabens vorkommen, sind zu nennen:
- Fische: Rutte, Nase

- Muscheln: Malermuschel

- Libellen: Kleine Zangenlibelle, Blauflugel-Prachtlibelle, Gebéanderte Prachtlibel-
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Zwangspunkte der Planung

Zwangspunkte bei der Trassierung bilden:

der Anschluss an die bestehende St 2040 am Baubeginn und Bauende

o

die Bahnlinie Regensburg-Weiden in Lage und Hohe

o

die angrenzende Wohnbebauung und Gewerbebetriebe

o

die Naab und der Sterzenbach einschlief3lich der Berticksichtigung
des Hochwassergeschehens

0 Bertcksichtigung des Grundwassergeschehens
o0 die bestehenden Ortsstral3en

In planerischer Hinsicht sind nur solche Vorhaben als Variante relevant und in ei-
ne Prifung einzubeziehen, die ebenfalls eine Beseitigung des schienengleichen
Bahniberganges in Nabburg zum Inhalt haben. Insoweit handelt es sich bei sol-
chen Vorhaben, die lediglich zu einer Verlagerung von Teilen des Verkehrs weg
vom bestehenden und insoweit auch kiinftig zu erhaltenden Bahniibergang be-

wirken, um keine Planungsalternativen.

Im Rahmen der Erstellung der Eisenbahnkreuzungsvereinbarung

untersuchte Varianten

Im Zuge der Erstellung der Eisenbahnkreuzungsvereinbarung untersuchte Vari-
anten

Neben der vorliegenden Losung wurden folgende Varianten im Zuge des Ab-

schlusses der Eisenbahn-Kreuzungsvereinbarung eingehend untersucht:

» Varianten 0.a und 0.b: Beseitigung des schienengleichen Bahniiberganges

an vorhandener Stelle

» FEiktivtrasse 1: Beseitigung des schienengleichen Bahniiberganges mit

Kreuzung der Bahnlinie auf Hohe der Stadthalle und Ruckschwenkung zur
Austral3e

» FEiktivtrassen 1.5 / 1.5a: Beseitigung des schienengleichen Bahniubergan-

ges mit Kreuzung der Bahnlinie auf Hohe der Stadthalle und Einschleifung

in die Regensburger Stral3e.

Varianten 0.a und 0.b: Beseitigung des schienengleichen Bahniiberganges an
vorhandener Stelle

Vorbemerkung:
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Eine hohenfreie Losung im Bereich des bestehenden Bahniiberganges erweist
sich als nicht realisierbar, da eine Uberfiihrung in unverhaltnismaRiger Weise in
die umliegende dichte Bebauung und das Erscheinungsbild des historischen

Ensembles der Altstadt eingreifen wirde.

Gleiches gilt fur eine Unterfiihrung anstelle des bestehenden Bahniiberganges.
Hinzu kommt, dass aufgrund der unmittelbaren Nahe der Naab eine Unterfih-

rung an dieser Stelle mit vertretbarem Aufwand technisch nicht moglich ist.

Die Beseitigung des Bahniiberganges im Bereich der Bestandslage durch den
Bau einer Straf3enuberfuhrung wurde urspringlich als favorisierte Losung in
das 1979 von der seinerzeitigen Deutschen Bundesbahn beantragte Raumord-
nungsverfahren aufgenommen. Insgesamt 4 Linien wurden fir eine Bahniber-
gangsbeseitigung in bestandsnaher Lage vorgeschlagen. Sie wurden jedoch
wegen der enormen Auswirkungen auf das bebaute Umfeld (umfangreiche Ge-
baudeabbriiche, groRe Bauwerke, grolie Dammhohen etc.) aufgegeben. Kurze
Baulédngen lieRen sich nur durch die Nichteinhaltung der technischen Mindest-
und Hochstparameter realisieren, so dass damit den trassierungstechnischen
Mindestanforderungen und insoweit auch den Sicherheitsstandards nicht Rech-

nung getragen werden kann.

Variante 0.a: Beseitigung des schienengleichen Bahniiberganges in bestehen-
der Lage durch die Errichtung einer Stral3eniberfiihrung
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Infolge der notwendigen Gradientenanhebung der St 2040 und der unmittelba-
ren Nachbarschaft der Naab zum bestehenden Bahnibergang erfordert eine
solche Ldsung stets den Neubau der Naabbriicke. Aufgrund der vorliegenden
topographischen Verhaltnisse ergeben sich bei einer aus stralRenbaulicher Sicht
noch vertretbaren Trassierung (Langsneigung bis zu 7 %, enge Kuppen- und
Wannenhalbmesser) lange Rampenbauwerke. Die erforderliche Ausbaulange
im Zuge der St 2040 wirde mindestens 350 m betragen. Zwischen der Bahnli-
nie und der Naab ware in Ermangelung alternativer ErschlieBungen der Turn-
hallenweg und damit die Turnhallensiedlung und die Stadthalle tGber eine mind.
165 m lange Briickenrampe (teils Briicke, teils Erddamm) an das Uberfiih-
rungsbauwerk anzuschlie3en. Die Zufahrt zur Stadthalle und zum Sportgeldnde
wére wiederum an die geanderte Hohenlage des Turnhallenweges anzuschlie-
Ren. Um unmittelbare Eingriffe in die gesamte Bebauung nordlich der Stadthalle
vermeiden zu konnen, ware der Bau einer ca. 80 m langen Stutzmauer entlang
der Rampe des Turnhallenweges und der Zufahrt zur Stadthalle notwendig.

Im Bereich der anzuhebenden St 2040 ware die Erschlie3ung der anliegenden
Bebauung und insoweit deren bisherige Nutzung nicht mehr gewahrleistet. Die
Fahrbahnoberkante verliefe bis zu 8 bis 9 m Uber der bestehenden Straf3enla-
ge. Damit lagen einige Hauser quasi unter der angehobenen St 2040 und wa-

ren deshalb abzulésen und zu beseitigen.

Durch die MaRnahmen im Zuge der St 2040 (Georgenstralde - Hauptgeschafts-
strale) und durch die notwendigen Folgemaflinahmen, waren allein in der
Georgenstral3e mind. 10 Wohn- und/bzw. Geschéaftshduser unmittelbar betrof-
fen. Davon wéaren mind. 3 Gebaude infolge unmittelbarer Uberbauung zu besei-
tigen.

Infolge der deutlich ver&dnderten HOhenlage und der unmittelbaren Nachbar-
schaft ware die gewohnte Nutzung der tbrigen an der St 2040 betroffenen, vor-
nehmlich gewerblich genutzten und mit den Geschaftsraumen zur Staatsstral3e
ausgerichteten Anwesen nicht mehr zu gewéhrleisten. Diese Gebaude sowie
die darin eingerichteten Betriebe missten abgeltst werden. Die ersatzweise
rickwartige ErschlielBung wére nicht oder nur mit einem vollstandigen Umbau
der Geb&ude moglich. Eine gewerbliche oder zu Wohnzwecken bestimmte Nut-
zung schiede damit kinftig aus. Gerade fir den Komplex der Raiffeisenbank
und des benachbarten Geschéftshauses wirden sich erhebliche Auswirkungen
auf dessen bisherige ErschlieBung und der Ausrichtung der GeschéaftsrAume

ergeben.
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MalRnahmenbedingt wéaren dartiber hinaus massivste Anpassungen der Anbin-
dung des Muhlweges, der Austral3e, des Gartenhduslweges, der Seilerstralle,
des Turnhallenweges, des Alten Briickenweges und der Kreisstral3e SAD 54 er-
forderlich. Auch im Bereich dieser Strallen und Wege ergaben sich erhebliche
Eingriffe in die ErschlieBung und Nutzung der anliegenden Grundstiicke. Die
verkehrlich notwendigen und malinahmenurséchlichen Anpassungen des
nachgeordneten Wegenetzes wirden mind. weitere 4 Geb&audeabbriiche erfor-
dern. Zu beseitigen waren ein Gebaude an der AustralRe, mind. 2 Nebengebau-
de am Gartenhduslweg sowie der Stadel am Turnhallenweg.

Auf der Ostseite der Naab kann aufgrund der veranderten Hohenlage der St
2040 das Ladengeb&ude rechts nicht mehr genutzt und insoweit auch nicht

mehr erhalten werden.

MalRnahmenursachlich wird damit die Beseitigung / Ablésung von mind. 12
Wohn- und Geschaftshdusern bzw. Nebengebauden sowie der unmittelbare
Eingriff in die ErschlieBung von weiteren Wohn- und Geschaftshusern unver-

meidbar.

Zur Aufrechterhaltung des Verkehrs wahrend der Bauzeit, ware die Errichtung
einer Behelfsbriicke tber die Naab und die Einrichtung eines Behelfsbahniiber-
ganges sowie eine Behelfsverkehrsfiihrung auf3erhalb des Baufeldes zwingend
erforderlich. Diese bauzeitlichen Behelfe verursachen neben entsprechenden
.verlorenen* Kosten wiederum massive Eingriffe in Privateigentum.

Aus bautechnischer Sicht wirde sich dartuber hinaus der Bau der neuen Naab-
briicke aufgrund der groRen Langsneigung lberaus schwierig gestalten. Auch
wurde sich die dabei alternativiose Anbindung des Turnhallenweges im Bereich
groBer Langsneigungen aus Sicht der Sicherheit und Leichtigkeit des Stral3en-

verkehrs als sehr nachteilig erweisen.

Fazit: Derart einschneidende Eingriffe in das bebaute Umfeld, in die unmittelba-
re und mittelbare ErschlieBung, die insoweit maRnahmenursachlich zahlreiche
und erhebliche Eingriffe in das Privateigentum, in die stadtebauliche Struktur

sowie in die wirtschaftliche Existenz einer Vielzahl von Betrieben haben hatte,

fuhren zu-einer-Ausseheidung zum Ausschluss dieser Variante.
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Variante 0.b: Beseitigung des bestehenden schienengleichen Bahniberganges
in bestehender Lage durch die Errichtung eines Stra3entunnels

Aufgrund der unmittelbaren Nahe der Naab zum bestehenden Bahniibergang
ware die Variante einer Tieflage der St 2040 nur mit gleichzeitiger Untertunne-
lung der Naab und der Bahnlinie realisierbar. Soweit der Tunnel Uberhaupt in
offener Bauweise herstellbar ware, miusste ein Abstand der Gradiente der St
2040 zur Mittelwasserlinie der Naab von tber 10 m vorausgesetzt werden. Der
sich insoweit ergebende Hohenverlauf der St 2040 |asst diese Variante ganzlich
abwegig erscheinen. Nur bei Verwendung unzulassig steiler Langsneigungen
(Gber 10 %) und kleinster Kuppen- und Wannenhalbmesser lie3en sich Baulan-
gen von unter 600 m realisieren. Derart grof3e Langsneigungen sind jedoch an-
gesichts der hohen Sicherheitsanspriche an Tunnelstrecken grundsatzlich un-

zulassig. Zuldssig waren in einem Tunnel LAngsnheigungen von max. 4 %.

Auch die Beibehaltung der kurvigen Linienfihrung der St 2040 wére im Hinblick
auf die Tunnelsicherheit nicht moglich. Letztlich musste zur Einhaltung trassie-
rungstechnischer Mindestparameter und sicherheitsrelevanter Aspekte die
Tunneltrasse den bestehenden Trassenkorridor verlassen und bereits im Be-
reich der Regensburger Stral3e (westlich der Georgenstral3e) beginnen und erst

Ostlich der Neunburger Straf3e (St 2040) enden. Damit kame er aber zumindest
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teilweise unter der bestehenden Bebauung zu liegen. Die Tunnelportale miss-

ten zudem in das eng bebaute Umfeld integriert werden.

Ein bergméannisch aufzufahrender StraRentunnel bedurfte zudem deutlich gro-
Rerer Scheitelliberdeckungen zur Sohle der Naab und damit eine weitere Ab-
senkung des Hohenverlaufes der StraRe und einer weiteren Verlangerung der

Tunnelstrecke.

Insbesondere im Bereich der raumgreifenden Tunnelportale und der zugehori-
gen, anschlieenden Rampenbauwerke wéaren die Erschlielung und damit die
bisherige Nutzung der anliegenden Bebauung nicht mehr gewahrleistet. Eine
rickwartige ErschlieBung der unmittelbar im Portalbereich des Tunnels be-

troffenen Anwesen ist mehrheitlich nicht mdglich.

MalRnahmenbedingt kénnten der Mihlweg, die Australle, der Alte Briickenweg,
die Seilerstral3e, die SAD 54, der Naabweg, die Hitgasse, der Venediger Weg
und die Neunburger Strafl3e (St 2040) nicht an die Trasse angeschlossen wer-
den. Insbesondere 6stlich der Naab sind waren deshalb umfangreiche straRen-
bauliche MaRnahmen zur Neuordnung des Stral3ennetzes erforderlich, um eine
adaquate Erschlieung des Stadtteiles Venedig gewahrleisten zu kénnen. Die-
se ersatzweisen MalRRnahmen wiederum wirden in umfangreicher und ohne
weitere Detailuntersuchungen nicht sicher abschatzbarer Weise in die umlie-
gende Wohn- / Geschaftsbebauung und damit in massivster Weise in die stad-
tebauliche Struktur eingreifen. Gleiches gilt fur die innerstadtischen Bereiche
westlich der Bahnlinie. Der zwischen Bahnlinie und Naab mit der St 2040 ver-
knlpfte Turnhallenweg (Turnhallensiedlung und Stadthalle) kdnnte ebenfalls
nicht mehr an die St 2040 angeschlossen werden, sodass zur ersatzweisen Er-
schlieBung des betroffenen Gebietes eine separate Bahniber- bzw.
-unterfihrung im Bereich des Bahnhofes und/oder eine neue Naabbriicke erfor-

derlich werden wurde.

Neben den ubrigen bautechnischen Schwierigkeiten ist ware von einem erheb-
lichen technischen und vielfach hoheren finanziellen Aufwand fir die bauzeitli-
che Sicherstellung des Verkehrs auszugehen. Zur Aufrechterhaltung des Ver-
kehrs wéhrend der Bauzeit wéaren die Errichtung einer Naabbriicke, die zugleich
der ersatzweisen ErschlieBung der Stadthalle und der Turnhallensiedlung dient,

und die Einrichtung eines Behelfsbahniberganges zwingend erforderlich.

Systembedingt wére ein Einstau der Tunnelstrecke im Hochwasserfall nicht mit

an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auszuschlieRen. Eine Nutzung der
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Tunnelstrecke durch die nicht motorisierten Verkehrsteilnehmer scheidet aus,
sodass fur diese Verkehrsteilnehmer gesonderte MalRnahmen erforderlich wii-

den waren. Hierzu wére der Bau einer separaten Naab- und eirer Bahnquerung
notwendig.

Fazit: Derart einschneidende Eingriffe in das bebaute Umfeld, in die unmittelba-
re und mittelbare ErschlieBung, die insoweit maRnahmenursachlich zahlreiche
und erhebliche Eingriffe in das Privateigentum, in die stadtebauliche Struktur
sowie in die wirtschaftliche Existenz einer Vielzahl von Betrieben als-aueh-wirt-

sehaftliche-Aspekte-haben zur Folge hatte, fihren zu-einer-Ausseheidung zum
Ausschluss dieser Variante.

Fiktivtrasse 1: Beseitigung des schienengleichen Bahniberganges mit Kreuzung
der Bahnlinie ca. 200 m sudlich des bestehenden Bahniberganges und Riick-
schwenkung zur AustralRe
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Unter Verwendung der einschlagigen trassierungstechnischen Mindestparame-
ter (Kurvenmindestradien R = 80 m) wirde die Baulange bis zur Wiedereinfih-
rung in den Stra3enzug der St 2040 mind. 630 m betragen. Die angestrebte
Einbeziehung der AustralRe ware dabei unter Wahrung der einschlagigen Kur-
venmindestradien lagemafig nicht moglich. Ungeachtet dessen wéare auch auf-

grund der notwendigen Gradientenlage eine hohenmalige Einbeziehung der
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Austral3e ebenfalls nicht mdglich. Weiterhin ergeben sich notwendige Anpas-

sungen im nachgeordneten Wegenetz auf einer Lange von mind. 500 m.

Die Trassenfuihrung wirde zwangslaufig unmittelbar tber einige Wohn- und
Geschéftshauser fihren missen. Insoweit waren insgesamt 5 Wohngebaude, 2
Wohn- und Geschaftshduser (mit Nebengeb&uden), 1 mehrgeschossiges Ge-
werbeobjekt und 1 Stadel abzulésen und zu beseitigen. Neben der kostener-
heblichen Ab- bzw. Umsiedelung der eingerichteten Betriebe und der Ablésung
der Geb&ude waren auch die zum Supermarkt und zur Stadthalle gehdrenden
Parkplatze zu ersetzen. Die aus verkehrstechnischer Sicht notwendigen Folge-
maflinahmen zur Anbindung der Australle, des Ramgrabens und des Garten-
hauslweges wirden weitere massive Eingriffe in Privateigentum und-in—Be-
triebstlachen-derBayWa erfordern.

Fazit: Derart einschneidende Eingriffe in das bebaute Umfeld, in die unmittelba-
re und mittelbare ErschlieBung, die insoweit maRnahmenursachlich zahlreiche
und erhebliche Eingriffe in das Privateigentum, in die stadtebauliche Struktur

sowie in die wirtschaftliche Existenz einer Vielzahl von Betrieben haben zur
Folge hatte, fihren zu—einer-Ausscheidung zum Ausschluss dieser Variante.
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4.3.1.3 Fiktivtrassen 1.5 und 1.5a: Beseitigung des schienengleichen Bahnilberganges
mit Kreuzung der Bahnlinie auf H6he der Stadthalle und Einschleifung in die Re-
gensburger Stralle

Fiktivtrasse 1.5:
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Wie die Untersuchungen zur Trasse 1.5 (direkte Linienfihrung der St 2040
von der Nordgauhalle zur Regensburger Stral3e) zeigen, lassen sich die tras-
sierungstechnisch zuldassigen Maximalwerte fur die L&angsneigung nicht einhal-
ten. Um die vorhandenen Hohenunterschiede zu Uberwinden, wéaren Langs-
neigungen von bis zu 12 % notwendig. Jedoch musste die Verknipfung
(Kreisverkehrsplatz - KVP) mit der Austral3e in einem Bereich mit mind. 6 %
Langsneigung erfolgen. Dies ist aus verkehrstechnischer Sicht nicht vertret-
bar. Der trassierungstechnisch zuldssige Maximalwert der Langsneigung wird
damit nahezu um den Faktor 2 Uberschritten. Die Variante 1.5 ist insoweit be-
reits verkehrstechnisch unzuldssig und ist deshalb auszuscheiden auszu-

schlielRen.
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Fiktivtrasse 1.5a:

Um die Langsneigungen gegenuber der Variante 1.5 zu reduzieren, wurde die
Untervariante 1.5a untersucht. Diese zeichnet sich durch eine abweichende -
geschwungene - Linienfihrung zwischen Nordgauhalle und der Regensburger
StralRe aus, um uber eine so entstehende grof3ere Entwicklungslange die be-

stehenden Hohenunterschiede mit geringeren Langsneigungen abwickeln zu

kdénnen.
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Wie die Untersuchungen zur Trasse 1.5a zeigen, wirden die zulassigen trassie-
rungstechnischen Maximalwerte fur die Langsneigung (7%) immer noch Uber-
schritten, um die topografisch bedingten Hohenunterschiede zu tberwinden.
Auch die Variante 1.5a ist somit aus verkehrstechnischer Sicht unzuléssig und
insoweit auszuseheiden auszuschliel3en.

Trotz der gegenlber der Variante 1.5 etwas geringeren Langsneigung wirde
sich im Zuge der St 2040 eine Baulange von ca. 770 m ergeben. Daruber hin-
aus ergdben sich notwendige Anpassungen im nachgeordneten Wegenetz auf
einer Lange von nahezu 500 m. Die notwendigen Dammbauwerke wirden eine
Hohe von bis zu 5 m aufweisen. Aus stadtebaulicher Sicht ist dies angesichts
der unmittelbaren Nachbarschaft zu bestehenden Wohngebauden inakzeptabel.

Vorhabensbedingt wéaren insgesamt 3 Wohngeb&ude, 4 Wohn- und Geschafts-
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hauser (mit Nebengelassen), 1 Gewerbehalle und 1 Supermarkt einschlief3lich
des zugehorigen Parkplatzes abzul6sen und zu beseitigen. Inwieweit die 2 bei-
den nicht unmittelbar zu Gberbauenden Wohngebaude nérdlich der Stadthalle
ebenfalls abgelost werden missten, bliebe vertieften Untersuchungen vorbehal-
ten. Neben der kostenerheblichen Ab- bzw. Umsiedelung der eingerichteten Be-
triebe und der Ablésung der Geb&aude wéaren auch die zum Supermarkt und zur
Stadthalle gehdrenden Parkplatze zu ersetzen. Die aus verkehrstechnischer
Sicht notwendigen Folgemalnahmen zur Anbindung der Australe, der Abkrop-

fung der Regensburger Stral3e und des Ramgrabens. erfordern weitere Eingrif-

fe in Privateigentum und-in-Betriebsflachen-derBayWa.

Notwendigkeit des Baus einer neuen Naabbriicke und des Abrisses der beste-
henden Naabbriicke

Die Integration der bestehenden Naabbriicke in eine, von der bisherigen Linien-
fuhrung abweichende, Trasse der St 2040 ist aufgrund der unmittelbaren Nach-
barschaft der Bahnlinie ,Hof - Regensburg” zur Naab nicht mdglich. In der vor-
liegend beengten rdumlichen Situation ist die Einhaltung trassierungstechni-
scher Mindestparameter (Radius = 80 m) mit dem Erhalt der bestehenden
Naabbricke nicht zu gewéhrleisten. Die Integration der bestehenden Bricke
bedirfte vielmehr der groben Missachtung o. g. trassierungstechnischen Min-
destparameters. Die so entstehende scharf abknickende Fiihrung der St 2040
stiinde jedoch im Widerspruch zu den einschlagigen technischen Regelwerken
und den Mindestanforderungen an die Sicherheit und Leichtigkeit des Strafl3en-
verkehrs sowie zur verkehrlichen Funktion der tberdurchschnittlich hoch belas-

teten Staatsstralie.

o Die fahrgeometrischen Anspriiche an den Verkehrsraum hinsichtlich der
Befahrbarkeit im Begegnungsfall Lkw/Lkw bzw. Bus/Lkw kdnnten mit einer
solchen Verkehrsfihrung nicht erfiillt werden. Eine verkehrsrechtliche Be-
schrankung (Lkw- und Bus-Fahrverbot) ist angesichts der Netzfunktion und
der innerstadtischen Verkehrsfunktion der St 2040 grundséatzlich nicht mog-
lich. Die scharf abknickende Verkehrsfiihrung wirde fiir gréRere Fahrzeuge
(Lkw, Bus) stets zu einer nicht tolerierbaren Mitbenutzung der Gegenfahr-
bahn fihren. Die o. g. Auswirkungen sind insoweit auch aus Sicht der Ver-
kehrssicherheit unzuléssig.

e Weiterhin wirde sich hierdurch die Leistungsfahigkeit der hoch belasteten

St 2040 mal3gebend verschlechtern.
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e Es wirde zudem eine Verkehrsfilhrung geschaffen, die fir den Verkehrs-
teilnehmer nicht zweifelsfrei begreifbar und damit nachteilig fur die Ver-

kehrssicherheit wére.

Die richtlinienkonforme Ausbildung der St 2040 fihrt deshalb zwangslaufig zu
einer StralRenachse, die friihestens am 6stlichen Widerlager auf die bestehende
StralRenachse trifft. Auch eine Integration von Teilen der bestehenden Naab-
briicke (Pfeiler etc.) in eine neue Naabbricke ist damit nicht méglich und tber-

dies aus bautechnischer Sicht auch nicht sinnvoll.

Soweit die neue Naabbriicke nicht neben der bestehenden Naabbriicke errich-
tet wirde oder man das bestehende 0Ostliche Widerlager in einen Briickenneu-
bau integrieren wollte, ware der Bau einer bauzeitlichen Behelfsumfahrung un-
vermeidbar. Zur Aufrechterhaltung des Verkehrs wéhrend der Bauzeit waren in-
soweit die Errichtung einer Behelfsbriicke tber die Naab, die Einrichtung eines
Behelfsbahniiberganges sowie eine Behelfsverkehrsfihrung aufRerhalb des
Baufeldes erforderlich. Diese bauzeitlichen Behelfe verursachen neben ent-
sprechenden ,verlorenen” Kosten wiederum erhebliche Eingriffe in Privateigen-

tum.

Aus diesem Grund wird die Errichtung einer neuen Naabbriicke neben der be-
stehenden Briicke aus technischer als auch aus wirtschaftlicher Sicht fur sinn-
voll und unvermeidbar erachtet. Auf kostenerhebliche bauzeitliche Behelfe kann
im Zuge der plangegenstandlichen Losung aufgrund der bauzeitlichen Nutzung
der bestehenden Naabbriicke und des bestehenden Bahniiberganges verzich-
tet werden (siehe Anhanglb4T1-Abbruch bestehende Naabbrticke).

Notwendigkeit einer Fulligangerunterfiuhrung im Bereich der beste-

henden Kreuzung

Im Rahmen der Planungen wurden am 24.04.2007 und 16.05.2007 am beste-
henden Bahnibergang im Zuge der St 2040 in Nabburg Erhebungen der Ful3-
gangerstrome (Z&hlung und Befragung) vorgenommen. Die Erhebungen zei-
gen, dass innerhalb eines Zeitraumes von 14 Stunden insgesamt uber 500
FuRRganger- und Uber 100 Radfahrerquerungen stattfinden.

Die Befragung der FulRganger und Radfahrer ergab, dass die Mehrzahl (ca.
90%) der aus Richtung Osten querenden Ful3ganger ihr Ziel im Bereich der Alt-
stadt und des sog. Schulberges/Rotbulihl sowie den Hauptgeschaftsstrallen Re-

gensburger Str. und GeorgenstralRe haben. Der weitaus geringere Anteil (ca.
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10%) der befragten Passanten gab als Ziel den Bereich des Bahnhofes und des
Krankenhauses/Jagerringes an. In der Gegenrichtung stellte sich die Situation
ahnlich dar.

Ca. 35 % der FulRganger ab Mittag sind der Altergruppe unter 16 Jahren zuzu-
ordnen. Der Anteil in ihrer Mobilitat eingeschrankter Passanten war gering.

Aufgrund der Befragungsergebnisse ist davon auszugehen, dass ca. 90% der
FuRganger eine FulRRgangerunterfiihrung am derzeit bestehenden Bahniiber-
gang in Anspruch nehmen und insoweit eine zusatzliche separate Ful3génger-
unterfihrung im Bereich des bestehenden Bahniiberganges notwendig wird.

Im Rahmen der Tekturplanung wurde eine Radverkehrsuntersuchung (01/2017)
in Auftrag gegeben. Diese wurde 7/2018 aktualisiert und durch eine zusétzliche
Untersuchung der Ful3gangerstrome im Bereich des Bahnhofs erganzt. Das ak-
tuelle Radverkehrsaufkommen betragt ca. 200 260 Fahrten pro Tag. Im Prog-
nosejahr 20306 2035 steigt die Zahl auf ea= 320 bis maximal 420 Fahrten pro
Tag. Die Verkehrsmenge des Kfz-Verkehrs, der hohe Schwerverkehrsanteils
und die Langsneigung der Staatsstral3e 2040 neu, rechtfertigen einen gemein-

samen Geh- und Radweg entlang der Staatsstral3e.

Im Rahmen einer Grobanalyse untersuchte weitere Varianten

Neben den unter Abs. 4.3.1 untersuchten innerértlichen Varianten wurden auch

e innerortliche Verlegungen der St 2040 mit Beibehaltung des bestehenden
Bahniberganges sowie

e Ortsumgehungsvarianten im Norden und im Stiden Nabburgs (grof3raumig)

e Verlegung der St 2040 mit Tieferlegung und Verschiebung der Bahnlinie

o Tieferlegung der Bahnlinie unter Beibehaltung der St 2040 alt

e Verlegung der St 2040 (Variante mit Querung der Naab zwischen Nord-
gauhalle und der Siedlung , Turnhallenweg" mit anschlie3ender Untertunne-
lung der Bahnlinie, des Bahnhofs- und des BayWa-Gelandes

e Eisenbahntunnel Nabburg

im Rahmen einer Grobanalyse gepruft.

Diese beiden erst genannten Varianten stimmen darin tberein, dass zur Ab-
wicklung der mengenmé&lRig dominanten Ziel- und Quellverkehre und innerdrtli-
chen (Binnen-) Verkehre, der bestehende Bahnibergang in Nabburg erhalten
bleiben musste und insoweit das mit der Planung verfolgte Ziel, der die Beseiti-
gung des Bahniiberganges, nicht erreicht wirde.

vgl. Unterla-
gen Nr. 1%
11b
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Beibehaltung des bestehenden Bahniiberganges und Bau einer innerdrtlichen
Verlegung
Nachdem bei diesen zwei Varianten der Bahniibergang bestehen bleiben miss-

te, wirde es sich hierbei um eine, in die Baulast der Stadt Nabburg fallende,
kommunale Entlastungsstrale handeln. Eine Kostenteilung nach EKrG (Kos-
tenteilung zwischen der dem Baulasttrager des Schienenweges, dem Bund und
dem Baulasttrager der St 2040) ware in diesem Fall nicht moglich; vielmehr
musste der jeweilige Vorhabenstrager einer solchen StraRentrasse die Kosten

der Herstellung vollumféanglich allein tragen.

Folgende innerdrtliche Varianten im Suden des bestehenden Bahnuberganges
wurden im Rahmen einer Grobanalyse ausgeschieden ausgeschlossen, da die-

se Varianten die Planungsziele nicht erreichen:

e Variante mit Querung der Naab und der Bahnlinie zwischen Nordgauhal-
le und der Siedlung ,Turnhallenweg” (tiber das dort befindliche Sport-
platzgelande) sowie

e Variante mit Querung der Naab und der Bahnlinie sudlich der Siedlung

»Turnhallenweg” und stdlich des Sportplatzes des TV 1880 Nabburg

Der Bahnlibergang im Zuge der St 2040 bliebe erhalten; es liel3e sich insoweit

kein mit einer hdhenfreien Kreuzung vergleichbares Mal? der Verkehrssicherheit
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erreichen. Die verkehrliche Belastung des Neubauabschnittes wiirde gering
ausfallen. Aufgrund der Linienfihrung dieser innerértlichen Varianten (Beginn
am—ostlichen—Kreisverkehr an der Einmindung Naabweg in die St2040 und
Ausbau der bisherigen OrtsstralRe ,Naabweg"“) wére zusatzlich zur bestehenden
Naabbrucke eine weitere Naabbruicke unterstrom des bestehenden Bauwerkes

zu errichten.

Weitere innerortliche Verlegungsvarianten im Norden des bestehenden Bahn-

Uberganges scheiden bereits aufgrund topografischer Griinde (Steilhang zur

Altstadt) und der dort vorliegenden sehr dichten Bebauung aus.

Aus naturschutzfachlicher Sicht sind die beiden vorgenannten Varianten ge-
geniber der plangegenstandlichen Trasse geringfligig eingriffserheblicher. Die
Belange des Naturschutzes waren aber nicht so gewichtig, als dass sie ent-

scheidungserheblich werden wirden.

Fazit: Nachdem bei diesen Varianten zur Abwicklung der mengenmalf3ig domi-
nanten Ziel- und Quellverkehre und innerdrtlichen (Binnen-)Verkehre der beste-
hende Bahniibergang in Nabburg erhalten bleiben misste und insoweit das mit
der Planung verfolgte Ziel, der die Beseitigung des Bahniiberganges nicht er-

reicht wird, fihrt dies zu einem Ausscheiden dieser Varianten.

GroRRraumige Ortsumgehungen (vgl. hierzu Anlage zum Erlduterungsbericht)

Zu diesen Varianten z&hlen Umfahrungen, welche weitgehend aufRerhalb des
bebauten Stadtgebietes Nabburgs verlaufen wirden. Aufgrund der dichten Be-
bauung im Planungsraum, mussten diese Varianten bereits dstlich der Bunde-
sautobahn A 93 oder zumindest unmittelbar an der A 93 beginnen und Nabburg

entweder im Norden oder im Stiden umfahren.

e Trassenfuhrung einer Ortsumgehung im Norden

Die Trassenfuhrung einer Nordumgehung wirde am Gewerbegebiet 6stlich
der A 93 (St 2156 / ,Sauerzapfstra3e®) beginnen, die A 93 zwischen Nab-
burg und Perschen kreuzen, um sidlich des Ortsteiles Haindorf die Naab-
auen zu queren und zur KreisstralRe SAD 28 weiter zu verlaufen. Die Neu-
bauldnge dieser Variante betragt ca. 3,5 bis 4 km.

Diese Strecke wirde zwischen Nabburg und Perschen teilweise durch be-

baute Gebiete verlaufen, welche im Bereich der OrtsstraRen ,AulRere Ve-
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nedig” bzw. ,Am Saulnhafner* jeweils nur noch eine Bauliicke von ca. 10 m
bis 15 m Breite aufweisen.

Eine weitere Untervariante der Nordumgehung wirde ebenfalls am Gewer-
begebiet 6stlich der A 93 (St 2156 / ,Sauerzapfstral3e®) beginnen und auf
die GV-Stral3e ,Neusather Stral3e” bei Perschen treffen, um Uber diese
beidseits angebaute GV-Stral3e weiterfiihrend in Richtung Perschen auf die
SAD 54 zu treffen und stidlich der historisch bedeutsamen Kirche ,St. Peter
u. Paul mit Karner* auf Hohe des Ortsteiles Haindorf die Naabauen zu que-

ren und zur SAD 28 weiterzufthren.

Um wenigstens eine ansatzweise verkehrliche Wirksamkeit der Nordumge-
hungen zu erreichen, wére es notwendig, diese Nordumgehung Utber die
SAD 28 hinaus bis an die St 2040 westlich Nabburg (Richtung Schmidga-
den / BAB A 6) weiter zu fihren. Dies wirde weitere ca. 3 km Baulange er-
fordern. Die Gesamtlange einer Nordumgehung zwischen der St 2156 im
Osten von Nabburg und der St 2040 westlich von Nabburg wirde insoweit

ca. 7 km betragen.

e Trassenfuhrung einer Umfahrung im Siden

Die Trassenfuihrung einer Sidumgehung misste an der St 2040 dstlich des
OT Diendorf beginnen (oder zumindest unmittelbar an der A 93), Diendorf
sudlich umfahren, die A 93 und die Naabauen (mit Altarm der Naab) que-
ren und sidlich des ,Galgenberges” bzw. noch weiter sidlich zur beste-
henden St 2040 westlich Nabburg fuhren.

Die Neubaulange einer solchen -verkehrlich wenig wirkungsvollen- Sidum-

gehung betragt ca. 4 km.

GroRraumige Umgehungen wurden bereits zu Beginn der planerischen Uberle-
gungen, mithin bereits vor tber 10 Jahren, intensiv diskutiert und gegenstand-

lich im Rahmen einer Grobanalyse gepruft.

Diese Varianten weisen aufgrund des geringen Anteils Giberregionaler und regi-
onaler Verkehre am Verkehrsaufkommen eine sehr geringe verkehrliche Wirk-
samkeit fir Nabburg auf (je nach Planfall max: Verlagerungspotenzial auf eine
Umgehung zwischen ca. 700 450 Kfz/24h und bis max. 2-:800 2.380 Kfz/24h)
und erfullen insbesondere die planerischen Ziele hinsichtlich der Beseitigung
des bestehenden Bahniiberganges nicht. Vielmehr misste fir die mengenma-
RBig dominanten, nicht verlagerbaren, innerortlichen Verkehre der bestehende

Bahnibergang erhalten bleiben. Eine Kostenteilung nach EKrG kdme insoweit
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ebenfalls nicht in Betracht, sodass die Kosten einer solchen MalRnahme vollum-

fanglich vom jeweiligen Vorhabenstrager getragen werden mussten.

Trotz der geringen verkehrlichen Wirksamkeit greifen weitrdumige Umfahrun-
gen in massivem Umfang in sensible Bereiche von Natur und Landschaft ein.
Der im Rahmen einer Grobanalyse mégliche durchgefiihrte Vergleich zur favo-
risierten, gegenstandlichen ,Planfeststellungstrasse” zeigt ungleich umfangrei-
chere und ungleich erheblichere Eingriffe in Natur und Landschaft auf. So be-
eintrachtigen die Nordumfahrungen erheblich das biotische Funktionsgeflige
der biotopkartierten Naab, der Naabaue und des biotopkartierten Heckengebie-
tes am steilen Geldndeeinhang nordlich von Nabburg. Das Landschaftsbild und
die Erholungseignung der kulturhistorisch intakten Landschaft (grof3tenteils
Landschaftsschutzgebiet innerhalb des Naturparks Oberpfélzer Wald) werden
weitrdumig und unausgleichbar gestort. Aus naturschutzrechtlicher Sicht (u. a.
spezielle artenschutzrechtliche Prufung - saP) scheinen die Naturschutzbelange

so gewichtig, dass die Belange des Bauvorhabens im Range nachstehen.

Bei den Sudumfahrungen werden die biotopkartierte Naab, die Naabaue, der
Altarm der Naab und die Waldgebiete am steil ansteigenden Galgenberg erheb-
lich beeintrachtigt. Auch hier sind die Eingriffe in das Landschaftsbild und die
Erholungseignung der Landschaft (grof3tenteils Landschaftsschutzgebiet)
schwerwiegend und nicht ausgleichbar. Eine Realisierbarkeit ist aus natur-
schutzrechtlicher Sicht (u. a. spezielle artenschutzrechtliche Prifung - saP) im

Vergleich zur plangegenstandlichen Lésung als auf3erst unsicher einzustufen.

Die Baulange und damit die Flacheninanspruchnahme solcher Umfahrungen

betragen ein Vielfaches der gegenstandlichen ,Planfeststellungstrasse”.

Die sehr schwierigen topografischen Verhaltnisse ndrdlich und sudlich von
Nabburg, die Vielzahl notwendiger Bauwerke (Naabbricke, ggf. Flutbriicken,
Bahnquerung, GVS-Kreuzungen, Querung der BAB A 93 usw.) sowie die Viel-
zahl vorhandener Zwangspunkte (Wasserschutzgebiete im Norden, natur-
schutzfachlich sehr hochwertige Bereiche, vorhandene Bebauung etc.) wirden
ungeachtet der o. g. naturschutzfachlichen Ausscheidungsgrinde einen sehr
hohen technischen und insoweit auch einen hohen finanziellen Aufwand fir ei-
ne solche Umfahrung erfordern, ohne dass hiermit die mit der Planung verfolg-

ten Ziele einer Bahnibergangsbeseitigung erflillt werden kdnnten.

Fazit: Nachdem bei diesen Varianten zur Abwicklung der mengenmafig domi-

nanten Ziel- und Quellverkehre und innerdrtlichen (Binnen-)Verkehre der beste-
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hende Bahnibergang in Nabburg erhalten bleiben misste und insoweit das mit
der Planung verfolgte Ziel, der die Beseitigung des Bahniuberganges, nicht er-
reicht wird, fuhrt dies zu-einer-Ausseheidung zum Ausschluss dieser Varianten.

Ferner fihren diese Varianten trotz ihrer geringen verkehrlichen Wirksamkeit zu
massiven Eingriffen in Natur und Landschaft; insoweit steht auch bei diesen Va-
rianten der erzielbare verkehrliche Effekt gegeniber den Kosten und den Ein-
griffen in Natur und Landschaft auRer Verhaltnis.

Verlegung der St 2040 mit Tieferlegung und Verschiebung der Bahnlinie

Diese Variante sieht eine Absenkung und Verschiebung (ca. eine Gleisbreite
nach Osten) der Bahnlinie vor. Dabei ist ein grund- und hochwasserdichter
Bahntrog mit einer Ladnge von ca. 560 m (Tunneldeckel ca. 100m) erforderlich.
Die Trasse der St 2040neu wirde im Verlegungsbereich weitgehend auf dem
derzeit bestehenden, westlichen Gleis verlaufen. AuRerhalb der Verlegungs-
strecke ist der Trassenverlauf annahernd identisch mit der ,Planfeststellungs-
trasse”. Die neue Staatsstral3engradiente liegt am Kreuzungspunkt ca. 2,50m
Uber der bestehenden Bahnlinie. Nachdem es sich hier um eine Eisenbahn-
kreuzungsmalRnahme mit Kostendrittelung handelt, waren Varianten mit Mehr-
kosten im Verhaltnis zur Planfeststellungslosung nicht mehr nach EKrG abge-
deckt.

Fazit:

Die Variante hat neben einer ausgepragten Hoch- u. Grundwasserproblematik,
der Erfordernis eines sehr nah an der Bebauung liegenden Behelfsgleises, sehr
hohen Stutzmauern, einer mehrjahrigen Bauzeit mit massivsten Beeintrachti-
gungen des Verkehrs auf der Schiene und auf der hochbelasteten St 2040 auch
eine eingeschrankte Erreichbarkeit der Ortsteile Ledermuihle und Haindorf mit
den dort angesiedelten Betrieben zur Folge. Die Variante ist dartber hinaus
auch aufgrund der im Vergleich zur Vorzugsvariante entstehenden Mehrkosten

auszuschliel3en.
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Tieferlequng der Bahnlinie an gleicher Stelle unter Beibehaltung der Staatsstra-
Re 2040alt

Eine Absenkung der Bahnlinie hatte zur Folge, dass sich die Gleisoberkante um
rund acht Meter und die Trogsohle um rund zehn Meter nach unten verschiebt.
Nachdem eine Bahntrasse eine deutlich geringere maximale Langsneigung er-
laubt (1,25 %) und im Anschluss an den Bestand Ausrundungen notwendig
sind, ergibt sich eine Gesamtlange des Troges von rund 2,0 km. Dieser muss
auf ganzer Lange wasserdicht ausgebildet werden, da sich die Hochwasser-
sicherheit der Bahnlinie nicht verschlechtern darf. Eine Verlegung bzw. Tiefer-
legung des Bahnhofs ist ebenfalls erforderlich.

Eine Kostenteilung nach EKrG (Kostenteilung zwischen dem Baulasttrager des
Schienenweges, dem Bund und dem Baulasttrager der St 2040) wére in diesem
Fall nicht moglich. Der Vorhabentréager, hier die DB AG, misste die Kosten der
Herstellung vollumféanglich allein tragen.

Durch die Trogléange von rund 2,0 km weist diese Variante, im Vergleich zur vo-
rangegangenen Variante, eine deutlich hdhere Eingriffslange und eine deutlich
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langere Bauzeit auf. Weitere Probleme bei einer Bahntieferlegung treten in Be-

zug auf die Hochwassersicherheit und den Hochwasserschutz auf.

Die Variante ist somit nicht zuletzt aufgrund der deutlich h6heren Kosten (u.a.
auch bedingt durch Grundwasser, Felsabtrag und Aufrechterhaltung des Bahn-

betriebs) und der somit entstehenden Unverhéltnisméafigkeit auszuschliel3en.

Bereits im Rahmen eines Gutachtens (1998) zur stadtebaulichen und verkehrli-
chen Neuordnung im Zuge der St 2040neu wurde eine uberschlagige Kosten-
ermittlung durch die Planungsabteilung der Deutschen Bahn AG erstellt, die zu
GroRRenordnungen fuhrt, die eine Weiterverfolgung einer solchen Variante fur

nicht sinnvoll erscheinen lasst.

Verlegung der St 2040 (Variante mit Querung der Naab zwischen Nordgauhalle

und der Siedlung ,Turnhallenweq" und anschlieRender Untertunnelung der
Bahnlinie, des Bahnhofs- und des BayWa-Geléndes)

Die Linienfuhrung entspricht nahezu der unter Punkt 4.5.1 des Erlauterungsbe-
richts dargestellten Varianten. Die Stralenachse schwenkt auf Hohe des Bahn-
hofs in Richtung Nord-Westen ab und untertunnelt zun&chst die Bahnlinie und
den Bahnhofsvorplatz, anschlieend das BayWa-Gelande, sowie die Siedlung
am Rankenweg. Diese Trasse erreicht auf Héhe des Flurstiicks 1101 wieder die
Oberflache. Der weitere Verlauf mit Anbindung an die Regensburger Stral3e

mittels eines KV ist identisch mit der ,Planfeststellungstrasse”.

Fazit:

Die Grunde fur den Ausschluss der im Rahmen einer Grobanalyse untersuch-
ten &hnlichen Varianten, wurden im Erlauterungsbericht S. 31-32 beschrieben.
Bei diesen Varianten wirde das Ziel der Planung, die Beseitigung des hdhen-
gleichen Bahniiberganges in Nabburg, (8 3 Nr. 1 EKrG) verfehlt werden. Glei-

ches gilt auch fir die hier vorgestellte Trassenflihrung.

Weitere Griinde sind:

- Massive Eingriffe in das bebaute Gebiet am Rankenweg (grund- und hoch-
wassersicherer Tunnel (ca. 370 m) und anschlieRender Trog, der unter der
vorhandenen Bebauung verlauft)

- Anbindung der St 2040neu an den KV West nur durch extreme Langsnei-

gung maoglich
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- Zur Anbindung der Altstadt, mussten bestehende Ortsstrukturen zerschnit-

ten bzw. beseitigt werden
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Eisenbahntunnel Nabburg

Im Rahmen der Variantendiskussion wurde auch eine Bahntunnellésung unter-
sucht. Die Trasse beginnt ca. 800 m vor dem bestehenden Bahnhofsgebaude
und verlauft zundchst auf einer Lange von ca. 1.100 m in einem hoch- und
grundwasserdichten Trog. Ab dem bestehenden Bahnhof, schwenkt die Trasse
nach Westen ab und verlauft in einem Abstand von ca. 200 m zur bestehenden
Bahnlinie. In Hohe der Nordgauhalle beginnt der Eisenbahntunnel mit einer
Lange von ca. 1.000 m. Anschlie3end folgt ein hochwasserdichter Trog (Lange
ca. 180 m), bis die Trasse im Abstand von etwa 500 m zum Schiitzenheim wie-
der auf die bestehende Bahnlinie trifft. Die gesamte Baulange betragt ca.
2.500 m.

Eine Kostenteilung nach EKrG (Kostenteilung zwischen dem Baulasttrager des
Schienenweges, dem Bund und dem Baulasttrager der St 2040) wére in diesem
Fall nicht moglich. Der Vorhabentréager, hier die DB AG, misste die Kosten der

Herstellung vollumféanglich allein tragen.
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Fazit:
Die schwierigen Baubedingungen (bergménnische Bauweise, Bau im Grund-
wasser), die Verlegung bzw. Tieferlegung des Haltepunktes DB Nabburg und

die sehr hohen Baukosten (Hochwasser- u. Grundwasserdichter Tunnel/Trog)

von uUber 80 Mio € fihren zum Ausschluss der Variante.
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Gewahlte LOsung

Auch die gegenstandliche ,Planfeststellungstrasse” fuhrt zu Eingriffen in das
bebaute Umfeld, in die unmittelbare und mittelbare Erschlie3ung sowie in Wirt-
schaftsbetriebe. Im Vergleich zu den ubrigen inneroértlichen Trassenvarianten
sowie den grof3rAumigen Ortsumgehungsvarianten, werden die naturschutz-

rechtlichen Eingriffe als wesentlich geringfligiger und die stéadtebaulichen Be-

lange als vertraglich erachtet.
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In Relation zu den Ubrigen Varianten, wird die ,Planfeststellungstrasse” fir ein-

deutig vorzugswiirdig und die planerische-Zielsetzung als erfullend erachtet.

Im Zuge der Tekturbearbeitung konnte die ,Planfeststellungstrasse®, unter Ein-
beziehung bereits erworbener Grundstiicke (nach Einleitung des Planfeststel-
lungsverfahrens), in Lage und Ho6he (zwischen Bau-km 0+000 bis Bau-km
0+350) modifiziert werden. Dies hat zur Folge, dass fir den Stral3enausbau
weniger privates Eigentum in Anspruch genommen wird. Die nun geplante
Trassenverschiebung nach Norden, ermdglicht zusétzlich eine Verbesserung
der Trassierung im Bereich von Bau-km 0+200 bis Bau-km 0+320. Der bisher
geplante Kurvenradius (R=80 m) konnte vergrof3ert werden (R= 90 m). Eine
Modifizierung der Trasse in Richtung Suden hatte umfangreichere Grundinan-
spruchnahmen aus den bestehenden Anwesen von Bau-km 0+000 bis Bau-km
0+250 zur Folge. Die Anbindung dieser Trasse in Verbindung mit dem Brinnl-
weg / Am Haberstroh an den Kreisverkehr ©SF West, fuhrt zu keiner technisch
sinnvollen Loésung. Modifizierungen bzw. Trassené&nderungen im weiteren
Achsverlauf (z.B. im Bereich der Bahnbriicke und des Troges), sind technisch
nicht zweckmalRig. Die Trassierung (Schiefwinkligkeit) im Bereich der Kreuzung

St 2040 /DB ist bereits maximal ausgereizt.

Als Erganzung zur ,Planfeststellungstrasse” sind bislang fehlende Radwegver-
bindungen und eine Verknipfung mit dem Naabtal-Radweg vorgesehen. Dazu
werden gemeinsame Geh- und Radwege entlang der St 2040neu angeordnet.
Die erganzende Geh- und Radwegeverbindung beginnt beidseits der St 2040
auf Hohe der Einmundung der Kreisstralle SAD 54 (Perschener Straf3e). Im
weiteren Verlauf fiihren die Geh- und Radwege Uber die neu zu errichtende
Naab-Briicke sowie entlang der neu herzustellenden Bahnunterfiihrung bis zum

Bahnhof bzw. der AustralRe.

Die Geh- und Radwegeverbindung vom o6stlichen Ortsteil Nabburg in die Innen-
stadt fuhrt Uber den nordwestlich angelegten GehRadweg mit Radbenutzung
(Radfahrer frei) (siehe Unterlage 6.2b - Nr. 1.12bT1)) und die Austral3e. Auf der
sudostlichen Seite der St 2040 verlauft die Geh- und Radwegeverbindung (sie-
he Unterlage 6.2b - Nr. 1.12bT1) weiter bis zum Bahnhof Nabburg. Im Bereich

des Bahnhofs wird ein bestehender Fahrradabstellplatz tGberbaut und in Ab-
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stimmung mit der Deutschen Bahn AG und der Stadt Nabburg, auf einer dafur
geeigneten Flache, neu errichtet. Im Bereich der Bahnunterfihrung wird der
sudostliche Geh- und Radweg (Abmessungen des befahrbaren Raumes max.
b= 3,00 m, LH=3,00 m) hochgesetzt, um als Notfahrweg auch bei aul3erge-
wohnlichen Hochwasser- bzw. Starkregenereignissen eine durchgangige Be-
fahrbarkeit der St 2040neu fur Rettungsfahrzeuge zu gewéhrleisten. Durch die
beidseitige Anlage des Geh- und Radweges wird aul3erdem sichergestellt, dass
der Kreuzungsverkehr von Ful3gédngern und Radfahrern reduziert und an daftr
vorgesehenen Stellen sicher erméglicht wird. Aufgrund der geplanten Langs-
neigungen ist fir den Gehweg mit Radbenutzung eine Beschilderung Gehweg
(Schilder -Nr. 239) mit Zusatzschild ,Radfahrer frei“ (Schilder -Nr. 1022-10) vor-

gesehen.

Der Bau des Geh- und Radweges ermdglicht den Anschluss an das vorhande-
ne Radwegenetz. Im Bayernnetz fir Radler sind unter anderem der Bayerisch-
Bohmische Freundschaftsweg, sowie der Naabtal-Radweg erfasst, die durch
Nabburg verlaufen. Der Bayerisch-Béhmische Freundschaftsweg beginnt in der
Stadtmitte von Nabburg. Durch den kombinierten Geh- und Radweg wird die
Verlangerung des Bayerisch-Bohmischen Freundschaftsweges bis zum Bahn-
hof Nabburg geschaffen und eine zusatzliche Verbindung an den Naabtal-
Radweg hergestellt. Weiterhin ist in westlicher Richtung eine liickenlose Rad-
wegeverbindung zwischen Nabburg und Amberg geplant und bereits in Teilsti-
cken von Nabburg tber Stulln nach Schmidgaden realisiert. Somit kann mit der

vorliegenden Planung ein Lickenschluss geschaffen werden.

Fir die St 2040 neu wird zwischen Bahnhof und Naabbriicke ein DTV von
16.000 Kfz/24h prognostiziert. Die hohe Verkehrsbelastung stellt fir den Rad-
verkehr, im Falle einer Fiihrung auf der Staatsstraf3e und insbesondere im Be-
reich des Troges, ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar. Die beengten Verhalt-
nisse und die Senke im Bereich des Troges wirken sich nachteilig auf die
Sichtverhéltnisse aus. Da die Einmundung der Austrafl3e beampelt wird, miss-
ten auch die Radfahrer, von der Bahnunterfihrung kommend und bei Rick-
stau, gemeinsam mit dem Kfz-Verkehr aus einer steilen Langsneigung anfah-
ren. Bei einer Fuhrung auf dem geplanten Geh- und Radweg, haben die Rad-
fahrer jedoch den Vorteil erst unmittelbar vor der Lichtsignalanlage auf einem

flachen Bereich anhalten zu kbnnen.

Mit dem geplanten Radwegekonzept entsteht eine intermodale Verknipfung

von Radverkehr und Schiene. Derzeit ist am Bahnhof ein Stellplatz fir Fahrra-



-44 -

der vorhanden (wurde durch die DB AG errichtet), der jedoch durch die Uber-
bauung der St 2040neu wegfallt, jedoch in Abstimmung mit der Stadt Nabburg
und der Deutschen Bahn AG an einer geeigneten Stelle wieder errichtet und
erweitert werden koénnte. Dies wird jedoch nicht im Rahmen der Planfeststel-

lung geregelt.

Bei der offiziellen Verkehrszahlung 2010 an der Zahistelle in Nabburg im Be-
reich der SAD 54, wurden 245 Radfahrera pro Tag ermittelt. Damit ist ein er-
hebliches Radfahraufkommen nachgewiesen. Die Zentralstelle fur Verkehrssi-
cherheit bei der ABD/S hat belastbare Untersuchungen, dass nach der Schaf-
fung von Radwegen der Radverkehr um 53% zunimmt. Eine Planrechtferti-
gung fur das Radkonzept ist damit gegeben (siehe auch Unterlage 11, Rad-

verkehrsuntersuchung).

Die Ergédnzung des Radwegenetzes fiihrt zur wesentlichen Verbesserung der
Verkehrssicherheit fur Radfahrer in der Ortsdurchfahrt im Zuge der St 2040neu.

Zusammen mit der Gemeinde Schmidgaden will sich die Stadt Nabburg fur eine

geschlossene Radwegeverbindung zwischen Amberg und Nabburg einsetzen.

Hinweis:
Auszug aus dem Regionalplan (27. Anderung des Regionalplans Region
Oberpfalz Nord Neufassung B XI Verkehr):

Radverkehr

e In den innerstadtischen Bereichen soll das Radwegenetz weiter aus-
gebaut werden. Insbesondere im Umland der Oberzentren und der Mit-
telzentren sowie dartber hinaus sollen zwischen nahegelegenen Orten
mit starken Pendlerverflechtungen die Radwegeverbindungen verbes-
sert werden.

e In touristisch genutzten Bereichen der Region soll das Radwander-
wegenetz erweitert und im Zustand verbessert werden. Vor allem im
Fernradwanderwegenetz sollen Licken geschlossen und Mangel im
Ausbauzustand beseitigt werden. Die Radwanderwege sollen soweit
als moglich an Haltestellen von o6ffentlichen Verkehrsmitteln ange-
schlossen werden.

e Beim Ausbau des Radwegenetzes soll darauf hingewirkt werden, dass
vorhandene land- und forstwirtschaftliche Wege in Absprache mit den

Eigentiimern und Bewirtschaftern ausgebaut und genutzt werden.
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e Die Transportmdglichkeiten fur Fahrrader in 6ffentlichen Verkehrsmit-
teln sind in der Region zu verbessern.
Auch als Zubringer zum 6ffentlichen Personennahverkehr ist das Fahrrad ge-
eignet, sodass mit der Vernetzung zweier Verkehrsmittel eine attraktive Fl&-

chenerschlieBung im Umweltverbund gewahrleistet werden kann.

Technische Gestaltung der BaumalRnahme

Trassierung

Die St 2040 wird entsprechend ihrer Verbindungsfunktionsstufe im Planungsab-
schnitt der StraRenkategerie-CH Kategorie ¥S HS Il (innerorts) zugeordnet. Als
Entwurfsgeschwindigkeit wurde fur die St 2040 innerstadtisch mit ve = v,y = 50
km/h angesetzt. Der Entwurf weist fur die St 2040 folgende Mindestwerte auf:

Kurvenmindestradius: 8090 m
Kuppenmindesthalbmesser: 1.200 m
Wannenmindesthalbmesser: 500 m
Hoéchstlangsneigung: 7%
Hoéchstquerneigung: 4556 %

Die Haltesichtweiten gemal3 der RAST 06 werden eingehalten.

Querschnitt
Verkehrsbelastung / Prognosebelastung 20252030 2035

Die vorhandene durchschnittliche tagliche Verkehrsbelastung (DTV) betragt am
Bahnubergang fir die St 2040 16-600 15.300 Kfz/24 h. Die im Rahmen der
Verkehrsuntersuchung (,Verkehrsuntersuchung zur Beseitigung des Bahniiber-
gangs in Nabburg®, Marz 2010, Aktualisierung 10/2016) durchgefiuihrte Hoch-
rechnung auf das Jahr 2025 2030 2035 ergibt am gleichen Querschnitt knapp
18.000 16.600 Kfz/24 h (siehe Anhang 1b1T1 Verkehrsentwicklung).

Fir die relevanten Streckenabschnitte ergeben sich aus der o. g. Verkehrsun-

tersuchung folgende Verkehrsbelastungen:

Bauanfang bis Bau-km 0+243: DTV2025 202035 = #-860-7.250 Kfz/24h
Bau-km 0+243 bis Bau-km 0+398: DTVaozs 203035 = 9400 8.990Kfz/24h
Bau-km 0+398 bis Bau-km 0+620: DTVagzs 202025 =32-460 11.560Kfz/24h
Bau-km 0+620 bis Bau-km 0+875: DTVagzs 202025 = 3498 16.250 Kfz/24h

o O O O
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o Bau-km 0+875 bis Bau-km 1+049: DTVag2s 203035 = 34490 16.400 Kfz/24h
o Bau-km 1+049 bis Bauende: DTV2025 203035 = 33640 12.410 Kfz/24h

Querschnittsaufteilung

Staatsstrasse 2040

Die befestigte Breite der St 2040 zwischen den Borden betragt aufgrund der Ver-
kehrsbelastung und des malRgebenden Begegnungsfalles Lkw/Lkw nach RASt
06, 7,5m.

Dieser setzt sich folgendermal3en zusammen:

Fahrbahnbreite: 2x 3,50m

Randstreifen: 2x 0,25m

zzgl. beidseitiger Gehweg /

Geh- und Radwege 2x 2608250m/3,25m

Kronenbreite: 111250 m/ 14,00 m
OrtsstralR3en

Fir die OrtsstraRen wurden im Hinblick auf die bestehenden Fahrbahnbreiten ei-
ne befestigte Breite von 7,00 m bzw. 6,50 m gewahlt. Diese setzt sich folgender-

malfien zusammen:

Fahrbahnbreite: 2x 3,50m (2x3,25m)

zzgl. Gehweg 2,0 m (neu) 2,50 nach RAS-Q RAST
06
bzw.

in der Breite, in der sie derzeit schon
vorhanden sind

Befestigung
Staatsstral3e 2040

Fir den o. g. Streckenabschnitt ergibt sich mit der prognostizierten Verkehrsbe-

lastung nach den "Richtlinien fur die Standardisierung des Oberbaues von Ver-
kehrsflachen" ([RStO 2001 12] die Bauklasse-H Belastungsklasse 10--Alsfrostsi-

Decke:

Asphaltdecke oder schalltechnisch gunstigerer Belag (Oberflache).

vgl. Unterla-
geNr.5ab

vgl. Unterlage
Nr. 5.1ab
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vorliegend-die Bauklasseanzuwenden: Fur Kreisverkehrsflachen ist gemald

(RStO 12) — bezogen auf den am starksten belasteten Abschnitt der Kreisver-

kehrsflache — die nachst hohere Belastungsklasse vorzusehen.

Ortsstral3en
Fur die bitumindse Befestigung der Ortsstral3en wird gemafd der "Richtlinie fir
die Standardisierung des Oberbaues von Verkehrsflachen" [RStO 2001 12] die

Bauklasse-V Belastungsklasse 1,8. gewahlt. AlsfrostsichererOberbau-ist-vorge-
sehen:

Decke:

Asphaltdecke oder schalltechnisch gunstigerer Belag (Oberflache).

Gehweqge
Die Befestigung erfolgt gemaf? der "Richtlinie fir die Standardisierung des Ober-
baues von Verkehrsflachen" [RStO 2001 12)].

Decke:
Asphaltdecke

Soweit Wege und Zufahrten verlegt oder geandert werden mussen, erfolgt deren

Befestigung nach den einschlagigen technischen Vorschriften und Richtlinien.

Gestaltung der Béschungen
Soweit Boschungen hergestellt werden, werden diese gemalz-RAS-Q mit der Re-
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gelneigung 1:1,5 ausgebildet.

5.3 Ingenieurbauwerke

Im Zuge der Ausbaumanahme kommen folgende Bauwerke zur Ausfiihrung:

- Bahnbriicke BW 0-1 Unterfiihrung der St 2040 bei Bau-km 0 + 752

433,350

LW = 34.10-m 12,00 m (Fahrbahn u. komb. Geh-und Radweg Westseite)
LW = 3,00 m (komb. Geh-und Radweg Ostseite)

LH >4,70 m

- Bahnbriicke BW 0-4 Unterfuhrung FuRweg bei ca. Bahn-km 58,860 863

< 100,00 %"

LW = 3,00-m- 4,00 m (gem. Schreiben BMVBS v. 28.10.2010)

LH >2,50 m
Die FuRRgangerunterfiihrung ist aus trassierungstechnischen bzw. topogra-
phischen Griinden nicht hochwasserfrei, da der Hochpunkt des dstlichen
FulRweges ca. 1m unter der Hochwasserkote HQ 100 liegt. Zudem wéren
aufwendige Modellierungsarbeiten im Bereich der Uferbdschungen (Naab)
und dartber hinaus ein hochwasser- und grundwasserfreier Trog erforder-
lich. Dieser Trog wirde wiederum den Retentionsraum der Naab reduzieren

und die Grundwasserstrome massiv beeinflussen.

Naabbriicke BW 0-2 im Zuge der St 2040 bei Bau-km 0 + 954

481,35¢

LW =84,22 m

Freibord zum HQ 100 > 0,5 m

Breite zwischen den Gelandern = 12,75m- 15,25 m

Brkl. nach DIN Fachbericht 101 EN 1991-2 Lastmodell LM 1

(Am Ber westlichen rechten Bruckenfligel wird zur Einhaltung der Anfahr-

sicht (Turnhallenweg) die Kappe verbreitert. gekriimmt-ausgefohri-werden)

Tieflage (Trog) im Zuge der St 2040

Lange 265,84 m
LW = 134;20-m 12,00 m (Fahrbahn u. komb. Geh-und Radweg Westseite)
LW = 3,00 m (komb. Geh-und Radweg Ostseite)

Die Tieflage wird konstruktiv so gestaltet, dass sie gegen den (infolge der mit

der Naab korrespondierenden Grundwasserstande) moglichen Auftrieb gesi-
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chert ist und ein Einstau erst ab einem 100-jahrigen Naab-Hochwasser mog-
lich wird.

Die Befahrbarkeit der Tieflage (Trog) ist somit bis zu einem hundertjdhrigen
Hochwasser (HQ100) gewahrleistet. Ab dieser Wasserhdhe ist der Trog nicht
mehr passierbar und muss gesperrt werden. Die Sperrung wird entsprechend
rechtzeitig angekindigt und durch den StraRenbaulasttrager vollzogen. Nach
Ablauf des Hochwassers stellt der StraRenbaulasttrager, vor der Aufhebung
der Sperrung und der Verkehrsfreigabe, den verkehrssicheren Zustand des
Troges wieder her. Die Notfallplane hierzu werden nach Vorlage der techni-
schen Planung abgestimmt. Fir Starkregenereignisse sind Pumpenanlagen
vorgesehen, die auf bemessungstechnisch relevante Lastfalle ausgelegt sind.

Die Herstellung des Trogbauwerkes und der beiden Bahnbricken soll im
Schutze einer Verbauwand (Spundwand Kembinatien-ads-Spund-—und-Grol2-
behrpfahiwand) erfolgen, so dass nachteilige Beeinflussungen des Umfeldes

vermieden werden.

Aus konstruktiven Griinden ist eine Rickverankerung der Spundwénde (Ver-
bau) und Bohrpfahlwéande (Bauwerke) nétig. Die Anker verbleiben auch nach
Herstellung der Bauwerke in ihrer Endlage, da ein riickstandsloses Entfernen
dieser Bauteile technisch nieht moglich wéare ist, jedoch sind die dabei hinzu-
nehmenden negativen Begleiterscheinungen (Beseitigung von Rasenflachen
und Gartenpflanzungen) um ein vielfaches grél3er, als wenn die Anker im Bo-
den verbleiben und nur einzeln bei Bedarf (z.B. Bautatigkeiten unterhalb der
Gelandeoberkante im Bereich der Anker) beseitigt werden. Grundsatzlich er-
geben sich keine Einschrankung bei der kinftigen Nutzung der Grundstiicke,
aul3er bei Bautatigkeiten unter der Gelandeoberflache im Bereich der Anker.
Allerdings sind nach Abschluss der Baumafinahme nur die temporaren Anker
funktionslos (entspannt) wirkungsles, die Daueranker behalten ihre Funktion.
Fur den Bau der FulRgangerunterfihrung sind zur Verankerung der Spund-
wande ebenfalls temporare Anker erforderlich, die nach Abschluss der Bau-
malnahme jedoch wirkungslos sind. Sie verbleiben ebenfalls in den Grund-
sticken. Der unterirdische Platzbedarf unterhalb der Geldndeoberkante im
Bereich der betroffenen Grundstiicke ist Gber eine Grunddienstbarkeit, ggf.
auch uber Entschadigungen sicherzustellen. Die Grenze der Grunddienstbar-
keit stellt die maximalen Ankerlangen dar. Im Zuge der Bauwerksplanung
werden die tatsachlichen Ankerlangen bemessen. Sollten jedoch kirzere An-

ker ausreichend sein, reduzieren sich auch die dafur erforderlichen Flachen
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fur die Grunddienstbarkeit.

Die Eigentumer der betroffenen Grundstiicke werden vom Vorhabenstrager
vor und nach Durchfuhrung der Mal3nahme personlich/direkt unterrichtet, wel-
che Anker eingebracht und spéter bei der Nutzung des Grundstiickes entfernt

werden kénnen und welche nicht.
Nachfolgend aufgefuhrte Flurstiicke sind durch die Verankerungen betroffen:
Daueranker Bohrpfahle: FINrn. 1710/64, 1178/8, 1175, 1165

Temporaranker Bohrpfahle: FINrn. 1710/64, 1178/8, 1175, 1165, 1170/3,
446/4, 446/22, 1178

Temporaranker Spundwénde: FINr. 1710/64, 1178/8, 1175, 1165, 1170/4,
1170/3, 446/4, 446/22, 1710/22, 1178/7, 1178, 433, 513, 513/5, 487, 446/63,
446/64, 44616, 446/10, 435, 1710/89, 1710/79, 1176/11

Entschadigungsleistungen in Bezug auf die Anker werden auf3erhalb des
Planfeststellungsverfahrens durch einen Vertrag mit jedem betroffenen
Grundstuickseigentimer geregelt. Dies betrifft Dienstbarkeiten fir den Ausbau

der tempordren Anker, falls Bautatigkeiten des Eigentimers im Bereich der

Anker unter dem Gelé&nde vorgesehen sind.

AuRerdem sind fur die Bauzeit Bohrpfahle fur Kabelhilfsbriicken erforderlich.

Hier gelten die Regelungen analog zu den Ankern.
Temporare Bohrpfahle: FI. Nr. 1165

Bohrpfahle dauerhaft: Fl. Nrn. 1178/7, 1710/64, 1165 (Bohrpféhle verbleiben

zum Teil unter der Trogsohle)

Zur Vermeidung der bauwerksbedingten Unterbrechung des Grundwasser-

stromes wird at

wird- an 2 Stellen ein Diiker eingebaut, der den Trog unterquert. Uber diese

kann der Ausgleich der Grundwassersténde beidseitig des Troges erfolgen,
sodass ,kein schadlicher* Aufstau des Grundwassers erfolgt (siehe dazu auch
Anhang 1b2T1, Anhang 1b2aT1 und Anhang 1b5T1).
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Einmiindungen und Anderungen im Wegenetz

Die bestehenden Ortsstral3en werden, wie in den Planen dargestellt, an die
verlegte St 2040 angeschlossen.

Die bestehende Kreuzung zwischen der St 2040, der KreisstralRe SAD 28
(,Diepoldstral3e”) und den OrtsstraRen ,Am Haberstroh* und ,Brinnlweg“, wird
zu einem Kreisverkehrsplatz umgebaut, an dem auch die verlegte Staatsstral3e
(St 2040neu) anschliel3t.

Die Leistungsfahigkeitsberechnungen ergaben, dass der Kreisverkehr West ei-
ne Qualitatsstufe von A aufweist, womit der Kreisverkehr als uneingeschrankt

leistungsfahig zu bezeichnen sein wird.

Die Austral3e wird tUber eine T-formige Einmiindung an die St 2040neu aul3er-
halb der zur Querung der Bahnlinie notwendigen Grundwasserwanne (Trog-
bauwerk) angebunden. Diese Einmindung wird zur sicheren, leistungsfahigen

und geregelten Verkehrsabwicklung mit einer Lichtsignalanlage ausgestattet.

Die Leistungsfahigkeitsberechnungen ergaben, dass der Knotenpunkt in der
Spitzenstunde bei einer Umlaufzeit von 105 Sekunden eine Qualitatsstufe von

C aufweist.

Die vorhandenen Ortsstral3en ,Bahnweg”, ,BahnhofstralRe” sowie die beste-
hende Kreisstra3e SAD 54 (Perschener Strafle) werden gleichfalls tber T-

formige Einmundungen angebunden.

Der zur Nordgauhalle fihrende Turnhallenweg wird zwischen der o.g. Grund-
wasserwanne und der neuen Naabbrucke ebenfalls tUber eine T-formige Ein-
mindung an die verlegte Staatsstral3e (St 2040neu) angebunden. Um fir den
nordlich der Nordgauhalle mafinahmenbedingt in seinem Verlauf zu unterbre-
chenden ,Turnhallenweg” Ersatz zu schaffen, wird diese Ortsstraf3e im Be-
reich des Vorplatzes der Nordgauhalle verlegt. Im Einmundungsbereich ist ein
Fahrbahnteiler vorgesehen, der als Querungshilfe fir FuRganger und Radfah-

rer dient und die Verkehrssicherheit wesentlich verbessert.

Aus Platzgriinden wird bei Bau-km 1+025 (kurz vor der Einmindung SAD 54)
eine Bedarfsampel flr Radfahrer und Fuldgénger errichtet, die eine sichere

Uberquerung der St 2040neu ermdglicht.
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Erdarbeiten

Es wurden bereits intensive Baugrund- und Altlastenerkundungen durchge-
fuhrt, die die Grundlage der hydrogeologischen Untersuchungen bildeten und

dort entsprechend eingeflossen sind (siehe dazu Anhang 1b3T1).

Geotechnische Aufschliisse und Erkundungen wurden im Zuge der Vorentwurfs-
planungen bis 2008 und anlasslich der vorstatischen Bemessung des Bahnbau-
werkes durchgefuhrt. Im Zuge der Bauwerksentwurfsplanung werden wurden
weitere Aufschliisse und geotechnische Berichte (Baugeologisches Bilro Bauer:
Berichte Ingenieurbauwerke Stand 07/2020; Ergebnisse Laboruntersuchungen
Strecke Stand 09/2020) erstellt, die Feil Bestandteil des vorzulegenden Bau-
werksentwurfes werdenr sind.

Fur das vorliegende Vorhaben wurde folgende Massenbilanz erzielt:

Abtrag: 14.700-m3 18.600 56.800 m®
Auftrag: - 3.500m3 3.200 14.650 m®
Massenuberschuss: 11.200m3 15400 42.150 m®

Eine glinstigere Massenbilanz (ohne Oberboden) kann aufgrund der vorhande-
nen Zwangspunkte nicht erzielt werden. Uberschussiger Boden wird abgefahren.
Die Beprobung der Aushubmassen erfolgt sowohl auf der befestigten Flache des
bereits erworbenen Flurstiicks (Nr. 1170), als auch in der darauf stehende Halle
(friher Baywa-Kartoffelhalle). Bei Bedarf konnen auf dieser Flache ebenso Aus-

hubmassen zwischengelagert werden.

Entwasserung, hydrotechnische Untersuchungen, Retentions-

raumausgleich, Drainagen, Grundwasser

StralRenentwasserung

Das Oberflachenwasser der Fahrbahn (Staatsstraf3e 2040 neu und Kreisver-
kehre) sowie der Gehwege wird Uber Entwasserungsrinnen, Einlaufschachte
und Rohrleitungen gefasst und weitgehend an das bestehende, teilweise zu er-
ganzende stadtische Kanalnetz abgeschlagen.

Zur Entwasserung des Trogbauwerks (Bau-km 0+682 580 bis Bau-km 0+869
875) werden eigene getrennte Entwasserungseinrichtungen (Hebewerk und
Regenrickhalteeinrichtung) errichtet. Bas—hier—anfallende Oberflachepwasser
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chtilissiakeitsabscheider_Der L labfluss. betragt 351 ! wird(i
ine Rohrlei DN.400 direkt der Naal it

Das hier anfallende Oberflachenwasser der Fahrbahn und Gehwege/Radwege
wird in Rinnen, Einlaufschéachten und Rohrleitungen gefasst und im freien Gefélle
dem unterirdischen Regenriickhaltebecken (kombiniertes Bauwerk aus Regen-
rickhaltebecken, Hebeanlage und Absetzbecken) zugefuhrt.

Das Beckenvolumen ist so bemessen, dass ein Niederschlagsereignis mit T = 50
Jahren keinen Rickstau im Tiefpunkt der Fahrbahn verursacht (V ca.255 m3) und
bei einem Niederschlagsereignis mit T= 100 Jahren der Uberhdhte Geh-/Radweg
nutzbar bleibt (V ca. 305 m3). Der Drosselabfluss von 35 I/s wird Uber ein Hebe-
werk in die oberhalb des Rickhaltebeckens gelegene Absetzanlage geftrdert.
Da der gesamte Niederschlagswasserabfluss bis T= 100 Jahre in der Absetzan-
lage behandelt wird, ist diese fur eine max. Oberflachenbeschickung von gA = 18
m/h zu bemessen. Zur Abscheidung von Leichtflussigkeiten und Schwimmstoffen
ist in das Absetzbecken eine Abscheidevorrichtung (Tauchwand) integriert. Der
Abfluss aus dem Absetzbecken wird tber eine Rohrleitung DN 400 direkt der
Naab zugefuhrt. Die Entwéasserung des Troges und die Ableitung aus dem Ruick-

haltebecken wird bis zu einem HQ 100 gewabhrleistet.

Die Entwasserung der Gehwegunterfiihrung am Ort des bisherigen Bahnuber-
ganges erfolgt Uber eine direkte Ableitung DN 400 in die Naab sowie teilweise
Uber breitflachige Versickerung tiber Bankette und Boschungen.

Pfandlbach

Beim Umbau der bestehenden Kreuzung (Bau-km 0+000 der St 2040 neu,
rechts) zum Kreisverkehrsplatz (West) sind keine Eingriffe in die bestehende Ver-
rohrung und den Auslauf DN 400 zum offenen Bereich (entlang der Flurstiicks-
grenze zu Flur-Nr. 1077/42) des Pfandlbachs vorgesehen, da fir das Vorhaben
lediglich Erdbaumalinahmen bis zur Unterkante der vorhandenen Frostschutz-

schicht erforderlich werden.

Ergebnis der hydrotechnischen Berechnungen

Hochwasserabfluss Bauzustand

Um die neue Abflusssituation der Naab wahrend der Bauarbeiten der neuen

Naabbricke feststellen zu kénnen, wurden nach Ricksprache mit dem Was-

vgl. Unterla-
gen Nr.10.3
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serwirtschaftsamt Weiden hydrotechnische Berechnungen fir den Hochwas-
serabfluss (HQ20) durchgefiihrt. Dabei wurde der IST-Zustand mit dem BAU-
Zustand im Fall eines Hochwassers mit einer statistischen Eintrittswahrschein-

lichkeit von 1-mal in 20 Jahren verglichen.

Der Neuberechnung des Bau-Zustandes im Bereich von Nabburg (hydrauli-
sche 2D-Berechnung der Naab) liegen folgende Daten bzw. Unterlagen des

Wasserwirtschaftsamt Weiden zugrunde:

Berechnungsnetz der Naab von Pfreimd bis Schwandorf (Hydro_AS-2d.2dm-
Datei bzw. SMS 9.2)

Neben dem HQ100 liegen fir den Berechnungsabschnitt keine weiteren Ab-
flussdaten vor. Zur Ermittlung des HQ20 erfolgte daher eine Interpolation der
vorliegenden Pegel. Dabei ergab sich fur den Teilabschnitt ,Nabburg“ ein Ma-

ximalabfluss von 383 m3/s am Zulauf zum Berechnungsabschnitt.

AulRerdem wurde die Berechnung mit HQ20 = 7,0 m3/s (Seitenbach) am unte-

ren Berechnungsrand des Modells (Auslauf) durchgefiuhrt.

Der Auslaufquerschnitt wurde ca. 1,1 km unterhalb des eigentlichen Untersu-
chungsbereichs festgelegt (unterer Berechnungsrand) und mit Vorgabe eines

Energiegefalles von 0,44 %o definiert.

Zur Berechnung des Planfalles (Bau einer neuen Naabbricke mit 2 Flusspfei-
lern, Abriss der bisherigen Naabbriicke mit 3 Flusspfeilern) wurde die aktuelle
Planung des Bruckenbauwerks sowie des Straf3enkdrpers im dem fir die hyd-
raulische Berechnung relevanten Umgriff in das zuvor berechnete IST-Modell

eingearbeitet.

Zur Reduzierung des Rickstaus im Bereich der Vorschittung(en), sind insge-
samt 9 hydraulisch wirksame Rohrdurchlasse mit Abmessungen von je DN

1100 innerhalb der Vorschittung vorgesehen.

Fazit:

Der Abfluss des HQ20 fihrt beim malRgebenden Bauzustand (beidseitigen
Vorschuttungen und 3 Hilfspfeilern sowie Spundwandkasten um die beiden
endgultigen Pfeiler und noch vollstdndig vorhandenem ,alten Bauwerk ((we-
gen Aufrechterhaltung Verkehrsfiihrung)) im Bereich vor den beiden Vorschiit-

tungen nur zu einem geringen Rickstau von bis zu 10 cm.

Hierdurch werden jedoch gegeniiber dem IST-Zustand drei Wohngeb&aude
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sowie zwei landwirtschaftliche Flachen neu bzw. zusatzlich vom Hochwasser
HQ20 beruhrt. Weiterhin ergibt sich ein bis zu 20 cm hdéherer Wasserspiegel
auf landwirtschaftlich genutzten Flachen im Nordwesten des Modells. Dieser
entsteht durch die hier zwar nur noch geringe Rickstauhohe, damit jedoch
verbundenem hoheren Abfluss Uber den die Bahnlinie querenden Durchlass

von/zu den Feldem.

Da im Bereich der betroffenen Gebaude die Uberschwemmungsgrenzen nur
geringfugig verandert sind und am Rand der Uberflutung nur geringe Wasser-
spiegelerhéhungen vorliegen, kdnnen mdgliche Schéaden voraussichtlich be-
reits durch einfache Objektschutzmalinahmen (Kurzbericht Unterlage Nr.
10.3.1), die mit den Betroffenen vor Ausfiihrung abzustimmen sind, verhindert
werden. (alle neu- bzw. mehrbetroffenen Flachen sind aus Anlage 1, zum
Kurzbericht Bauzustand HQ20 Unterlage Nr. 10.3.1, ersichtlich)

Der berticksichtigte Bau-Zustand ist jedoch nur vortbergehend sowie von re-
lativ kurzer Dauer vorhanden; sobald die Vorschittungen und Hilfspfeiler wie-
der entfernt sind, ist fur das HQ20 kein schadlicher Aufstau mehr nachzuwei-
sen (siehe auch Anhang 1b2T1).

Hochwasserabfluss Endzustand

Um die neue Abflusssituation im Bereich der neuen Naabbriicke feststellen zu

konnen, wurden hydrotechnische Berechnungen fiir den Hochwasserabfluss g unteria-
(HQ100) durchgefiihrt. Dabei wurde der IST-Zustand mit dem PLAN-Zustand im ~ 9¢n Nr-10.4
Fall eines Hochwassers mit einer statistischen Eintrittswahrscheinlichkeit von 1-

mal in 100 Jahren verglichen.

Der Neuberechnung des Ist-Zustandes im Bereich von Nabburg (hydraulische
2D-Berechnung der Naab) liegen folgende Daten bzw. Unterlagen des Was-
serwirtschaftsamt Weiden zugrunde:

0 Berechnungsnetz der Naab von Pfreimd bis Schwandorf (Hydro_AS-
2d.2dm-Batet bzw. SMS 9.2)
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Die Berechnungen erfolgten fur das sog. 100-jahrliche Hochwasserereignis, kurz
HQ100 bzw. HW100 genannt. Dies bezeichnet ein extremes Hochwasser, mit ei-

ner statistischen Eintrittswahrscheinlichkeit alle 100 Jahre.

Aus dem Maximum der Abflusswelle aus dem Gesamtnetz ,Naab“ ergab sich fir
den Teilabschnitt ,Nabburg” ein Maximalabfluss von 552,43 m3/s am Kontroll-

querschnitt bzw. am Zulauf zum Berechnungsabschnitt.

Weiterhin wurde der Aschbach, ein kleinerer Seitenbach unterhalb der Naabbri-

cke, mit einem Maximalabfluss von 10,0 m3/s in der Berechnung bertcksichtigt

Im Zuge des StralRenbauvorhabens wird die vorhandene 4-Feldbricke Uber die

Naab durch eine 3-Feldbricke ersetzt.

Zur Berechnung der hydraulischen Auswirkungen, wurde die aktuelle Planung
des Brickenbauwerks sowie des Stralenkorpers in das zuvor berechnete IST-
Modell eingearbeitet. Weiter wurde eine neue FulRwegunterfiihrung im Bereich

des bestehenden Bahnibergangs erganzt.

Da die bestehende Briucke nach der Fertigstellung des Neubaus abgebrochen
wird, werden die Widerlager sowie die drei bestehenden Bruckenpfeiler im Be-

rechnungsmodell nicht bertcksichtigt.
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Die Auswirkungen der geplanten MalBhahmen auf den Hochwasserabfluss der
Naab wurden in einen sog. Wasserspiegeldifferenzenplan dargestellt. Dabei wer-
den die Wasserspiegelhéhen im Bestand (,IST-Zustand“) sowie unter Beruck-
sichtigung der geplanten MalRnahmen (,END-Zustand") verglichen. Alle Bereiche,
bei denen ein Aufstau oder eine Absenkung erkennbar ist, werden farblich dar-

gestellt.

Im Ergebnis der Berechnungen wurde fur den Hochwasserabfluss HQ100 fest-

gestellt:

- keine (bzw. nur geringe) Veranderung der Uberschwemmungsgrenzen fluss-

abwarts der MalRnahme.

- Partielle Verringerung der Wasserspiegellagen im Bereich ,Venedig" um ca.

6 cm.

- Verringerung der Wasserspiegellagen im Bereich oberhalb der ,alten* Naab-

briicke um ca. 6 cm auf ca. 100 m Lange.

- Erh6hung der Wasserspiegellagen im unmittelbaren Bereich unterhalb der

Lalten“ Naabbricke in Flussmitte
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- Uberflutung des neu gestalteten Uferbereichs mit FuBweg am westlichen
Brickenwiederlager (Ruckbau des alten Bruckenwiederlagers mit Umgestal-

tung).
- Uberflutung der neuen FuRBwegunterfiihrung.

Aufgrund der verhaltnismaRig geringen Anderungen im Vergleich zur bestehen-
den Abflusssituation, ergeben sich nur geringe Wasserspiegeldifferenzen. Ein
schéadlicher Aufstau infolge der neuen Bricke im Bereich der Bebauung wurde

nicht ermittelt.

Im Stadtteil ,\Venedig” ist aufgrund des geringflgig gesunkenen Wasserspiegels
sogar eine Verbesserung der bestehenden Hochwassersituation zu erwarten.
Der Grund dafir ist die Reduzierung der Pfeileranzahl (Bestand 3 Pfeiler, neue
Briicke 2 Pfeiler) der neuen Naabbrticke im Endzustand. Dadurch verringert sich

auch der Eingriffsquerschnitt in die Naab.

Hochwassergefahrenflache Sterzenbach

Die verlegte Australle durchschneidet die Hochwassergefahrenflache des
Sterzenbachs und verhindert somit den naturlichen Abfluss des Hochwassers

zwischen Trogbauwerk und der Austral3e.

Zur Ruckhaltung und anschlieRenden Ableitung des bei HQ 100 anfallenden
Oberflachenwassers aus diesem Bereich wird neben der Einmindung der
Austral3e in die St 2040neu ein Riekhaltebecken-Hochwasserrickhalteraum (V
ca. 100 m3) errichtet. Der Ablauf erfolgt gedrosselt Brosselabfluss-betragt-40-/s
whd-wird Uber eine Rohrleitung DN 400 in die der zu verlegenden Ortskanalisa-
tion zugefthtt. Die verlegte Kanalleitung wird auf einer Lange von ca. 100 m
zum Stauraumkanal ausgebaut, um den Drosselabfluss aus der Hochwasserge-

fahrenflache aufnehmen zu kénnen.

Retentionsraumbilanz

vgl. Unterla-
gen Nr.6.1b
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Die geplanten BaumalRnahmen (Trogbauwerk, Brickenpfeiler und -widerlager)

verursachen bei Hochwasser der Naab einen méglichen Stauraumverlust von ca.
1.100 m3.

Durch die im Zuge des Briickenbaus vorgesehenen Malinahmen

Ruckbau der drei alten Briickenpfeiler einschlief3lich Kolkschutz und Inseln,

Abgrabung am Ostufer im Bereich der alten Brickenwiederlager zur Erstel-

lung eines FuRwegs mit Anschluss an das neue Unterfiilhrungsbauwerk,

Anpassung des Westufers mit FuBweg und Rickbau des alten Briickenwie-

derlagers und

Ruckbau eines Gebaudes, zwei Gartenhduschen und einer Garage am

Turnhallenweg,

wird ein Stauraum von ca. 4.500 m3 neu geschaffen. Damit ergibt sich insgesamt

sogar ein zusatzliches Retentionsvolumen von ca. 3.400 m3.
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Grundwasser

Das geplante Trogbauwerk wird den grundwasserfiihrenden Kiessand der Talfiil-
lung Uber dem gering durchlassigen Gneissockel teilweise hydraulisch sperren,
sodass ein Aufstau des Grundwassers zu erwarten ist. In den Planungsunterla-
gen ist es vorgesehen, dass der vom Trogbauwerk ausgehenden Aufstau des

Grundwassers durch die Einrichtung von Dikeranlagen zu minimieren ist.

Hierzu fuhrte das Ingenieurbiro Dr. G. Pedall Arbeiten zur Erkundung des geolo-
gischen Aufbaus des Untergrundes durch. Hierzu gehoérten Erkundungsbohrun-
gen, die Einrichtung zusatzlicher Grundwassermessstellen und temporare Mess-
stellen fur den Naabpegel sowie die Durchfihrung von Untersuchungen zur Er-

mittlung der hydraulischen Durchlassigkeit des Grundwasserleiters.

Im Anschluss erstellte das Ingenieurbiro Dr. Pelzer und Partner ein numerisches
Stromungsmodell. Dieses Stromungsmodell dient als Prinzipmodell fir die Beur-

teilung des Grundwasseraufstaus an dem geplanten Bauwerk.

Folgende Annahmen wurden der Modellaufstellung zugrunde gelegt:

- der fur ein hundertjahriges Hochwasser (HQ100) zu erwartende Wasser-

spiegel der Naab,

- ein Gradient der Grundwasseroberflache zwischen den Messstellen B1 und

A6 von 0,34% sowie

- die im Bereich des geplanten Trogbauwerks ermittelte Machtigkeit und hyd-

raulische Durchlassigkeit des Grundwasserleiters (Lockergesteinsaquifer)

Weitere hydrologische Faktoren wie der Sterzenbach und der Pfandlbach sowie
die Grundwasserneubildung im Modellgebiet wurden nicht dargestellt, da die zu
erwartenden Veranderungen im Grundwasser im ungunstigsten Fall keinen oder

nur einen vernachlassigbaren Einfluss auf das geplante Trogbauwerk haben.

Die numerische Modellierung erfolgte mit dem Softwarepaket Processing MOD-
FLOW (Finite Differenzen-Methode). Das Prinzipmodell wurde mit 8 Modell-
schichten (quasi 3D-Ansatz, 116 x 79 x 8 Modellzellen) mit an die tatsachlichen
Gegebenheiten angelehnten Modellgrenzen entlang der Naab und dem westli-

chen Talrand bzw. dem Rand des Lockergesteinsgrundwasserleiters aufgebaut.

Die Grundwasserspiegelhohen der Modellrdnder werden wéahrend der Rechen-
laufe des Modells konstant gehalten, sodass dem Modellraum von den Randern
her ggf. Wasser zufliel3t oder aus diesem abflie3t (Randbedingung 1. Ordnung;

Modellrander als Festpotentiale).

vgl. Unterla-
gen Nr.10.5
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Fazit:

Die Untersuchungen mit Hilfe eines numerischen Prinzipmodells haben gezeigt,
dass die als Folge des geplanten Trogbauwerks zu erwartende Anhebung des
Grundwasserspiegels durch Aufstau - ohne Drain- und DikermalRnahmen - in der
GrolRenordnung von wenigen Dezimetern bewegt. Im Vergleich zum nattrlichen
Schwankungsbereich des Grundwasserspiegels von 3 bis 4 m ist dieser Aufstau

als gering zu bewerten.

Nach den vorliegenden Berechnungen sind die gro3ten Rickstauhthen bei nied-

rigen bis mittleren Grundwasserstanden zu erwarten.

Die derzeitige Planung sieht den Einbau von zwei Dikern vor, die durch Draina-
gewande entlang des Bauwerks verbunden werden. Durch den Einbau eines drit-
ten zentral gelegenen Dukers ergéabe sich den Modellergebnissen zufolge eine
Verringerung der maximalen Aufstauhéhe am Bauwerk um 3 cm im HQ100-Fall
(7 cm statt 10 cm Aufstau im Prinzipmodell HQ100). Der Einbau eines dritten DU-
kers ist aufgrund der minimalen Wirkung (Reduzierung der Aufstauhdhe) wirt-

schaftlich nicht zu rechtfertigen.

Die durch das geplante Trogbauwerk zu erwartende Erhéhung des Grundwas-
serspiegels bei einem HQ100-Hochwasser ist auf dieser Grundlage als gering
einzuschatzen und durfte unter 10 cm liegen (Bauwerk mit 2 Dikern und Draina-

gen zwischen den Dukern).

MaRnahmen in Wassergewinnungsgebieten

Wassergewinnungsgebiete werden durch die MaRnahme nicht berihrt.

Straenausstattung

Die StralRenausstattung erfolgt nach den einschlagigen technischen Regelwer-
ken. Dies sind insbesondere Leiteinrichtungen, Schutzplanken, Beschilderun-
gen und die Markierung.

Besondere Anlagen

Besondere Anlagen werden fur vorliegende MafRnahme nicht benétigt.

Leitungen

Soweit in der Staatsstrale langs verlaufende oder diese kreuzende Versor-
gungsleitungen bzw. Telekommunikationslinien baubedingt angepasst oder ge-
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andert werden muissen, regeln sich die Kosten hierfiir nach den gultigen Gestat-
tungs- oder Rahmenvertragen bzw. dem Telekommunikationsgesetz (TKG).
Der Umbau erfolgt nach den einschlagigen technischen Vorschriften und Best-

immungen.

Alle Anderungen werden dabei im Benehmen mit dem jeweiligen Versorgungs-

trager ausgefihrt.

Schutz-, Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen

Larmschutzmalnahmen

Verkehrslarm

Rechtsqgrundlage

Nach § 41 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit Art.
74 Abs. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwViIG) ist beim Bau oder
der wesentlichen Anderung offentlicher StraBen unbeschadet des § 50 BIm-
SchG sicherzustellen, dass durch diese keine schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgeréausche hervorgerufen werden kénnen, die nach dem Stand

der Technik vermeidbar sind.

Solche Umwelteinwirkungen sind schadlich, wenn sie den Betroffenen auch un-
ter Wirdigung der besonderen Bedeutung eines leistungsfahigen StraRennet-
zes fir die Allgemeinheit wie fir den Einzelnen billigerweise nicht mehr zuge-

mutet werden kénnen.

Die Zumutbarkeit kann nicht undifferenziert fir alle Falle einheitlich festgelegt
werden. Die Schutzwirdigkeit ist anhand einer Wurdigung aller Umstande des
Einzelfalles, insbesondere der Schutzwirdigkeit der betroffenen Bebauung, zu
bestimmen. Dabei ist von der bebauungsrechtlichen Situation der Umgebung
und den tatsachlichen Verhéltnissen wie der konkreten Nutzung der Grundsti-
cke, einer eventuellen Vorbelastung durch bereits vorhandene Larmquellen so-

wie der gegebenen Vorbelastung auszugehen.

Berechnungs- und Beurteilungsgrundlagen

Die Beurteilung der StraRenverkehrslarmeinwirkungen erfolgt gemaf der 16.

Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Ver-
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kehrslarmschutzverordnung — 16. BImSchV) vom 12.06.1990, BGBI 1990 | S.
1036.

Gemal § 1 und § 2 der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV) ist zum
Schutz der Nachbarschaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Ver-

kehrsgerausche bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung von 6ffentlichen

Stralen sicherzustellen, dass der Beurteilungspegel die in § 2 Abs. 1 genann-

ten Immissionsgrenzwerte nicht tiberschreitet.

"Bau" von ¢ffentlichen StraRen im Sinne des § 41 BImSchG i.V.m. § 1 Abs.1
16. ImSchV ist der Neubau. Von einem Neubau ist auch dann auszugehen,
wenn eine bestehende Trasse auf einer langeren Strecke verlassen wird. Mal3-
geblich ist das rdumliche Erscheinungsbild im Geldnde. Die Einziehung oder
Funktionsédnderung von Teilen der vorhandenen Stral3e, z. B. bei Kurvenstre-
ckung, ist Indiz fiir eine Anderung, nicht fiir einen Neubau (vgl. Ziff. VI. 10.1 (1)
der Verkehrslarmschutzrichtlinien 1997 vom 02.06.1997, ARS 26/1997, VkBI S.
434).

Die Anderung ist "wesentlich", wenn

- eine Stralle um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen fur den
Kraftfahrzeugverkehr baulich erweitert wird (8 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 16.
BImSchV) oder

- durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von
dem zu andernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms um mindes-
tens 3 Dezibel (A) oder auf mindestens 70 Dezibel (A) am Tage oder min-
destens 60 Dezibel (A) in der Nacht erhdht wird (8 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 16.
BImSchV).

- Eine Anderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des von
dem zu &ndernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms von mindes-
tens 70 Dezibel (A) am Tage oder 60 Dezibel (A) in der Nacht durch einen
erheblichen baulichen Eingriff erhdht wird; dies gilt nicht in Gewerbegebieten
(8 1 Abs. 2 Satz2 16. BImSchV).

Die in der, aufgrund 8 43 BImSchG erlassenen "Verkehrslarmschutzverord-
nung" (16. BImSchV), festgelegten Immissionsgrenzwerte fur Beurteilungspegel
gelten fachlich und rechtlich als abgewogen. Sie stimmen mit den Werten tber-
ein, die nach Uberwiegender Auffassung im larmphysiologischen, medizinischen

und juristischen Schrifttum fr zumutbar gehalten werden.
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GemalR § 2 Abs. 1, 16. BImSchV ist bei dem Bau oder bei der wesentlichen An-
derung von 6ffentlichen Stral3en sicherzustellen, dass der Beurteilungspegel ei-

nen der folgenden Immissionsgrenzwerte nicht Uberschreitet:
- Krankenh&user, Schulen, Kurheime und Altenheime
tagsuber 57 dB(A)
nachts 47 dB(A)
- reine und allgem. Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete
tagsuber 59 dB(A)
nachts 49 dB(A)
- Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete
tagsuber 64 dB(A)
nachts 54 dB(A)
- Gewerbegebiete
tagsuber 69 dB(A)

nachts 59 dB(A).

Die Art der in Absatz 1 bezeichneten Anlagen und Gebiete ergibt sich aus den

Festsetzungen in den Bebauungsplanen. Sonstige in Bebauungsplanen festge-
setzte Flachen fur Anlagen und Gebiete sowie Anlagen und Gebiete, fur die
keine Festsetzungen bestehen, sind nach Absatz 1, bauliche Anlagen im Au-
Benbereich nach Absatz 1 Nr. 1, 3 und 4 entsprechend der Schutzbedurftigkeit
Zu beurteilen (8 2 Abs. 2 16. BImSchV).

Soweit Festsetzungen in einem Bebauungsplan vorliegen (Bereich westlich der
StralRe ,Am Haberstroh*) wird auf den Lageplan ,Nutzung/Gebietscharakter”

(Unterlage 3.1b) verwiesen.

Dartiber hinaus bestehen keine weiteren Festsetzungen. Hier wurden die tat-
sachlichen baulichen Nutzungen gemal3 8 1 Abs. 2 und 3 BauNVO beurteilt und

in Gebietskategorien nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 einstulft.
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AulBBenbereiche liegen in Plangebiet nicht vor.

Wird die zu schitzende Nutzung am Tage oder nur in der Nacht ausgetbt, so
ist nur der Immissionsgrenzwert flr diesen Zeitraum anzuwenden (8 2 Abs. 3,
16. BImSchV).

Die Berechnung der AuRenlarmpegel (Beurteilungspegel) und der erforderli-
chen Abschirmung erfolgt nach den als Berechnungsgrundlage anerkannten
"Richtlinien fir den Larmschutz an StraRen”, Ausgabe 1990 (RLS-90) des Bun-
desministers fur Verkehr. Die sich danach ergebenden Pegelwerte sind zur Be-

urteilung der Larmbel&astigung geeignet.

Die Verkehrslarmemissionen und die Verkehrslarmimmissionen sind gemali3 § 3
der Verkehrslarmschutzverordnung grundsatzlich zu berechnen. Die Berech-
nungsmethoden ergeben sich aus den ,Richtlinien fir den Larmschutz an Stra-
Ren - RLS-90“ sowie aus Anlage 1 der Verkehrslarmschutzverordnung (16.
BImSchV). Samtliche Berechnungen wurden unter Verwendung eines elektro-

nischen Rechenprogramms durchgefiihrt.

Die von den Gerauschemissionen des zu untersuchenden Verkehrswegs her-
rihrenden Immissionen, gekennzeichnet durch den Beurteilungspegel (Lr),
werden fir den Tag und fur die Nacht getrennt berechnet, auf Basis des ermit-
telten Prognoseverkehrs im Jahre 2025 2030 2035.

- Lr,Tfir die Zeit von 06.00 bis 22.00 Uhr (Tag)
- Lr,Nfirdie Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr (Nacht)

Beurteilungspegel fir Verkehrsgerdusche werden grundsatzlich in A-bewerteten
Schalldruckpegeln angegeben (Einheit Dezibel (A) bzw. dB(A)), die das
menschliche Horempfinden am besten nachbilden. Zur Beschreibung zeitlich
schwankender Schallereignisse, wie z.B. der Stral3enverkehrsgerdusche, dient

der A -bewertete Mittelungspegel.

Die Schallemission (d.h. die Abstrahlung von Schall aus einer Schallquelle) des
Verkehrs auf einer StraRe oder einem Fahrstreifen wird durch den Emissions-
pegel (Lm,E) gekennzeichnet. Der Emissionspegel ist der Mitteilungspegel in 25
m Abstand von der Achse des Verkehrsweges bei freier Schallausbreitung. Die
Starke der Schallemission wird aus der Verkehrsstarke, dem Lkw-Anteil, der zu-
lassigen Hochstgeschwindigkeit, der Art der Stral3enoberflache, der Gradiente
und einem Zuschlag fur Mehrfachreflexionen berechnet. Der Berechnung wer-

den Uber alle Tage des Jahres gemittelte durchschnittliche tagliche Verkehrs-
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mengen (DTV), einschlielBlich der zugehotrigen Lkw-Anteile (tags/nachts), zu-

grunde gelegt.

Die Schallimmission (d.h. das Einwirken von Schall auf einen Punkt, also auf
den Immissionsort) wird durch den Mitteilungspegel (Lm) gekennzeichnet. Er
ergibt sich aus dem Emissionspegel unter zusatzlicher Berticksichtigung des
Abstandes zwischen Immissions- und Emissionsort, der mittleren Hohe des

Schallstrahls tiber dem Boden, von Reflexionen und Abschirmungen.

Zum Vergleich mit den Immissionsgrenzwerten (gemald § 2 der Verkehrslarm-
schutzverordnung) dient der Beurteilungspegel (Lr). Er ist gleich dem Mittei-
lungspegel, der an lichtsignalgeregelten Knotenpunkten um einen Zuschlag zur
Berucksichtigung der zusatzlichen Stdorwirkung erhéht wird. Die berechneten
Beurteilungspegel gelten fur leichten Wind (ca. 3 m/s) von der Straf3e zum Im-
missionsort und fur Temperaturinversion, die beide die Schallausbreitung for-
dern. Bei anderen Witterungsverhaltnissen kénnen deutlich niedrigere Schall-
pegel auftreten. Daher ist ein Vergleich von Messwerten mit den berechneten

Pegelwerten nicht ohne weiteres maglich.

Ausgangsdaten und Schallimmissionen

Die Angaben zur Verkehrsbelegung mit den DTV-Werten (durchschnittliche tag-
liche Verkehrsstarke) wurden fur das Prognosejahr 20625 2036 2035 (siehe An-
hang 1b1T1 Verkehrsentwicklung) aus der ,Verkehrsuntersuchung zur Beseiti-
gung des Bahniibergangs in Nabburg® (Méarz 2010, Aktualisierung 10/2016)"
tibernommen. Entsprechend der entlang der Neubautrasse entstehenden Ein-
mindungen anzubindender OrtsstraRen war der zu untersuchende Verkehrs-
weg in mehrere Abschnitte zu unterteilen. Diesen Abschnitten sind unterschied-
liche Verkehrsstarken (DTV) zuzuordnen. Neben diesen DTV-Werten fir das
Prognosejahr 2025 2030 2035, gingen in die schalltechnische Untersuchung

zur Ermittlung der Gerduschemissionen noch folgende Daten ein:

- der Lkw-Anteil fir Tag und Nacht
- die zulassige Hochstgeschwindigkeit fur Pkw und LKW, Vzulassig = 50 km/h

- die Steigung bzw. das Gefélle der Stral3e entsprechend der vorliegenden

StralRenplanung (relevant ab Steigungen von mind. 5 %)
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Der Korrekturwert DStrO fur die Stral3enoberflache in Hohe von - 2 dB(A) fur
Splittmastixasphalt ab einer Geschwindigkeit von 60 km/h war im vorliegenden

Fall nicht relevant.

Bei den Schallausbreitungsberechnungen zur Ermittlung der Beurteilungspegel

wurden bericksichtigt:

- die Anteile aus der Einfachreflexion der Schallquelle an den Stutzmauern
des Unterfilhrungsbauwerks (schallhart, Reflexionsverlust DE = -1 dB(A))

und an den Gebaudefassaden (Absorptionsgrad a = 0,21)

- die Abstrahlung aus den Tunnelmiindungen der Bahnunterfiihrung (nach W.
Probst: “Die Prognose des aus Tunnelmuindungen abgestrahlten Schalls®, in:
Zeitschrift fir Larmbekampfung, Bd. 3 (2008) Nr. 3)

- die Schallabschirmung durch die Stiitzmauern im Bereich der Unterfiihrung
- keine Mehrfachreflexionen

- die Luftabsorption

- die Boden- und Meteorologieddmpfung

- Lichtsignalanlage an der Einmindung der Austral3e in die St 2040neu

Zur Erstellung des digitalen 3-dimensionalen Geldndemodells wurden folgende

Plane verwendet:

- Lageplan mit Bebauung als digitale Flurkarte

- die Daten zur vorhandenen Topographie

- die Daten der Straf3enachse in Lage und Hohe
- Stdtzmauern

- fehlende Hohen wurden auf Basis der gescannten Hohenlinienkarten der
Blatter NO 63-19 und NO 63-20 nachdigitalisiert.

Die Gebaudehdhen, die Anzahl der Geschosse sowie die Nutzungen wurden

durch Ortsbegehung geprift und eingearbeitet.

Gebietscharakter

Durch die Planung sind gemischte (WA-Gebiete u. MI-Gebiete) und gewerbli-

che (GE-Gebiete) Bauflachen betroffen (Festsetzungen aus der aktuellen kom-
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munalen Bauleitplanung und einer ortlichen Erhebung mit Einstufung gemar
Baunutzungsverordnung; Unterlage Nr. 3.1b).

Bei der Bebauung im Untersuchungsgebiet handelt es sich hauptsachlich um
Ein- oder Mehrfamilienwohnh&user, Gberwiegend in E+D-Bauweise oder E+1-

Bauweise, Gebaude mit einem 2. Obergeschoss bilden die Ausnahme. Bem

Berechnungsergebnisse

Die detaillierten Ergebnisse der schalltechnischen Berechnungen sind der Un-
terlage 4.3ab und 4.4ab zu entnehmen. Die letzten beiden Spalten enthalten
eine Aussage zur Berechtigung eines Anspruchs auf Schallschutz dem Grunde
nach. In Unterlage 4.2ab sind alle untersuchten Immissionsorte dargestellt,
Fassadenseiten mit Grenzwertliberschreitungen sind mit rotem Balken gekenn-
zeichnet. Fir diese Immissionsorte sind zuséatzlich deren Berechnungsprofile
nach Geschosslagen auf dem Lageplan vermerkt. Dartiber hinaus sind im La-
geplan die Fassadenseiten mit den zu entschadigenden Aufenwohnbereichen
durch Planzeichen kenntlich gemacht.

Der vorliegende Planungsabschnitt wird hinsichtlich der Anspruchsvorausset-

zungen beim Larmschutz wie folgt beurteilt:

a) Abschnitt vom Bauanfang (Kreisverkehr ,\West") bis Bau-km 1+049 (Ein-

mindung der Kreisstralle SAD 54 —Perschener Stral3e):

zum Bau-km 1+049 (Einmindung der Kreisstra3e SAD 54) handelt es sich
um einen Neubau i. S. des Abs. 10.1 (1) VLarmSchR 97. Es sind die Im-

missionsgrenzwerte der 16. BImSchV anzuwenden. (La&rmvorsorge)
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b) Abschnitt von Bau-km 1+049 (Einmindung der KreisstraBe SAD 54 —
Perschener Stral’e) bis zum Bauende bei Bau-km 1+100 (Kreisverkehr

Ost;

Da die Staatsstrass(ie 2040 hier auf der bestehenden Stral3entrasse ver-

lauft, war fur die Bebauung entlang dieses Abschnitts zunéchst zu prifen,
ob midem-Povdespevenltreisvedehssloizes Uleisverkehr 05t die in §
1 Abs. 2 der 16. BImSchV genannten Kriterien fiir eine wesentliche Ande-

rung zutreffen.
Die Prifung zeigt, dass:

- mehrheitich am jeweiligen Immissionsort die bisher vorhandenen Beurtei-
lungspegel nicht um mind. 3 dB(A) oder auf mindestens 70 Dezibel (A) am
Tage oder mindestens 60 Dezibel (A) in der Nacht erhéht werden (8 1 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2, 16. BImSchV) oder von mindestens 70 Dezibel (A) am Tage
oder 60 Dezibel (A) in der Nacht weiter erhéht werden; dies gilt nicht in Ge-
werbegebieten (§ 1 Abs. 2 Satz 2, 16. BImSchV). erhéht-werden. Nachdem
fur die insoweit betroffenen Gebdude gegeniber der Bestandssituation kei-

nes Pegelerhhungum-3-dB{A)-stattfindet dieser Kriterien zutrifft, liegt keine
wesentliche Anderung vor, so dass in diesem Abschnitt bis—auf-felgende

Adsnahmen—(Gebaude—amKreisverkehr) keine Larmvorsorgemafl3nahmen

erforderlich werden.

Das Ergebnis der Prifung, ob beim-Bau-des Kreisverkehrsplatzes-die Vo-

raussetzungen fur einen erheblichen baulichen Eingriff vorliegten, sind ist in

Unterlage 4.3ab tabellarisch dargelegt.

6.1.1.6 LarmschutzmalRnahmen

Da die StralRentrasse im bebauten innerdrtlichen Stadtbereich verlauft, wéren
bei aktiven Schallschutzmalinahmen entlang der gesamten Neubaustrecke die
zahlreichen Anbindungen der Grundstickszufahrten und einmiindender Orts-

stral3en zu bericksichtigen, sodass mit aktiven Larmschutzmafinahmen (L&arm-
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schutzwande und Larmschutzwélle) infolge der unterbrechungsbedingten Lu-
cken in den Larmschutzeinrichtungen kein wirksamer Larmschutz erreichbar
ware. Wegen der relativ geringen Absténde der Wohnh&auser zum Verkehrsweg
wirden dartber hinaus Larmschutzwande die Wohnbereiche zusatzlich ver-
schatten. Auch die Aspekte der Stadtbildgestaltung sprechen gegen aktive
Schallschutzbauwerke.

Aus den genannten Grinden wird passiver Schallschutz vorgesehen. Die Be-
troffenheiten sind in Unterlage 4.4ab tabellarisch zusammengestellt. Die
Grenzwertluberschreitungen liegen zwischen 6,3 0,1 dB(A) und 6,9 59 9,5
dB(A) (Immissionsort 39 17).

Flr zu schutzende AuRenwohnbereiche wird zur Beurteilung der Tag - Immissi-
onsgrenzwert herangezogen. In Unterlage 4.2ab sind die zu schitzenden Au-
Renwohnbereiche gekennzeichnet. Es handelt sich dabei ausschlie3lich um ei-
ne zwei Terassen anm den Immisionsorten 8, 43 und 2 zwei, vier Balkone anm

den Immissionsorten 13 und 15.

Gesamtldrmbetrachtung Straflen und Schiene (Summenpegel)

Berechnungs- und Beurteilungsgrundlagen

Grundsatzlich ist bezuglich eines Larmschutzes nur auf die zusatzlich durch den
neu gebauten oder wesentlich gednderten Verkehrsweg verursachten Immissio-
nen abzustellen. Eine Uberlagerung der Beurteilungspegel mehrerer Verkehrs-
wege wird bei der Ermittlung der Anspruchsberechtigung fir Larmschutzmal3-
nahmen nicht bertcksichtigt ... (Nr. 10.6 Abs. 2 VLArmSchR 97).

Ein Anspruch auf weitergehenden Schallschutz aus der verfassungsrechtlichen
Schutzpflicht fur Gesundheit und Eigentum besteht dann, wenn der Summenpe-
gel samtlicher Verkehrswege die Schwellenwerte von 70 dB(A) tags und 60
dB(A) nachts uberschreitet (vgl. BVerwG, U. v. 13.05.2009 - 9 A 72.07 -;
BVerwG, Urt. v. 10.10.2012 - 9 A 20/11 -). Vorliegend werden bei der Gesamt-
larmbetrachtung und anschlielenden Bewertung die im Hinweisbeschluss des
BVerwG vom 25.04.2018, Az. 9 A 16/16 Rn. 86, 87 genannten niedrigeren Aus-
I6sewerte fir die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle wie folgt zu Grunde ge-

legt.
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Diese liegen bei
e 67 dB(A) tags und 57 dB(A) nachts in allgemeinen Wohngebieten
e 69 dB(A) tags und 59 dB(A) nachts in Kern-, Dorf- und Mischgebieten
e 72 dB(A)tags und 62 dB(A) nachts in Gewerbegebieten

Berechnungsergebnisse

Wie die Berechnungsergebnisse zeigen, werden bereits im Prognose-Nullfall
2035 die Grenzwerte der grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle an mindestens
20 Gebauden bzw. 44 Gebaudefassaden in Nabburg, Uberwiegend nachts, Uber-

schritten.

Im Prognose-Planfall 2035 werden bei 21 Geb&uden bzw. 44 Geb&udefassa-

den die Grenzwerte der grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle Gberschritten.

Ein Anspruch auf Schallschutz dem Grunde nach aus dem Summenpegel des
Prognose-Planfalls (d.h. Larmsituation nach Realisierung der geplanten Stra-
Renverlegung) ergibt sich dann, wenn dieser Summenpegel die Grenzwerte in
WA-Gebieten 67 dB(A) tags bzw. 57 dB(A) nachts, in MI-Gebieten 69 dB(A)
tags bzw 59 dB(A) nachts oder in GE-Gebieten 72 dB(A) tags bzw.62 dB(A)
nachts tberschreitet und gegentiber dem Prognose-Nullfall (d.h. Larmsituation
ohne Realisierung der Planung) eine Pegelzunahme um mindestens 0,1 dB(A)

festgestellt wird.

In diesem Fall wird unterstellt, dass die Planung (St2040-neu, geplante Stral3en-
verlegung mit Beseitigung des Bahniberganges) als ursachlich fur die Pegelzu-

nahme angesehen wird.

a) Folgende Gebaude (nur die betroffenen Gebaude-Fassadenseiten) haben al-
lein aufgrund der Anwendung des Summenpegels des Prognoseplanfalls An-
spruch auf Schallschutz dem Grunde nach:

Austral3e 9 (Flur-Nr. 1178/7)
Ramgraben 18 (1175/2)
Austral3e 7 (Flur-Nr. 430)
Georgenstralde 34 (Flur-Nr. 435).

b) Einige Gebaude (nur die betroffenen Gebaude-Fassadenseiten), die bereits
aufgrund der Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte nach der 16. BIm-

SchV dem Grunde nach einen Anspruch auf passive LarmschutzmalRnahmen
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haben (vgl. Ziff. 6.1.1, ,planungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle*) haben
zudem aufgrund der Anwendung des Summenpegels des Prognoseplanfalls
einen weitergehenden Anspruch auf Schallschutz dem Grunde nach (siehe
Unterlage 4.1b — 4.4b). Dies betrifft folgende Gebaude:

Bahnhofstr. 19 (Flur-Nr. 1710/3)
Turnhallenweg 14 (Flur-Nr. 1176/16)
Turnhallenweg 12 (Flur-Nr. 1176/15)
Turnhallenweg 10 (Flur-Nr. 1176/14)
Turnhallenweg 8 (Flur-Nr. 1176/17)
Oberviechtacherstr. 4 (Flur-Nr. 552)
Oberviechtacherstr. 6 (Flur-Nr. 553)

Die bereits wegen der Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte nach der
16. BImSchV dem Grunde nach zu gewahrenden passiven Larmschutz-
mafRnahmen (vgl. Ziff. 6.1.1) sind wegen der zugleich erfolgten Uberschrei-
tung der ,grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle* auf den dadurch erhéh-

ten Anspruch auf Schallschutz abzustellen.

Die detaillierten Ergebnisse der Summenpegelberechnung sind in Unterlage
4.5b dargestellt.

6.2 Bauldrm und Erschitterungen

6.2.1 Baularm

Ob nachteilige Wirkungen im Sinne des 8 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG vorliegen,
beurteilt sich bei Baularm nach 8 22 Abs. 1, § 3 Abs. 1 BImSchG in Verbindung
mit der gemani § 66 Abs. 2 BImSchG mal3geblichen ,Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zum Schutz gegen Baularm® - AVV Baularm - vom 19.08.1970 (Beila-
ge zum Bundesanzeiger Nr. 160 vom 01.09.1970). Auf die TA Larm kann selbst
bei mehrjahriger Dauer einer Baustelle nicht zurlickgegriffen werden; Baustellen
sind vom Anwendungsbereich der TA Larm ausdriicklich ausgeschlossen (Nr. 1
Buchst. f) TA Larm). Die AVV Baularm konkretisiert fur Gerduschimmissionen

von Baustellen den unbestimmten Rechtsbegriff der schadlichen Umwelteinwir-
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kungen. Dariiber hinaus sind insoweit die 32. BImSchV (Geréte- und Maschi-
nenlarmschutzverordnung), die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz
gegen Baularm und die allgemein glltigen immissionsschutzrechtlichen Vor-
schriften einschlagig (BVerwG, Urt .v. 03.03.2011, Az. 9 A 8.10). Im Hinblick auf
die Geltung der AVV Baularm bedarf es einer ausdriicklichen Auflage im Plan-
feststellungsbeschluss nicht. Entsprechende Regelungen werden in die Verga-

beunterlagen aufgenommen.

Die AVV Baularm konkretisiert das vom Normgeber fir erforderlich gehaltene
Schutzniveau in Nr. 3 differenzierend nach dem Gebietscharakter und nach Ta-
ges- und Nachtzeiten durch Festlegung bestimmter Immissionsrichtwerte. Die in
der AVV Baularm in Nr. 3.1.1. festgelegten Immissionsrichtwerte entfalten nur
fur den Regelfall Bindungswirkung (BVerwG, Urt. v. 10.07.2012, Az. 7 A 11.11)
Az—-A1211und-Az—7-A-2411), lassen aber in atypischen Fallen eine Abwei-

chung zu. Eire-selehe-Abweichungkame-z—B-bereinergerirgeren-Schutzwi

wy

Eine Abweichung von den Immissionsrichtwerten der AVV Bauldarm kommt z. B.
in Betracht, wenn die Schutzwirdigkeit des Einwirkungsbereiches der Baustelle
im konkreten Fall ausnahmsweise geringer ist als es den gebietsbezogenen
Immissionsrichtwerten entspricht. So eine Situation kann gegeben sein, wenn
im Einwirkungsbereich der Baustelle eine tatsachliche Larmvorbelastung tber
den Immissionsrichtwerten der AVV Baularm vorliegt (Thiele/Strohbuch in
NVwZ 2014, 1333).

Der die Immissionsrichtwerte der AVV Baularm tberschreitende Baustellenlarm
ist nach Mal3gabe des § 74 Abs. 2 Satz 2 VwVG im Zusammenhang mit der
planerischen Abwagung durch Schutzvorkehrungen zur Vermeidung nachteili-
ger Auswirkungen zu bewaéltigen. Dabei kann insbesondere berticksichtigt wer-
den, dass es sich um zeitlich begrenzte, voriibergehende L&rmeinwirkungen
handelt (BVerwG, Urt. v. 19.03.2014, Az. 7 A 24/12). Insoweit wird auf die zeitli-
che Begrenzung der verschiedenen Bauphasen (z.B: Errichtung des Trogbau-
werks, Errichtung der Naabbriicke) hingewiesen. Letztendlich—kame—ein

N alaValTalllaYallaYaliV.V/aYaTalTaTa A nNvanacirinagaen L] a nvan N
g g Sana" g A v

sehutz-in-Betracht: Es leuchtet ohne Weiteres ein, dass die UnregelmaRigkeit

des durch die Bauarbeiten ausgeldosten Larms eine detaillierte Larmprognose
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nicht zulasst (BVerwG, Urt .v. 03.03.2011, Az. 9 A 8.10). Deshalb wurde der
durch die Bauarbeiten erzeugte Larm (Baularm) bisher nicht im Rahmen einer
Larmprognose ermittelt. Aus diesem Grund Benneeh-wurde die Erstellung eines
Gutachtens im Hinblick auf den durch die Bauarbeiten erzeugten Baularm in
Auftrag gegeben. Bieses-liegt-gegenwartig-rech-nicht-vor. Im Rahmen der vor-
liegenden schalltechnischen Untersuchung wurden alle Baumonate der 7 Bau-
jahre fur die jeweils larmintensivsten Arbeitsvorgdnge untersucht, berechnet
und bewertet. Die GrolRenordnung der zu erwartenden Beurteilungspegel wer-
den fur jeden Baumonat tabellarisch aufgezeigt sowie exemplarisch fur ver-
schiedene Bauphasen in Rasterlarmkarten (Anhang 5) der Unterlage 12 darge-
stellt. Damit ein Anwohner aus den Berechnungsunterlagen ersehen kann, in-
wieweit er bzw. sein Geb&ude vom Baularm betroffen ist, wird auf die Anleitung

zur Ermittlung der Betroffenheit in Unterlage Nr. 12 unter Punkt 8 verwiesen.

Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt in verschiedenen Tabellen der Anhange

aus Unterlage 12:

Anhang 4 Beurteilungspegel und Uberschreitung der Richtwerte

Anhang 6 Zusammenfassende Darstellung der Uberschreitungen und Ermitt-
lung der Anspruchsvoraussetzung fur Entschadigungen dem Grun-
de nach.

Anhang 7 Zusammenfassende Darstellung der Uberschreitungen und Ermitt-
lung der Anspruchsvoraussetzung fur passiven Larmschutz dem
Grunde nach.

Als Ergebnis der Baustellenlarmprognose kann zusammenfassend dargestellt

werden, dass ...

- je nach Baustelle und larmintensiven Bauarbeiten im Zeitbereich Nacht bei bis
zu 1260 Immissionsortaufpunkten (1-3 Fassaden je Immissionsort) Uber-

schreitungen des Richtwertes auftreten konnen;

- bei insgesamt 147 Grundstiicken eine Anspruchsvoraussetzung auf Entscha-

digung dem Grunde nach vorliegen kann;

- bei insgesamt 66 Gebauden eine Anspruchsvoraussetzung auf passiven

Larmschutz dem Grunde nach vorliegen kann.
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Der Vorhabenstrager stimmt den ermittelten Anspruchsvoraussetzungen auf
Entschadigungen durch den Baularmgutachter (Buro GEO.VERS.UM) zu. Die
detaillierten Ergebnisse kdnnen dem Bauldarmgutachten (Unterlage Nr. 12) ent-

nommen werden.

Erschitterungen

Im Rahmen einer erschitterungstechnischen Untersuchung wurden die baube-
dingten Erschitterungseinwirkungen der BaumalRnahme auf bauliche Anlagen,
Menschen in Gebauden sowie auf erschitterungsempfindliche Gerdte nach den
Vorgaben der DIN 4150 ,Erschitterungen im Bauwesen® prognostiziert und

bewertet.

Folglich kann fir Anwesen in unmittelbarer Nahe zur Baumafinahme nicht aus-
geschlossen werden, dass zumindest zeitweise relevante baubedingte Erschiit-

terungsimmissionen auftreten werden.

Nach Auswertung der Ergebnisse wurde vom Gutachter, flr die betroffenen

Gebaude, folgendes SchutzmafRnahmenkonzept vorgeschlagen:

Verwendung von erschitterungsarmen Baumaschinen und Bauverfahren

- Umfassende Information der betroffenen Gemeinden und Anwohner im

Vorfeld der Baumaflinahmen
- Benennung einer Ansprechstelle, an die sich Betroffene wenden kénnen

- Durchfihrung von gebaudetechnischen Beweissicherungen vor bzw. nach
Ende der BaumalRnahmen fir ausgewéahlte Gebaude im Bereich der Bau-

mafllnahmen

- Nachweis der tatsachlich aufgetretenen Erschitterungen durch Messungen

sowie deren Beurteilung

- Vorsorglich werden fur den Baugrubenverbau und die Verdichtungsarbeiten
zudem weitergehende MalRnahmen (z. B. Vorbohren beim Verbau, Beschran-
kung des Gewichts der eingesetzten Verdichtungsgerate oder oszillierende

Verdichtungsgerate) vorgeschlagen

- Sofern unumgangliche, erschitterungsintensive Bautatigkeiten im nachtlichen

Beurteilungszeitraum (22:00 bis 6:00 Uhr) stattfinden, ist fir die Anwesen mit
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potentieller Uberschreitung der Anhaltswerte ein Ersatzwohnraum zur Verfii-

gung zur Verfligung zu stellen

Der Vorhabenstrager stimmt den Vorschlagen des Gutachters (Mdhler u. Part-
ner, Bamberg) zum Schutzkonzept und Ersatzwohnraum zu. Die detaillierten
Ergebnisse kdnnen dem Erschitterungsgutachten entnommen werden (Unter-
lage Nr.13).

Luftreinhaltung

Im Rahmen einer Untersuchung wurde die durch den Straenverkehr hervorge-
rufenen Luftschadstoffimmissionen der neuen St 2040 ermittelt. Hierfir wurden
die Verkehrsmengen zu Grunde gelegt, die den neuen StraRenzug nach des-

und—Verkehrswesen—entwickelt—wurde. Die Berechnung der Luftschad-

stoffimmissionen erfolgt gemal dem ,Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualitat

an Stral3en ohne oder mit lockerer Randbebauung” (RLUS 2012) mit Hilfe eines
PC-Berechnungsverfahrens, das von der Forschungsgesellschaft flr Stral3en-
und Verkehrswesen entwickelt wurde. Die Untersuchung gibt Auskunft dartber,
inwieweit die angrenzenden Gebiete durch Luftschadstoffe aus dem Straf3en-

verkehr betroffen sein werden.

Die Anwendbarkeit der RLUS 2012 wird durch die Plangestaltung vorausge-

setzt.

Rechtliche Grundlagen

Die Europaische Union hat die Beurteilungsmaf3stédbe von Luftschadstoffimmis-
sionen in einer zweiten Generation von Richtlinien neu definiert. Dazu gehort
die (Rahmen) Richtlinie tber die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualitat
(96/62EG vom 27.9.1996) mit ihren Tochterrichtlinien. Wahrend die Rahmen-
richtlinie selbst keine Detailregelungen fur einzelne Luftverunreinigungen, wie

Grenzwerte oder Mess- und Uberwachungsverfahren enthalt, werden diese in

Tochterrichtlinien festgelegt. Bie-Umsetzung-der-1-—und-2—Techterrichtlinie-in
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zeitheh-wurde-im-Jahr2010-die-39-BlmSeh\-2/-einrgefithrt: Die Umsetzung der

1. und 2. Tochterrichtlinie in deutsches Recht erfolgte durch die novellierte 39.

Bundesimmissionsschutzverordnung (39. BImSchV). Der derzeitige Stand ist
der 19.06.2020. Sie dient der Umsetzung der Richtlinien 2008/50/EG vom
21.05.2008, 2004/107/EG vom 15.12.2004 und 2001/81/EG vom 27.112001.

Mit der luftschadstofftechnischen Untersuchung der Immissionen wird der Anteil
der untersuchten Straf3e an der Luftverunreinigung (Zusatzbelastung) unter Be-
ricksichtigung bekannter Vorbelastungen ausgewiesen und die Gesamtbelas-

tung mit den Beurteilungswerten verglichen.

Beziglich der Beurteilungswerte wird die Zweibndzwanzigste Neununddrei-
[Bigste Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung uber Immissionswerte — 22. 39. BImSchV)*, herangezogen.

In der 22: 39. BImSchV sind vom Gesetzgeber Beurteilungswerte fir Luft-

schadstoffkonzentrationen zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der

Vegetation festgelegt worden.-die-méglichsteinzuhalten-sind-Bas-Gesetz um-

dernachfolgendenTabelleaufgefihrt—Die fur den Stralenverkehr mal3gebli-

chen Grenzwerte der 39. BImSchV /2/ sind in der nachfolgenden Tabelle aufge-
fuhrt.
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Immissionsgrenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Vegetation

nach 39. BImSchV, vereinfachte Darstellung

Erlaubte Uber-

Schadstoff/ Mitteilunaszeitraum Grenzwert schreitunaen Grenzwert gultig
Schutzobjekt 9 [ng/m3] 9 ab (Monat Jahr)
pro Jahr

1 Stunde 350 24 01-2005
SO:2 Gesundheit

24 Stunden 125 3 01-2005
S02 Okosystem Kalenderjahr/ Winter 20 keine 09-2002
NO2 Gesundheit 1 Stunde 200 18 01-2010

Kalenderjahr 40 keine 01-2010
NOx Vegetation Kalenderjahr 30 keine 09-2002
Partikel (P_Mlo) 24 Stunden 50 35 01-2005
Gesundheit
Partikel (P_Mlo) Kalenderjahr 40 keine 01-2005
Gesundheit
Partikel (PM2,5) Kalenderjahr 25 keine 01-2015
Gesundheit
Benzo(a)pyren . 0,001 . i
(BaP) Gesundheit Kalenderjahr (Zielwert) keine 01-2013
Benzol Gesundheit | Kalenderjahr 5 keine 01-2010
CO Gesundheit 8 Stunden gleitend 10.000 keine 01-2005

Tab. 1: Immissionsgrenzwerte 39. BImSchV

Da bei NeubaumafRnahmen vor Inbetriebnahme eine Messung von Luftschad-

stoffkonzentrationen nicht moglich ist, erfolgt eine Abschatzung der Konzentra-
tionen nach dem PC-Berechnungsverfahren zum-Merkblatt-tber-Luftverunreini-
gungenan-StralRen-MEuS-02,-gednderte Fassung-2005 zu den "Richtlinien zur
Ermittlung der Luftqualitat an Stral3en ohne oder mit lockerer Randbebauung"
141.
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Das Emissionsmodell wurde vom IFEU - Institut fir Energie- und Umweltfor-

schung Heidelberg GmbH und INFRAS AG Bern/Schweiz entwickelt. Die im
Prognosejahr anzusetzenden Verkehrsmengen basieren auf den Ergebnissen

der ,Verkehrsuntersuchung zur Beseitigung des BahnlUbergangs in Nabburg®.

Das Umweltbundesamt (UBA) hat im Zuge der Fortschreibung der Emissi-
onsfaktoren das bisherige Berechnungsverfahren aktualisiert und hinsichtlich
der Differenzierung des Verkehrsflusses im "Handbuch flr Emissionsfaktoren
des StraRenverkehrs" (HBEFA 3.1) weiterentwickelt.

Im Immissionsmodell werden aus den zuvor berechneten Emissionsdaten unter

Berucksichtigung einer abstandsabhangigen Ausbreitungsfunktion und bei Be-
achtung der mittleren Windgeschwindigkeit in 10 m HOhe tber Grund die Zu-
satzbelastungen und die Gesamtbelastungen als Mittelwert (NO2 auch als 98-

Percentil) fur folgende Stoffe, fur die Beurteilungswerte vorliegen, ermittelt:

- Kohlenmonoxid CO

- Stickstoffdioxid NO2
- BleiPb

- Schwefeldioxid SO2
- Benzol C6 H6

- Partikel PM10

Berechnet werden die Jahresmittelwerte und die Uberschreitungshaufigkeiten
fur NO2 und PM10 sowie fir CO als gleitender 8 h Mittelwert. Die so ermittelten
Gesamtbelastungen werden den Grenzwerten der 22 39. BImSchV gegenuiber-
gestellt.
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Kreuzungsmodell: Mit diesem Berechnungsmodul werden die Schadstoffimmis-
sionen im Nahbereich der Kreuzung St 2040neu mit der OrtsstralRe ,Austral3e”
abgeschétzt. Die Immissionsbestimmung erfolgt mit dem im M-RLuS enthalten-
den Berechnungsalgorithmus. Abgeschatzt werden mit diesem Verfahren die
Zusatzbelastung durch die St 2040neu sowie (falls der Immissionsort nicht

mehr als 200 m entfernt liegt) durch die einmindende Australle.

Tunnelmodell: Mit diesem Berechnungsmodul werden die Schadstoffimmissio-
nen im Nahbereich der Bahnunterfihrung der St 2040neu abgeschéatzt. Die
Immissionsbestimmung erfolgt mit dem im M-RLuS enthaltenden Berechnungs-
algorithmus, da die Luftschadstoffausbreitung an Tunnelportalen anderen Me-

chanismen unterliegt als an freier Strecke einer Stral3e.

Verkehrsverhéaltnisse / Verkehrsaufkommen und Lkw-Anteile

Die dieser Berechnung zugrunde gelegten prognostizierten Verkehrsaufkom-
men fur das Jahr 2025 2030 2035 wurden der ,Verkehrsuntersuchung zur St
2040 — Beseitigung des hohengleichen Bahniibergangs in Nabburg® ((Méarz
2010), Aktualisierung 10/2016) Vorzugsvariante (a.a.0. S.24) entnommen. Die
Lkw-Anteile wurden in der 0. a. Verkehrsuntersuchung mit Werten zwischen 3
4% und 5% ermittelt.

Meteorologische Gegebenheiten
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Fur die vorliegenden luftschadstofftechnischen Ermittlungen wird mit einer mitt-
leren Windgeschwindigkeit von 2,4 m/sec. (Mittelwert der Jahre 2009 bis 2015,

gemessen 10 m tber Grund in Weiden — Nicolaistral3e) gerechnet.

Grundlage hierfir sind aktuelle Angaben (September 2016) des Deutschen
Wetterdienstes Munchen. Die Verteilung der Windrichtungen und Windge-
schwindigkeiten sind der Windrose im Anhang zu entnehmen. Da in Nabburg
keine eigene Windmessstation existiert, wurde auf eine vergleichbare Messsta-
tion zuruckgegriffen. Diese befindet sich ebenfalls in Tallage (Naab), innerhalb
des Stadtgebietes und an einer vielbefahrenen Stral3e. Die Auswertung der
Windgeschwindigkeiten aus den Jahren 2009 bis 2015 ergab einen Jahres-

durchschnittswert von 2,4 m/s.

Luftschadstoffe — Vorbelastungen

Als Luftschadstoffvorbelastung liegen fir Schwefeldioxid (SO2), Kohlenstoffmo-
noxid (CO), Stickstoffmonoxid (NO), Stickstoffdioxid (NO2) und Partikel (PM10)

die Messwerte der nachstgelegenen Messstation des Lufthygienischen Uber-

wachungssystems Bayern) aus dem Jahre 2008 vor /5/.

Schadstofi- | Jahresmittelwert | Tagesmitielwert | 8h-Wert | Perzentilwert | D 5
messwerte [ pgfm3 1 [ ug!m3 | [ pg.fm!' 1 [ yg@/ essstation
502 5 13 -// Regensburg
co 300 B e T : Schwandorf |

NO n | . 72 Schwandorf
NO2 e : s : Schwandorf

PMi—"] 20 - ] - Schwandorf
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Schadstoff- Jahresmittel- Tagesmittelwert 8h-Wert Perzentilwert SCH aus
3 3 3 3 Messstati-

messwerte wert [ pg/m°] [ ng/m*] [ ng/m*] [ ng/m?] o

CO 1,6 Regensburg

NO2 25 Weiden

PMzo 22 Regensburg

PMzs 14 Schwandorf

Tab. 4.1: Luftschadstoffvorbelastung - Messwerte

Fur die nicht von der Messstation erfassten Luftschadstoffe werden die Werte
der gebietstypischen Vorbelastungen ,Kleinstadt mittel* aus der RLUS 2012,
(Tabelle A1) herangezogen,

Gebietstypische Vorbelastung
Mittelwert | Perzentilwert

Schadstoff [ ug/m?] [ ug/m?]

(6{0) 186 -

NO 3:36-14 -

SO2 2,61 -

Benzol 0,88 -

Tab. 4.2: Luftschadstoffvorbelastung Gebietsspezifische Werte fir 2016

Berechnungsergebnisse

BlmSehV-nicht-tiberschreiten. Die Abschatzung der Luftschadstoffe mit dem

PC—-Berechnungsprogramm nach der ,RLUS 2012 zeigt, dass die von der St

2040neu im Prognosejahr 20306 2035 entstehenden Immissionen — Vorbelas-
tung und Zusatzbelastung — die flr den Stral3enverkehr relevanten Immissions-
grenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Vegetation nach
der 39. BImSchV nicht tberschreiten.

Besondere Schutzmalnahmen und weitergehende Untersuchungen sind des-
halb nicht erforderlich.
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Die nachfolgende Tabelle zeigt die Berechnungsergebnisse fur den jeweils
nachstgelegenen Immissionsort je Streckenabschnitt der St 2040neu. Die Im-

missionsortnummern korrespondieren mit denjenigen der schalltechnischen Un-

tersuchung.
o ; |-t Gesamtbelastung (Vor- und Zusatzbelastung) /
schnitt
Mr CO NO HNO. Ph S50, Benzol P4
Grenzwerts 10.000 200 40 0.5 : 20 3/5/ 40
alle.ﬁ.ngabgjam'ﬂg,n'n
! 39 320 1W3 2,03 1,27 214
=y B R e e s s e  Lr
B2 | 24 2 42,8 339 0013 503 128 21,8
C 17 | 328 11,0 34,0 0,013 503 1,29 21,5
1 13 314 11,0 284 0013 502 125 20.8
E1 4 310 M,0 277 0013 501 1,23 206
E2 3 312 11,0 295 0013 502 124 20.8
Abschnitt I-Ort Gesamtbelastung (Vor- und Zusatzbelastung)
Nr CO NO NOz2 NOx SOz Benzol PMio PM2s
10000 | 200 | 40 | | 20| 5 | 40 | 25
Grenzwerte -
alle Angaben in ug/m®
A 39 190 6:2-16,8 | 251|34,6]| 2,6 0,89 | 23,02 | 14,50
Bl 26 191 64170 252|350 2,6 0,89 | 23,12 | 14,55
B2 24 199 9,6-19,6 |28,0/418]| 2,6 0,90 | 23,31 | 14,68
C 17 191 64170 [253|351] 2,6 0,89 | 23,15 | 14,56
D 13 189 52158 250|329 2,6 0,89 | 22,62 | 14,30
El 4 188 46-15,2 12501321 ] 2,6 0,88 | 22,42 | 14,20
E2 3 190 55-16,1 |250|33,5|256| 0,89 | 22,78 ]| 14,37

Tab. 5: Luftschadstoffgesamtbelastung Straf3enverkehr St 2040neu (2636 2035)

Die hochste Luftschadstoffverunreinigung wirde sich entsprechend dieser Un-

tersuchung im Einmiindungsbereich mit der Bahnhofstral3e ergeben.
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Die kritischen PrufgroRen Partikel (PMio) und Stickstoffdioxid (NOz) ergeben
sich mit der Verkehrsprognose 2036 2035 wie folgt:

- Der 24h—Mittelwert fir PMiyp von 50 pg/m3 im Abschnitt zwischen Per-
schener Stral’e und Australe (B1 und B2) wirde 18 Mal pro Jahr uber-
schritten, liegt damit aber deutlich unter der in der 39. BImSchV zugelasse-

nen Grenze von 35 Uberschreitungen pro Jahr.

- Der 1h—Mittelwert fiir NO, von 200 pg/m?® im Abschnitt zwischen Perschener
StralRe und Bahnhofstral3e (B1, B2 und C) wird 2-3 Mal pro Jahr tberschrit-
ten und liegt damit ebenfalls deutlich unter der Grenze von 18 Uberschrei-

tungen pro Jahr.

Auswirkungen der Luftschadstoffbelastung im Bereich der Georgenstral3e

bei Verlegung der St 2040 neu (Planfeststellungtrasse)

Die Auswirkungen der Luftschadstoffbelastung auf der GeorgenstralRe bei Verlegung
der St2040neu (Planfeststellungstrasse) wurden durch eine Vergleichsberech-
nung abgeschatzt. Das Programm RLuUS 2012 erlaubt die Abschatzung ohne
oder mit lockerer Bebauung und einer Fahrgeschwindigkeit von mehr als 50
km/h. Zudem wird als Mindestbelastung ein Verkehrsaufkommen von 5.000 Kfz
im DTV vorausgesetzt. Trotz dieser Einschrankungen kénnen u.E. die Effekte ei-
ner StralR3enverlegung zumindest grob dargestellt werden.

Die Berechnungen werden fir die Stral3enabschnitte der Georgenstralle westlich
(Georgenstral3e 3a/ 12 / 14) und 6stlich (Georgenstral3e 11) der Einmindung der

Seilergasse ftir die Nullvariante und die Vorzugsvariante durchgefihrt.

Die Verkehrsaufkommen im DTV des Prognosejahres 2035 fur diese Stral3en-

abschnitte der Georgenstral3e kdnnen wie folgt beziffert werden:

Georgenstraie Nullvariante Vorzugsvariannte
DTV 2035 SV DTV 2035 SV

westlich der Seilergasse 10.990 340 2.980 10

Ostlich der Seilergasse 13.330 410 4.990 70

Tab. 6: Verkehrsaufkommen Georgenstraflle - Nullvariante ./. Vorzugsvariante
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Die Berechnungsergebnisse zeigen folgendes Bild der Zusatzbelastung durch den Stra-

Benverkehr der Georgenstralie:

Zusatzbelastung

Abschnitt : : : -

CO NO NO; NO, 80, Benzol PMi  PMs
Westlich Seilerg. alle Angaben in uga‘m3
Nullvariante 511,37 | 293 | 5,03 | 0,02 0,011 0,852 | 0,425

\orzugsvariante 281024 | 184 | 220 | 0,01 0,006 0,360 0,180
Ostlich Seilerg.
Nullvariante 57 | 1,78 | 3,33 | 6,06 | 0,02 0,013 1,030 | 0,518
\Vorzugsvariante 291026 | 1,86 | 2,26 | 0,01 0,006 0,374 0,186

Tab. 7: Luftschadstoffzusatzbelastung GeorgenstraBe - Nullvariante ... Vor-
zugsvariante

Die Berechnungen zeigen, dass mit der Verlegung der St 2040 die Zusatzbelastung
bei allen Schadstoffen deutlich und spurbar geringer ausfallen wird.
s

Abschnitt Veranderung der Zusatzbelastung
CO NO NO, NO, SO, Benzol PM;,; PM,;
alle Angaben %
Westlich Seilerg. | -45,1 | -825 | -37,2 | -56,3 | -50,0 -45,5 -57,7 | -57,6
Ostlich Seilerg 49,1 | -84,3 | -441 | -79,2 | -50,0 -53,8 -63,7 | -64,1
Tab. 8: Verdnderung der Luftschadstoffzusatzbelastung Georgenstrafe - Null-
variante ./. Vorzugsvariante

Landschaftspflegerische Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen

Umweltvertraglichkeitsprifung

Das planfestzustellende Vorhaben ,Staatsstralle 2040, Beseitigung des Bahn-
Uberganges in Nabburg von Bau-km 0+000 bis Bau-km 1+231 100" ist nicht
UVP-pflichtig.

1. Verkehrsvorhaben

a) Das gegenstandliche Vorhaben betrifft eine Staatsstral3e, so dass eine
UVP-pflichtiges Verkehrsvorhaben i. S. d. Nr. 14.3 - 14.6 der Anlage 1
zum Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung - UVPG - i.d.F.d.
Bek. v. 24.02.2010 (BGBI | S. 94), letztmals geandert durch Gesetz
vom 21122015 (BGBL+S-1490) 03.12.2020 (BGBI. | S. 2694), nicht

vorliegt (Bau und Ausbau von Bundesfernstral3en)
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b) Ein UVP-pflichtiges Verkehrsvorhaben i. S. d. Nr. 14.7, 14.8 und 14.10
der Anlage 1 zum UVPG liegt nicht vor. Ein Schienenweg oder eine
sonstige Betriebsanlage von Eisenbahnen oder eine andere Bahnstre-
cke werden nicht (neu) gebaut. Im Rahmen des Vorhabens wird der
hohengleiche Bahniibergang der Bahnlinie ,Regensburg - Hof* besei-
tigt und durch eine Eisenbahniberfiihrung ersetzt (Kreuzungsmalfi-
nahme gemal 8§ 3 Eisenbahnkreuzungsgesetz - EKrG - i.d.F.d. Bek. v.
21.03.1971 (BGBI S. 337), letztmals geé&ndert durch Verordnung vom
31.10.2006 (BGBI S. 2407). Zwar stellen der Bahnubergang bzw. die
Eisenbahnuberfiihrung jeweils Teile des - bestehenden - Schienen-
wegs der Bahnlinie ,Regensburg - Hof“ dar. Da dieser Schienenweg
jedoch bereits vorhanden ist, findet insoweit kein (Neu-) Bau eines

Schienenwegs statt.

c) Fur dieses (Staatsstral3en-) Vorhaben besteht keine UVP-Pflicht nach
Art. 37 BayStrWG i.d.F.d. Bek. v. 05.10.1981 (BayRS 91-1-I), letztmals
geadndert durch Gesetz vom 22.12.2015 (GBI S.-458) 24. Juli 2019
(GVBI. S. 408), da es sich vorliegend um eine Verlegung der - zweli-
streifigen - StaatsstrafRe 2040 handelt und der zu verlegende Stral3en-
abschnitt lediglich eine durchgehende Lange von 1,231 100 km (Bau-
km 0+000 bis Bau-km 1+231 100) aufweist; damit werden die nach Art.
37 Nr. 1-3 2 — 4 BayStrWG maldgeblichen GrofRenwerte nicht erreicht.

Ein Bau einer ,SchnellstraBe” i. S. d. Art. 37 Nr. 1 BayStrWG erfolgt

nicht.

2. Rodung von Wald

Vorliegend handelt es sich nicht um ein ,forstliches Vorhaben®i. S. v. Nr.
17 der Anlage 1 zum UVPG.

a) Eine UVP-Pflicht i. S. d. Nr. Nr. 17.2.1 - 17.2.3 der Anlage 1 zum
UVPG besteht nicht. Nahezu der gesamte Bereich der BaumalRhahme
ist innerdrtlich-stadtisch gepragt. Die relativ wenigen Griunflachen wei-
sen als Uberwiegend gepflegte Privatgarten meist einen hohen Anteil
nicht-heimischer Gehdlzarten auf. Im Bereich der Naabquerung sind
die Ufer mit einem ltickigen, Gberwiegend angepflanzten Gehdlzsaum
mittleren Alters bestanden. Diese Geholze stellen jeweils keinen
~WVald“i. S. v. 8 2 Abs. 1 Bundeswaldgesetz - BWaldG - i.d.F.d. Bek. v.
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02.05.1975 (BGBI | S. 1037), zuletzt geandert durch Gesetz—vem
17.01.2017 (BGBI. | S. 75) bzw. Art. 2 Abs. 1 Bayer. Waldgesetz -
BayWaldG - i.d.F.d. Bek. v. 22.07.2005 (GVBI S. 313), zuletzt geandert
durch Merordnrung—vem—22.07-2014(GVBI-S—286} Gesetz vom
23.11.2020 (GVBI. S. 598) dar, sodass es vorhabensbedingt zu keiner
Rodung von Wald kommt; i. U. werden die maRgeblichen GroRenwerte

(mehr als 1 ha) nicht erreicht.

b) Eine UVP-Pflicht besteht auch nach Art. 39a BayWaldG nicht; abgese-
hen davon, dass es vorhabenbedingt zu keiner Rodung von ,Wald" i.
S. v. § 2 BWaldG, Art. 2 BayWaldG kommt (s.0.), werden die nach Art.
39a BayWaldG malf3geblichen Gro3enwerte nicht erreicht.

3. Wasserwirtschaftliche Vorhaben

Vorliegend handelt es sich insgesamt um ein ,Verkehrsvorhaben® i. S. v.
Nr. 14 der Anlage 1 zum UVPG, nicht jedoch um ein ,wasserwirtschaftli-
ches Vorhaben* i. S. v. Nr. 13 der Anlage 1 zum UVPG. Hilfsweise gilt Fol-

gendes:

a) Der Bau eines Dammes, der den Hochwasserabfluss beeinflusst, ist nicht
vorgesehen (Nr. 13.13 der Anlage 1 zum UVPG, 8§ 67 Abs. 2 Satz 3
WHG) orhabensbhedinat-eraeben-sich eine-nachteilicen-Auswitkunae
auf-denHochwasserabfluss-derNaab- Ein Damm, d. h. eine (dauerhafte)

kinstliche Erhéhung (z. B. StraBendamm) wird vorhabenbedingt nicht er-

richtet.

b) Eine Beseitigung von Bach- und Grabenverrohrungen i. S. v. Nr. 13.18.2

der Anlage 1 zum UVPG liegt vor. Der ,Sterzenbach® wird auf ca. +1-m
15,30 m Lange von seiner Verrohrung befreit und naturnah gestaltet. In-

soweit ist eine Standortbezogene Vorprifung des Einzelfalls (,S"-

Vorhaben) erforderlich.
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Eine (sonstige) Ausbaumal3nahme i. S. d. Wasserhaushaltsgesetzes, so-
weit sie nicht von Nr. 13.18.2 erfasst wird, liegt vor (vgl. 8 67 Abs. 2 Satz
1 Wasserhaushaltsgesetz - WHG - vom 31.07.2009 (BGBI. S. 2585), zu-
letzt gedndert durch Gesetz vom 24.05.2016 (BGBI. | S. 1217) i. V. m. Nr.
13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG). Vorhabenbedingt erfolgt die Verroh-
rung des ,Sterzenbachs® (DN 1800) auf einer Lange von ca. 2,56-m 2,90
m im Anschluss an die bestehende Sterzenbachverrohrung bei der Kreu-
zung der DB bei Bau-km 0+915 links der St 2040. Diese Verlangerung
des bestehenden Durchlasses stellt eine Beseitigung bzw. wesentliche
Umgestaltung eines Gewassers (,Sterzenbach®) und damit eine Ausbau-
maflnahme i. S. v. Nr. 13.18.1 Anlage 1 zum UVPG § 67 Abs. 2 WHG
dar. Insoweit ist eine Allgemeine Vorpriufung des Einzelfalls (,A-

Vorhaben*) erforderlich.

Mit der Errichtung der Naabbricke und deren Widerlager ist keine we-
sentliche Umgestaltung der Naab und deren Ufer i. S. d. 67 Abs. 2 Satz 1
WHG verbunden. Als Anlage in oder an Gewassern i. S. v § 36 WHG be-
darf diese der Genehmigung nach Art. 20 BayWG.

Die zur Errichtung der Naabbricke notwendige Vorschittung in der Naab
stellt als nur voribergehend MalRnahme (Bauzeit: ca. 1,5 Jahre) keine

LJ/AusbaumalRnahme” dar.

Das Oberflachenwasser der Fahrbahn und der Gehwege wird tber Bord-
rinnen, Einlaufschachte und Rohrleitungen gefasst und (wie bisher) weit-
gehend an das stadtische Kanalnetz abgeschlagen (vgl. Ziff. 5.6. des Er-

l[Auterungsberichts) bzw. breitflachig Gber die Boschungen versickert. Bas

Das Trogbauwerk verfugt Uber eigene getrennte Entwéasserungseinrich-
tungen (Regenrickhaltebecken, Hebewerk und Absetzbecken mit Tauch-
wand fur Leichtstoffrickhalt) und entwassert unmittelbar zur Naab. Der
Drosselabfluss (Abfluss aus dem Absetzbecken) erfolgt Uber eine Rohrlei-

tung in die Naab (vgl. Ziff. 5.6. des Erlauterungsberichts). Die Herstellung,
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die Beseitigung oder die wesentliche Umgestaltung eines Gewassers
(Naab) oder seiner Ufer ist damit nicht verbunden.

e) Mit der Errichtung der Naabbriicke und deren Widerlager ist keine we-
sentliche Umgestaltung der Ufer der Naab i. S. d. 67 Abs. 2 Satz 1 WHG

verbunden.

Im Rahmen der BaumalRnahme findet eine kleinrAumige Entfernung des
Geholzbestandes an den Ufern der Naab im Bereich der Bauflachen fir
den Briickenneubau statt (vgl. Unterlage 9.2b). Die Gehdlzentfernung er-
streckt sich lediglich auf den Bereich der beiden neuen Brickenwiederla-
ger mit geringen Arbeitsrdumen. Nach dem Abbruch der bestehenden
Briicke wird im direkten Umfeld der neuen Briicke das Ufer wiederherge-
stellt, so dass eine Beeintrachtigung des Orts- und Landschaftsbildes
vermieden wird und auch keine Veranderung der Typik des Gewassers
pragender Geholze stattfindet (erst recht nicht auf ,Deichen” oder ,Deich-

schutzstreifen®).

I. U. stellen die zugeordneten MaRnahmekomplexe / EinzelmaRnahmen,

mithin

- MalRnahme 8V ,Wiederbegriinung des Ufersaumes an der Naab*
(Unterlage 9.1b Anlage 3),

- MalRnahme 20.3G ,Pflanzung eines uferbegleitenden Gehdlzsaumes*
(Unterlage 9.1b Anlage 3),

- MalRnahme 20.4G ,Ansaat von uferbegleitenden Gras- und Krautfluren*
(Unterlage 9.1b Anlage 3),

Vermeidungs- bzw. Gestaltungsmalinahmen dar, die das Eintreten erheb-
licher (dauerhafter) Beeintrachtigungen verhindern. Eine (dauerhafte)

Gewasserumgestaltung liegt ebenfalls nicht vor.

Dauerhafte wesentliche Auswirkungen auf das &ufRere Bild der Landschaft

sind nicht zu erwarten (vergl. Unterlage 9.1 — LBP-Textteil Punkt 6.3).

Damit ist im Hinblick auf Ziff. 3. b) eine standortbezogene und im Hinblick auf
Ziff. 3. c) eine allgemeine Vorprufung des Einzelfalls durchzufuhren (vgl. Un-
terlage Nrn. 9.5.2b u. 9.5.3b). Beide Vorprufungen kommen insoweit zu dem
Ergebnis, dass unter Bericksichtigung der vorgesehenen Vermeidungs- und
Gestaltungsmalinahmen ,erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen* und

daher eine UVP-Pflicht nicht gegeben ist.
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4. Unterlage zur Umweltvertraglichkeitsprifung (Umweltvertraglichkeitsstudie)

Ist eine artenschutzrechtliche Ausnahmeprifung nach 8§ 45 Abs. 7
BNatSchG erforderlich, ist der Rahmen der Vorprifung regelmaRig Uber-
schritten und das Vorhaben muss einer Umweltvertraglichkeitsprifung un-
terzogen werden (vgl. Schreiben des damaligen Bayerischen Staatsminis-
teriums des Inneren, fir Bau und Verkehr vom 22.04.2016, Az.: 11B2-4382-
002/16).

Vorliegend ist fur drei Arten eine Ausnahmeprifung nach 8 45 Abs. 7
BNatSchG erforderlich.

Gegenstand der Tektur vom 27.01.2017 waren u. a. die Beseitigung der
Verrohrung des ,Sterzenbachs” sowie die Verrohrung des ,Sterzenbachs”.
Diesbzgl. lagen - erstmals (da in der urspringlichen Planung nicht vorge-
sehen) - in der Anlage 1 Spalte 2 zum UVPG mit den Buchstaben ,S* bzw.
A" gekennzeichnete Merkmale zur Bestimmung der Art des Vorhabens vor
(,wasserwirtschaftlichen Vorhaben” i. S. d. Nr. 13.18.1 bzw. Nr. 13.18.2 der
Anlage 1 Spalte 2 zum UVPG). Deshalb waren hierfiir eine standortbezo-
gene und eine allgemeine Vorprifung des Einzelfalls durchzufiihren (vgl.
oben ziff. 3.).

Zwar bezieht sich die erwahnte Rechtsansicht des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums des Inneren, fir Bau und Verkehr auf Planfeststellungsverfahren
auf den Bau und die Anderung von BundesstraRen (Nr. 14.6 der Anlage 1
zum UVPG). Wollte man diese Rechtsansicht jedoch auf die vorliegenden
wasserwirtschaftlichen (Gewéasserausbau-)Vorhaben nach Nr. 13.18.1 bzw.
Nr. 13.18.2 der Anlage 1 zum UVPG anwenden (es handelt sich jeweils um
Vorhaben, die nur der Art nach beschrieben werden), so ware damit der
Rahmen der Vorprifung uberschritten und das Vorhaben misste einer
Umweltvertraglichkeitsprifung unterzogen werden. In Zweifelsféallen muss

eine Umweltvertraglichkeitsprifung durchgefuhrt werden.

Wegen der damit bestehenden Zweifel wurde - hilfsweise - im Rahmen der
Erstellung der Tekturunterlagen vom 27.01.2017 wurden eine erganzende Un-
terlagen Uber die Umweltauswirkungen des {gesamten} planfestzustellenden
Vorhabens entsprechend den nach MalRRgaben des UVPG (a. F.) erstellt (vgl.
Unterlage Nr. 9.5.1 ,Umweltvertraglichkeitsstudie®); diese wurde im Rahmen

der Erstellung der Tekturunterlagen (Tektur b) aktualisiert (vgl. Unterlage Nr.
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9.5.1 b). Diese kommen zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass unter Be-

achtung der vorgesehenen Vermeidungs- und Gestaltungsmal3nahmen dau-

erhaft ,erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen® nicht eintreten.

6.4.2 FFEH-Vertraglichkeitsprifung

Innerhalb des Planungsgebietes oder im ndheren Umfeld liegen keine Natura
2000-Gebiete i.S.v. § 32 BNatSchG. Eine erhebliche Beeintrachtigung solcher
Gebiete kann mit Sicherheit ausgeschlossen werden; eine Vorprifung bzw.
Prifung der Vertraglichkeit i.S.v. 8§ 34 BNatSchG (FFH-Vertraglichkeitsprufung)

ist somit nicht erforderlich.

6.4.3 Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP)

vgl. Unterlage Nr.
Im Rahmen der européischen und nationalen Richtlinien und Gesetze zum Ar-9-+Anlages

9-4a9.4b
tenschutz sind grundsatzlich alle in Bayern vorkommenden Tier- und Pflanzenar-
ten der folgenden beiden Gruppen einer speziellen artenschutzrechtlichen Pru-

fung (saP) zu unterziehen (8§ 44 BNatSchG):

- die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie

- die europaischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie.

Lediglich national-streng-gesehiitzte-Arten die sog. “Verantwortungsarten® sind
nicht Gegenstand der saP. Eine Rechtverordnung, die nach 8 54 Abs. 1 Nr. £ 2

BNatSchG weitere Arten unter Schutz stellt, die entsprechend § 44 Abs. 1+-\V-m-
Abs. 5 BNatSchG in vergleichbarer Weise zu prifen wéren, wurde bisher nicht

erlassen.

Uber diese beiden Gruppen hinaus sind nach nationalem Recht noch weitere Ar-

ten ,besonders oder streng geschitzt®. Diese sind jedoch nicht Gegenstand einer

artenschutzrechtlichen Prifung, da fur sie die Legalausnahme des 8§ 44 Abs. 5
BNatSchG von den Verboten des § 42 44 BNatSchG gilt. Diese Arten werden
somit in der ,Eingriffsregelung” (88 14 u. 15 BNatSchG) erfasst.
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Fur vorliegendes Vorhaben wurde ein Artenschutzbeitrag (ASB) erarbeitet, in

welchem die naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtli-
chen Prifung zusammengestellt sind. Zusammenfassend wird folgendes festge-

stellt;

Auf Basis umfangreicher Kartierungen und Datenauswertungen wurden diejeni-
gen der europaisch geschutzten Arten herausgefiltert und auf eine mogliche Be-
troffenheit geprift, welche im Untersuchungsgebiet tatsachlich vorkommen oder
von denen ein Vorkommen im Untersuchungsraum sehr wahrscheinlich ist und
eine vorhabenspezifische Betroffenheit nicht von vornherein ausgeschlossen

werden kann ("worst-case-Betrachtung").

Die Prufung ergab, dass die Erfullung von Verbotstatbestanden des § 44 Abs. 1
i.V.m. Abs. 5 BNatSchG fur die Bachmuschel (Unio crassus), die Kleine Bartfle-
dermaus (Myotis mystacinus) und die Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus)

trotz Vermeidungs- / Minimierungsmafl3nahmen anzunehmen ist.

Bei der Prufung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen fir eine ausnahms-
weise Zulassung des Vorhabens nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt sich, dass
zwingende Griunde des Offentlichen Interesses und keine anderweitig zumutbare
Alternative (Standort- und technische Alternative), die zu einer geringeren Betrof-
fenheit gemeinschaftsrechtlich geschitzter Tier- und Pflanzenarten fihren wur-
den, vorhanden ist und den Eintritt von Verbotstatbestdnden verhindern wurde,
sodass die Populationen der betroffenen Arten in einem unverdndertem Zustand
verbleiben. Weiterhin wurde unter Einbeziehung der vorgesehenen und im Land-
schaftspflegerischen Begleitplan (Unterlage 9-1a 9.1b) festgesetzten kompensa-
torischen MalRnahmen dargelegt, dass die derzeitigen Erhaltungszustéande der

lokalen Populationen gewahrt bleiben und sich nicht nachhaltig verschlechtern.

Darlber hinaus ist eine Betroffenheit der weiteren gemeinschaftsrechtlich ge-
schitzten Arten (alle européischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie) bei Durchfuhrung der genannten Vermeidungs- und Minimierungs-
maflnahmen mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen. Fir diese Arten sind
somit durch das Vorhaben keine VersttRe gegen die Regelungen des § 44 Abs.
1 Nr. 1-3i.V.m. Abs. 5 BNatSchG absehbar.
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Eingriffe in Natur und Landschaft, landschaftspflegerische Mal3hahme

Die Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft lassen sich 3-Abschnitten 4

Bezugsraumen (Konfliktabschnitten) zuordnen:

- Bezugsraum (Konfliktabschnitt) 1: westliches-Stadtgebiet Siedlungsgebiete
in Nabburg zwischen Regensburger Stral3e und Bahnweg.

- Bezugsraum (Konfliktabschnitt) 2: Naabgueruhg Bahn- und Gewerbefla-
chen in Nabburg.

- Bezugsraum (Konfliktabschnitt) 3: é&stliches-Stadtgebiet Naab mit Ufern.

- Bezugsraum (Konfliktabschnitt) 4. Siedlungsgebiet in Nabburg - Venedig.

Von den 3-Absechnitten 4 Bezugsraumen ist lediglich dem Kenfliktabsehnitt2
;Naabguerang” Bezugsraum 3 “Naab mit Ufern* eine erhdhte naturschutzfachli-
che Relevanz beizumessen, da die Naab hier landesweite Bedeutung als Le-
bensraum sowie als Biotopverbundachse und Ausbreitungskorridor hat. Dies
ergibt sich auch aus den Nachweisen der dort vorkommenden europarechtlich

geschutzten bzw. gefahrdeten Tierarten (vgl. Kap. 4.1).

Zur Vermeidung und-Minimierdang von anlage-, bau- und betriebsbedingten Be-

eintrachtigungen werden folgende Malinahmen getroffen:
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1V Allgemeine Vermeidungsmal3nahmen

2V Schutz von Lebensstatten

3V Schutz der FlieBgewdasser und Ufer

4V Vermeidungsmalnahmen fir Muschelbestéande

5V Vermeidungsmal3nahmen Fledermause in oder an Gebauden

6V Vermeidungsmalinahmen beim Neubau der Briicke Uber die Naab

7V Vermeidungsmalinahmen beim Abriss der alten Bricke Uber die Naab
8V Wiederbegriinung des Ufersaums der Naab.

9V Aufwertung des Muschellebensraumes

10V Aufwertung des Lebensraums fir die Fischfauna

Als erhebliche Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes (Eingriffe) verbleiben

lediglich

die Neuversiegelung-von-0:28-ha Versiegelung, Uberbauung und voriiberge-

hende Inanspruchnahme tberwiegend geringwertiger Lebensraumstrukturen
und / oder anthropogen bereits veranderter Bodenflachen (Mersiegelung:

06,54-ha,Entsiegelung:-0,26-ha Bezugsraume 1, 2 und 4; +.54-ha 1,53 ha)

die voriibergehende Beanspruchung des landesweit bedeutsamen Naab-
FlieRgewassers (Vorschiittungen) sowie die Versiegelung, Uberbauung und
voribergehende Inanspruchnahme von 6;89-ha naturschutzfachlich héher-
wertigen, z.T. gesetzlich geschitzten Naab-Uferbereichen (Bezugsraum 3;
0,34 ha).

Weitergehende (erhebliche) Beeintrachtigungen, v. a. zusatzliche Zerschnei-

dungen von Funktionsbeziehungen oder zusatzliche betriebsbedingte Storun-

gen, sind nicht gegeben.

Fir das Landschaftsbild ergeben sich durch das Bauvorhaben allenfalls nur ge-

ringe Beeintrachtigungen, die aber unter der Schwelle der Erheblichkeit liegen.

Durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen GestaltungsmafRnahmen (Gt
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bisG4 20.1 G bis 20.4 G) konnen diese Beeintrachtigungen noch weiter ver-

mindert werden.

Die Eingriffe in den Naturhaushalt werden durch Bereitstellung von 6;48 0,816
ha Flache (Ausgleichsflache At 15 A) auf der bereits seit 1997 vorhandenen
Sammelkompensationsflache SAD 013 ,Feuchtkomplex bei Zangenstein“ des
Staatlichen Bauamtes Amberg-Sulzbach ausgeglichen. Die Unterhaltung der
Ausgleichsflache erfolgt entsprechend dem naturschutzfachlich abgestimmten
Pflegekonzept. Die Sammelkompensationsflache ist bereits im Okoflachenka-
taster des LfU erfasst.

Abschliel3end ist festzuhalten, dass nach Verwirklichung der genannten land-
schaftspflegerischen MalRnahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts verbleiben und das
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt ist.

Die Eingriffe im Sinne der 88 13 und 15 14 BNatSchG werden durch die Mai3-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vollstédndig ausgegli-
chen.

Brand- und Katastrophenschutz

Der grundsétzlich planbare Hochwasserschutz und alle weiteren wasserwirt-
schaftlichen bzw. naturschutzfachlichen Belange wurden insbesondere mit dem
Wasserwirtschaftsamt und den Behoérden fir den Naturschutz erértert und abge-
stimmt sowie in die Verfahrensunterlagen eingearbeitet. Zudem erfolgt friihzeitig
vor dem Baubeginn im Rahmen der allgemeinen Verkehrsfilhrung eine Abstim-
mung mit der Stadt (abwehrender Brandschutz usw.) und den jeweils betroffenen
Fachstellen wie insbesondere dem Landratsamt.

Die bestehende Briicke Uber die Naab sowie der beschrankte Bahnibergang
stehen bis auf eine kurze Zeit der Verkehrsumlegung fur den allgemeinen Ver-
kehr wie auch fur Rettungskrafte wie jetzt zur Verfigung. Vom offentlichen Ver-
kehrsnetz aus ist die Baustelle im Allgemeinen wie auch Teilbaustellen anfahr-
bar. Der Baustellenbetrieb ist fur den 6ffentlichen Verkehr grundsatzlich nicht of-
fen, da hier die ausfihrenden Firmen zusténdig sind. Sie gestalten den Baustel-
lenbetrieb betriebstechnischen Erfordernissen und in der Regel nach den Vorga-

ben der Berufsgenossenschaften usw. in eigener Zustandigkeit. Baustellen sind
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dem offentlichen Verkehr durch verkehrsrechtliche Anordnungen entzogen oder

finden auf privatem, noch nicht gewidmeten Grund statt.

Durchfithrung der BaumafRnahme

Ausbaustufen

Die Mal3nahme soll in einem Zuge durchgefiihrt werden.

Bauzeit

Die Bauzeit-sind-ca—2,5-Jahre-vorgesehen fir die gesamte Baumal3nahme be-

tragt voraussichtlich 7 Jahre.

Verkehrsregelung wahrend der Bauzeit

Der Bau kann aufgrund der abseitigen Lage zur bestehenden St 2040 weitge-

hend unter Verkehr erfolgen. Ortsstraf3en sind zeitweise voll zu sperren.

Grundeigentum

Grunderwerb

Zum vorgesehenen StraRenausbau wird privates und o6ffentliches Eigentum in
Anspruch genommen. Die betroffenen Grundstiicke und der Umfang der daraus
bendtigten Flachen sind dem Grunderwerbsverzeichnis und den Grunder-

werbsplanen (Unterlagen 8) zu entnehmen.

Die fur das Bauvorhaben erforderlichen Eingriffe in das Privateigentum werden
im Zuge der Entschadigung ausgeglichen. Uber die Inbesitznahme, die Abtre-
tung und die HOhe der Entschadigung wird jedoch nicht im Planfeststellungsver-
fahren, sondern in einem gesonderten Verfahren, fir das der festgestellte Plan
Voraussetzung ist, entschieden. Zwischenzeitlich konnten bereits einige Flur-
stiicke erworben werden. Diese wurden teilweise im Rahmen der Tekturpla-

nungen herangezogen.

In den Grunderwerbsplénen und im Grunderwerbsverzeichnis (Unterlagen Nr.

8.1ab sowie 8.3ab) sind erforderliche Flachen fir die Grunddienstbarkeiten
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(Ankerflachen, Rohrleitungen usw.) und die voriibergehende Inanspruchnahme
(Humuslagerflachen, Umfahrungen, Arbeitsstreifen, Bau- und Materiallager,
Probeflachen usw.) ausgewiesen. Diese Flachen fur die vortubergehende Inan-

spruchnahme werden nach Abschluss der Bauarbeiten wieder rekultiviert.

In der Unterlage 8.2a sind ist die Flachen fur die Ausgleichsmalinahmen darge-
stellt. Diese Flachen befindent sich bereits im Eigentum des Freistaates Bayern.
Die Lage der Ausgleichsflachen ist aus Unterlage 9-3a 9.3b ersichtlich.
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